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S t a d t K i e 1 
Der Stadtpräsident 

Kiel, den 9. August 1961 

zu einer Sitzung der Ratsversammlung; 
Donnerstag, den 17. August 1961, 15 Uhr, 

Rathaus, Ratssaal 

Tagesordnung 

Qff~~~~~~b~_~~~~~~~ 

1) Genehmigung der Niederschrift über die Sitzung der Ratsver
sammlung am 29. Juni 1961 

2) Mitteilungen ab) des Stadtpräsldenten 
) des Magistrats 

3) Bericht des Liegenschaftsamtes über Grundstückskäufe für 
die Schwentinebrücke 
Bürgermeister Dr . Fuchs 

4) Neufestsetzung der Gebühren und Entgelte für die Des-
infektionsanstalt - Drs . 544 -
Stadtrat Schröder 

5) NeUfestsßtzung des Heimpflegesat zes für das Mütter-
und Säuglingsheim der Stadt Kiel - Drs. 545 -
Stadtrat Schröder 

6) Plakataktion - "3-geteil t? - niemals!" - - Drs. 51~7 -
Fräulein Stadträtin Dr. v. Rundstedt 

7) Kosten der Bundestagswahl 1961 - Drs. 550 -
Stadtrat Langbehn 

8) 8. Nachtrag zur Entgeltsordnung für das Städt. 
Krankenhaus - Drs. 557 -
Stadtrat Schubert 

9) Herrichtung der Räume am Markt 4/7 für das Jugend
amt und das Schul- und Kulturamt - Genehmigung 
der Zustimmung des Magistrats zu einer außer-
Planmäßigen Ausgabe - - Drs. 558 -
OB 

10) Bau von Regen- und Schmutzwasserkanälen im Siedlungs-
gebiet Nissenstraße - Drs. 560 -
OB 
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11) Na chtragsstellenplan 1961 für die Kiele r Spar-
und Leihkasse - Drs. 562 -

stadtrat Langbehn 

12) Änderung der Betriebssatzung für die Hafen
und Verkehrsbetriebe der Stad t Kiel 
Stadtrat Langbehn 

13) Mehrausgaben für das Altersheim Kronshagen 
das Pflegeheim West 
Stadtrat Engert 

14) Bau und Finanzierung de s Pfl egeheimes Kiel-
Nord 
Stadtrat Engert 

15) Ankauf von Straßenbahnfahrscheinen für die 
sucher aus der SBZ 
Fräulein Stadträtin Dr. von Rundstedt 

und 

Be-

16) Erfahrungsbericht über die Kieler Woche 1961 
OB 

17) Verschiedenes 

- Drs. 564 -

- Drs. 568 -

- Drs. 569 -

- Drs . 570 -
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1) Vorbereitung der Kieler Woche 1962 ' 
OB 

2) Austausch eines Kommunaldarlehens der "Vereinigte Leben" 
in Höhe von 2.000.000 DM gegen ein Darlehen der Landes
bank und Girozentrale Schleswig-Holstein in gleicher 
HÖhe - Drs. 534 -
Bürgermeister Dr. Fuchs 

3) Erwerb einer 27.523 qm großen Koppel in 
Wellsee von Rath - Drs. 538 -
Bürgermeister Dr. Fuchs 

4) Austausch von Flächen am Viehdamm in Kiel-
Suchsdorf mit Ernst Pogge - Drs. 539 -
Bürgermeister Dr. Fuchs 

5) Verkauf eines etwa 209.941 qm großen Industrie
geländes in Suchsdorf an die Siemens & Halske AG . , 
Berlin-München - Drs. 541 -
Bürgermeister Dr. Fuchs 

6) Un~ntgeltliche Ubereignung des Bunkergrund-

D
stucks Hummelwiese an die Bundesrepublik 
eutschland - Drs . 542 -

Bürgermeister Dr. Fuchs 

7) ~~rschläge der Stadt Kiel für die Vergabe der 
b1genheimg~Undstücke durch den Grundstücksver-
~nd Kiel-Projensdorf - Drs. 561 -

Burgermeister Dr. Fuchs 

8) frNlächenaus tausch in Kiel-Suchsdorf mit der 
euen Heimat" 

Bürgermeister Dr. Fuchs 

9) Verschiedenes 

- Drs. 566 -

~;etTageSOrdnungSpunkte 13 und 14 der öffentlichen Sitzung werden 
s am ' 16. ,August 1961 im Magistrat beraten . 

K ö s t e r 



Zusammenstellung der für die heutige Sitzung 
noch verteilten Vorlagen 

Öffentliche Sitzung 

Zu 14) Bau und Finanzierung des Pflegeheimes Kiel
Nord 
Stadtrat Engert - neue Vorlage -

18) Mehrausgaben bei den Haushaltsstellen 776/523 
- Beihilfen - und 776/691 - Durchführung der 
Kieler Vloche -
CB 

19) Herstellung eines Kulturfilms über die Stadt Kiel 
OB 

- Drs. 569 -

.. Drs. 578 -

- Drs. 581 -



Zu Funkt 14 der_Tagesordnung 

Mag ist rat 
1ursorgeausschuß 
- Fürsorgeamt -

Kiel , den 17. August 1961 

~etr .: Bau und Finanzierung des Fflege heims Nord 

~erichterstatter: J tadtrat ~ n g er t 

~:trag: 1) Die Haushaltsmit t el f ur den ~au des Fflegeheims 
No rd sind im Nachtragshausha ltsplan fUr das Rech
nun[ sjahr 1961 in H5he von 1.40L.000 Th l bei der 
Haushaltsstelle V 4324/ 120 bereitzustellen. 

2) Bis zum Inkrafttreten der l~achtragshaushaltssatzung 
darf überplanmäßig über die Mittel bis zu 600.000 DM 
verfugt werden. 

3) Die Dec kung der restlichen 600 .000 Dß'i erfolgt im 
Rahmen des ~achtrags e tats . 

4) Mit dem Bau darf s ofort be gonnen werden. 

Begründung: 

Der Bau des Ffle ßeheims Nord gehbrt zu den MaEnahmen , die von 
der Kürzung des Gesamtbetrages der D3rlehen in der Haushalts
s~tzung der ~tadt Kiel f ür das Rechnungsjahr 1961 betroffen 
s~nd . 

~ie . vom Fürscirgeamt im Zusammenhang mit den Verbänden der 
re~en WOhlfahrtspfle ge und dem Amt für :E'amilienfürsorge 

~or kurzem durchgeführte Erhebung Uber den Bedarf an Alters 
B~d Ifle geheimplätzen hat gezeigt , daß z.Zt. mindestens 185 
D~rg~r darauf warten, in ein iflegeheim aufgenommen zu werden. 
K1e ~mmer noch lanl en Wart e ze iten , we lche die Bewerber in 
l~Uf nehmen müssen, führen vielfach zu unzumutb aren körper
A1Che~ ~nd seelischen Belastungen f~r die Fatienten und ihre 
bn~ehorlgen. Auch werden oft dringend benötigte Krankenhaus-

e ten blockiert. Nach dem Ergebnis der Untersuchungen muß 
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damit ge r echnet werde n, daß die Verhä ltnisse nac h de r Inbe 
triebnahme des 3. Ifl ege he ims in Hass es immer noch äußerst 
s chwierig ble i ben. Im Inte r esse de r p flegebedü rftige n alten 
Bürge r unse rer Stadt darf dahe r der Bau des He im s in rrojens 
dorf nicht v er zBgert we rde n . Eile i s t umso mehr geboten , als 
man versuchen muß, bi s zum Beginn de s Winters sowe it zu sein , 
daß der Baufort schritt auch durch e ine grBßer e Kälteperiode 
nicht wesentlich b ee inträchtigt wird . 

Der im Antrag ge nannte n Bausumme von 1. L+OO.000 DM( ohne Inven
tar , Gart enhe r richtung pp .) li egen be r e i ts die husschreibungs 
e r gebni s s e für die Rohbauarbe i ten zugrunde . Da auch das Grund
stück zur Verfügung steht, kann so fort nach dem Be schluß mit 
den Bauarbeiten b egonnen we rde n. Die Mit te l f ür das Inventar 
usw. in HBhe von 270.000 DM kBnn~ n im Rechnuns sjahr 1962 b er e it 
ges t ellt we rden . 

En g e r t 



Zu Punkt \ S_ der Tagesordnung 

Der :r glS at 

Kiele r -Woche-Ausschuß 
P r e s s e amt 
- Kieler Woche-

Eiel, den 14. August 1961 

Druc ksache 578 

Betrifft: Mehrausgaben bei den Haushaltsstellen 
77 6/523 - Beihi lfen - und 77 6/691 -
Durchführung der Nie l er Woche -

Berichterstatt er: Oberbürgermeister 

.lultrag: 1. Zugestimmt wird der Leistung einer iibe rplanmäßigen 

Ausgabe bei der Haushaltsstelle 77 6/523 - Beihil
fen - in Höhe von 45.000 DM, und zwa r Ifd. Ur 1 
- Für s portliche Veranstaltungen 30.000 DM und 
lfd. Nr 3 - Veranstaltungen der Jugend 15.000 DM 

2 . Zugstimmt wird der Leist'ung einer überplanmäBigen 
Ausgabe bei der Haushaltsstelle 776/691 - Durch
fiihrung der Ki el e r Woche - in Höhe von 24 .000 DM 

3. Die Nachforderungen sind in den Nachtragshaushalts
plan für das Rechnungsjahr 1961 einbezogen. 

Begründung 

Vom Bundesinnenminist erium sind un~ in diesem J ahr erstmalig 

in der Höhe von 80.000 DM Be ihilfen bewilligt worden, die der 
Bund inzwischen üb erwies en hat. Di e se Mittel dienten in erster 
Lini e der Intensivierung der Kieler \!Joche und sollten nach dem 

Beschluß des Ki el er-Woche-Ausschusses nicht den städtischen 
Etat entlast en 9 sond ern zusätzlich aufgewendet werden. Da bei 
AU.fstellung des Ha ushaltsplane s 1961 und auch im Laufe des 

dies-
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diesjährigen Haushaltsjahres n och ni cht Ubers ehen werd en konnte, 

ob und in welc her Höhe Bann di e Kie l er Woche llnt erst Utzen wUrd e 9 

konnt en die Ausgab eansätze in entspre chender Höhe bi sher nic ht 

verstärkt werden. Dies e Verstärkung ist im Entwurf des Nach

tragshaushal tsplane s im Unt erabschnitt 77 6 - Kj. e l er \"; oche - vor

ge s ehen. Die vorli egEn den unbezahlten RechnungE::n vo n der Ki el er 

Woche in Höhe von Ub er 20.000 DM und die Verpflichtungen 9 di e 

den Organisationen aufgrund de r Bewill igungen der Bundesregi erung 

in höherem Maße durch di e Ki el er Woche en t standen sind, lassen 

ein Abwart en b is zur Verabschiedung des Nachtragsha ushalt s nicht 

zu . Um d ie dringenden Zahlungsverpflidl -bunge n durchfUhren zu 

können , i s t eine Ub erplanmäßige Ausgab e noch vor der Behandlung 

de s Nachtragshaushalts notwendig . 

T1Uthling 
OberbUrßermeist e r 



Zu punk~ __ ~~er Tagesordnung 

P res s e amt Kiel, den 1 0 . August 1961 

Drucksache 581 

~~~rifft: Herstellung eines Kulturfilms über die Stadt Kiel . ------

~~Eichterstatter: Oberbürgermeister --------------
Die Verwaltung wird ermächtigt, den Auftrag zur Her
stellung eines farbigen Kulturfilms über die Stadt 
Kiel bis zum Preis von 80 .000,-- DM zu erteilen. 
Der Betrag ist im Haushaltsplan für das Jahr 1962 
vorzusehen und mit 37 .750,-- DM durch Entnahme aus 
der angesammelten Rücklage "Kulturfilm" uhd mit dem 
Restbetrag im Rahmen de s Gesamthaushalts zu decken. 

~i~ Herstellung eines Kulturfilms über die Stadt Kiel ist be
e~ts seit längerer Zeit geplant. In der dafür beim Presseamt 

~etSchaffenen Sonderrücklage "Kulturfilm" ist inzwischen ein 
e rag von 37.750,-- DM angesammelt worden. 

~~~acht ist an einen farbigen Kulturfilm über Kiel, der im In
v AU~land gespielt und den Besuchern und Gästen der Stadt 
S o~geftihrt \'Terden kann. Schmalfilmkopien könnten auf Wunsch den 
wC Ulen, Verbänden und Organisationen zur Verfügung gestellt 

erden. 

~:s Presseamt wird beauftragt, alle Maßnahmen zur baldigen 
rstellung des Films in die Wege zu leiten. 

Dr. M ü t h 1 i n g 
Oberbürgermeister 



S t a d t K i e I 
Der Stadtpräsident 

Kiel, den 9. August 1961 

1 ) 

zu einer Sitzung der Ratsversammlung, 
Donnerstag, den 17 . August 1961, 15 Uhr, 

Rathaus, Ratssaal 

Tagesordnung 

Qff~~~!!~~~_§!~~~~6 

J( 

1) Genehmigung der Niederschrift über die Sitzung der Ratsver
sammlung am 29. Juni 1961 

2) Mitteilungen a) des Stadtpräsidenten 
b) des Magistrats 

v 3) Bericht des Liegenschaftsamtes über GrundstUckskäufe fUr 
die Schwentinebrücke 
Bürgermeister Dr . Fuchs 

V 4) Neufestsetzung der Gebühren und Entgelte für die bes-

I 

infektionsanstalt 
Stadtrat Schröder 

- Drs. 544 -

v5) Neufestsetzung des Heimpflegesatzes fUr das MUtter-
und Säuglingsheim der Stadt Kiel - Drs. 545 -
Stadtrat Schröder 

1/ 6) Plakataktion _ "3-geteilt? - niemals!" - - Drs . 547-
Fräulein Stadträtin Dr. v. Rundstedt 

v/7) Kosten der Bundestagswahl 1961 
Stadtrat Langbehn 

V 8) 8 . Nachtrag zur Entgeltsordnung fUr das Städte 
Krankenhaus 
Stadtrat Schubert 

V9) Herrichtung der Räume am Markt ~/7 fUr das Jugend
~mt und das Schul- und Kulturamt - Genehmigung 
er Zustimmung des Magistrats zu einer außer

Planmäßigen Ausgabe -
OB 

- Drs . 550 -

- Drs. 557 -

- Drs. 558 -

/ 10) Bau von Regen- und SchmutzwasserkanKlen im Siedlungs-
gebiet Nissenstraße - Drs. 560 -OB 
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v 11) Nachtragsstellenplan 1961 für die Kieler Spar-
und Leihkasse - Drs. 562 -
stadtrat Langbehn 

v12) Änderung der Betriebssatzung für die Hafen
und Verkehrsbetriebe der Stadt Kiel 
Stadtrat Langbehn 

13) Mehrausgaben für das Altersheim Kronshagen 
das Pflegeheim West 
Stadtrat Engert 

14) Bau und Finanzierung des Pflegeheimes Kiel-
v Nord 

Stadtrat Engert 

15) Ankauf von Straßenbahnfahrscheinen für die 
sucher aus der SBZ 
Fräulein Stadträtin Dr. von Rundstedt 

und 

Be-

16) Erfahrungsbericht über die Kieler Woche 1961 
OB 

17) Verschiedenes 

l 

- Drs. 564 -

- Drs. 568 -

- Drs. 569 -

- Drs. 570 -

- :) 
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1) Vorbereitung der Kieler Woche 1962 
OB 

V 2) Austausch eines Kommunaldarlehens der "Vereinigte Leben" 
in Höhe von 2.000.000 DM gegen ein Darlehen der Landes
bank und Girozentrale Schleswig-Holstein in gleicher 
Höhe - Drs. 534 -
Bürgermeister Dr . I<'uch~ 

( 3) Erwerb einer 27.523 qm großen Koppel in 
Wellsee von Rath 
BUrgermeister Dr . Fuchs 

V 4) Austaus ch von Flächen am Viehdamm in Kiel
Suchsdorf mit Ernst Pogge 
Bürgermeister Dr. Fuchs 

/ 5) Verkauf eines etwa 209.941 qm großen Industr1e
geländes 1n Suchsdorf an d1e S1emens & Halske AG., 

- Drs. 538 -

- Drs. 539 -

Ber11n-MUnchen - Drs. 541 -
BUrgerme1ster Dr . }'uch.c> 

1/ 6) U Unentgeltliche bere1gnung des Bunkergrund-
stUcks Hummelw1ese an d1e Bundesrepub11k 
Deutschland - Drs. 542 -
BUrgerme1ster Dr . Fuchs 

v' 7) V orschläge der Stadt K1el fUr d1e Vergabe der 
EigenheimgrundstUcke durch den GrundstUcksver-
band Kiel-Projensdorf - Drs. 561 -
BUrgerme1ster Dr . Fuchs 

V8) Flächenaustausch in K1el-Suchsdorf m1t der 
"Neuen Heimat" L 
BUrgermeister Dr. Fuch' a. 

9) Verschiedenes 

- Drs. 566 -

D' 13 Y:. werden 
al. e rages ordnungspunkt e 1'1 der öffentl ichen Sitzung wxxGi erst 

m 16. Augu~t 1961 1m agistrat beraten . 

- 4 -
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2 ) An 
a ) die Schleswic- Holsteinis che Vo l kszeitung 
b ) die Kieler N~chrichten 

t-latsverswornlunc . Sitzung Donnerst~g, den 17 . J . 19u1, 15 Uhr , 
tathaus , ltatssaal . TaLesordnunr,; . Offentliehe uitzunc . 1 . Ce 

nehmit;un,; der Niederschr i ft über die .si tZUI L der \u. ts versamm
lung ~m 29 .6 . 19C 1. 2 . Mi tteilunce n a ) des Stadtpräsidenten, 
b ) des IJIacistra ts . 3 . Bericht des Liegellschaftsamtes ü er 
GrundstückGk~ufe für die Schwentinebrücke . }~ . Neufestsetzun~ 
der Gebühren und Entgelte für die Desinfektionsanstal t . 5 · 
Neufestsetzunb des Heimpflef:.;esatzes für da"" ü tter- und Säug
l i ngsheim der st dt Kiel . o. Platcataktion - t1) - Gete il t? - nie 
mals ! 11 -. 7 . Kosten der 13undestagsv.Jahl 1961. 8 . ,.., . IJachtraG zur 
Entl;el tsordnun[; für da"" täd t . Kranl<:enhaus . 9 . Herrichtun d er 

äume am rJIarkt LI /7 für das J ucrendamt und das c ul - und Kul tur~ 
amt - Genehrnibullg der ZustirnmuIl6 des Mu[,ü:itrats zu einer außer ~ 
planmäßiGen Auscabe -. 10 . Sau von 11.ec;e11- und Schmutzv/asser 
kanäl en i m S ied l uncsßeb i et Nissenstraße . 11 . achtragsstell en-
plan 196 1 f ü r d i e Kie le r Spar - und Leihkar~e . 12 . Änderung der 
Be triebssatzunG für die HaL'en - und Ve rkehrsbetriebe der stadt 
Kiel . 1;; . Mel1raUS[~aben für da" Al tersheim Kron"hagen und das 
Pflegeheim Hes t . 14 . Bau und .b' i nanzierunc des Pfleö eheiules 
Ki el - Nord . 1 S . An l<:auf v on Straßenbahnfahrs cheinen f ü r die Be 
sucher aus der SBZ . 16 . Erfahrunt;sbericht ü ber d ie Kie l er \io cb

e 

1961 . 17 . Verschiedenes . Ni chtöffentliche Sitzune; . 1 . Vorbe 
rei tunL der Yieler V/oche 1962 . 2 . Du.rlehcmsange l erenhei ten . 
) . - 8 . GrundstüclcsantßleGenheiten . 9 . Verschiedenes . 
- 1 öster , tadtpräs i dent -

3 ) E i ne Tagesordnung i st im Rathaus auszuhängen . 

lt ) Z . d . A . 

Köster 



!u k~lj ;:0. d! IafPdT~üuv, f 

Bundesverfassungsgericht 
- 2 BvR 366/60 -

Abschrift 

I M N A M E N DES V 0 L K E S 

In dem Verfahren 
über 

die Verfas sungs beschwerden 

1. der Deutschen Partei# Landesverband Schleswig-Holstein, 

Kiel, Andreas-Gayk-Straße 9-11, vertreten durch den 

Landesvorsitzenden, Landwirt Walter Matzen, 

2. des Landwirts Walter Matzen, Koselau über Lensahn (Hol

stein) , 

3. des Journalisten Martin Werchan, Kiel-Ellerbek, Hang
straße 20, 

4. ~es Hauptlehrers i.R. Ernst Ruge, Krummendiek, Post Kleve 
uber Wilster, 

gegen Bestimmungen des Wahlgesetzes für die Gemeinde- und 
Kreisvertretungen in Schleswig-Holstein (Gemeinde- und Kreis
wahlgesetz - GKWG -) vom 25 . März 1959 (GVBL. s. 13) 

hat das Bundesverfassungsgericht - Zweiter Senat -
Unter Mitwirkung 

des Stellvertreters des Präsidenten, Dr. Katz, 
als Vorsitzenden 

und der Richter 
Dr. Schunck, 
Dr. Klaas, 
Dr. Leibholz, 
Dr. Friesenhahn# 
Dr. Rupp, 

Dr. Geiger, 

Dr. Federer, 

am 30 Dr. Kutscher 
• Mai 1961 beschlossen: 
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1. Die Verfassungsbeschwerde der Deutschen Partei , Landes

verband Schleswig-Hol stein, wird verworfen . 

2. § 11, § 17 Abs a tz 2 Satz 1, § 42 Absatz 1 und 3, § 46, 
§ 48 Absa tz 1 und 2, § 50 des Wahl gesetzes für die Ge

meinde- und Kreis vertretungen in Schleswig-Holstein 

(Gemeinde- und Kreiswahlg.esetz - GKWG -) vom 25 . März 

1959 (GVBl. S. 13 ) verletzen die Grundrechte der Beschwer

deführer zu 2) bis 4) aus Artikel 3 Absatz 1 des Grund

gesetze s ; § 48 Absatz 3 und 4 verstößt gegen Artikel 28 
Absatz 1 Satz 2 des Grundgesetzes. Sie s ind nichtig . 

Im übrigen werden die Verfassungs beschwerden der Be

schwerdeführer zu 2 ) bis 4) zurückgew i esen. 

G r ü n d e 

A 

I. 

Das Wahlgesetz für die Gemeinde- und Kreisvertretungen in 

Schleswig-Holstein (Gemeinde- und Kreiswahlgesetz - GKWG -) 

vom 25. März 1959 (GVBl . S . 13) verbindet die relative Mehr-

heitswahl im Wahlbezirk mi t dem vollständigen Verhältnisaus-

gleich im Wahlgebiet für die an der Listenwahl beteiligten 

politi s chen Parteien. 

Wahlgebiete sind für die Gemeindewahl das Gemeindegebiet 

und für die Kr ei s wahl das Kreisgebiet (§ 2). ".Die Zahl der 

Wahlbezirke und der in den Wahlbezirken zu wählenden "unmit-

telbaren Vertreter" richtet sich na ch der Einwohnerzahl des 

Wahl gebiets (§ 10 Abs. 1 bis 3 i Vm §§ 9, 8 ). Neben den auS 

den Wahlbezirken nach den Grund sätzen der relativen MehrheitS~ 

wahl zu vergebenden Sitzen werden nach § 9 weitere Sitze auf 

Listenwahlvorschläge verteilt ("Listenvertreter"). 
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Wahlvorschläge für die Wahl der unmittelbaren Vertreter 

können Parteien im Sinne des Art. 2 1 des Grundgesetzes (poli

tische Parteien) und Wahlberechtigte, Listenwahlvorschläge 

dagegen nur politische Parteien einreichen (§ 17 Abs. 1 und 2). 

Die Stimmzettel werden für jeden Wahlbezirk unter der Ver

antwortung des Wahlleiters hergestellt (§ 27 Abs. 1). Sie ent

halten die Namen der Bewerber in folgender Anordnung: An 

erster Stelle stehen die Bewerber, die für eine im Landtag 

Vertretene politische Partei auftreten, in der Reihenfolge 

der von diesen Parteien bei der letzten Landtagswahl erreich

ten Stimmenzahl unter der entsprechenden, vom Innenminister 

bekannt zugebenden Nummer. Im Anschluß daran werden die Be

werber, die für sonstige politische Parteien auftreten, in 

alPhabetischer 'Reihenfolge des Namens dieser Parteien und 

SOdann die par~losen Bewerber in alphabetischer Reihenfol-

ge des Familiennamens aUfgeiührt (§ 27 Abs. 2) . 

Jeder Wahlberechtigte hat ein bis drei Stimmen, je nachdem 

wleviele unmittelbare Vertreter im Wahlbezirk zu wählen sind. 
p" 

Ur einen Bewerber kann er nur eine Stimme abgeben (§ 10 

' Abs. 4). In den Wahlbezirken sind diejenigen unmittelbaren 

Bewerber gewählt, die die meisten Stimmen erhalten haben (§ 10 

Abs. 5). Für die V t '1 d d L' t b d er e1 ung er aus en lS en zu verge en en 

Sitze werden für jeden Listenwahlvorschlag die Stimmen zu

sammengezählt, die die unmittelbaren Bewerber der vorschla

genden politischen Partei erhalten haben (§ 11 Abs. 1 Satz 1). 
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Sodann wird von der zu wählenden Gesamtzahl von Vertretern 

die Zahl der unmittelbar gewählten Vertreter abgezogen, de-

ren Stimmen nicht f ür einen Listenwahlvorschlag mitgezählt 

worden sind ( § 11 Abs. 2 Satz 1). Die restlichen Sitze werden 
I 

auf die Listenwahlvorschläge nach den Grundsätzen de s d'Hondt 

schen Höchstzahlenverfahrens unter Anrechnung der von den vor-

schlagenden politischen Parteien unmitte lbar in den Wahlbe

zirken errungenen Sitze verteilt (§ 11 Abs. 2 Satz 2 iVm Abs. 4)' 

Ist die Zahl der in den Wahlbezirken für e ine polit ische Par-

tei gewählten Bewerber größer a l s ihr verhältnismäßiger Sitz-

anteil, so verbleiben ihr die darüber hinausgehenden Sitze 

(§ 11 Abs. 5 Satz 1). 

Politische Parteien, auf die weniger als 5 v.H. der im Wahl

gebiet abgegebenen gültigen Stimme n entfall en sind oder für 

die nicht mindestens ein unmittelbarer Vertreter gewählt wor

de n ist, nehmen am Verhältnisausgleich nicht teil (§ 11 Abs. 1 

Sa tz 3). 

Wenn ein gewählter Bewerber stirbt oder die Anna hme der 

Wahl ablehnt, oder wenn e in Vertreter stirbt oder seinen Sitz 

verliert, so rückt der nächste Bewerber auf der Liste derje

nigen politischen Pa rtei nach, für die der Ausgeschiedene bei 

der Wahl aufgetreten ist (§ 42 Abs. 1). Ist ein Nachrücken 

nicht möglich, weil eine Liste nicht vorhanden oder erschöpft 

ist, s o bleibt der Sitz leer (§ 42 Abs. 3) . 

Für die Wahlen in Gemeinden mit mehr als 70 bis zu 750 Ein

wohnern gelten folgende Besonderheiten: 
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Gewählt wird nach den Grundsätzen der Persönlichkeits-

Wahl mit Verhältnisausgleich. Die Gemeinde bildet einen Wahl

bezirk, in dem sieben Vertreter gewählt werden. Jeder Wahl

berechtigte hat drei Stimmen . FUr einen Bewerber kann er nur 

eine Stimme abgeben (§ 45). Politische Parteien können Wahl

vorschläge einreichen, die die Namen aller Bewerber enthal-

ten (§ 46 Satz 1). Wahlberechtigte können nur Einzelwahlvor

SChläge mit jeweils einem Bewerber einreichen (§ 46 Satz 2). 

Der Stimmzettel enthält die Namen der ersten drei Bewerber 

der Wahlvorschläge der politischen Parteien und die Namen 

der Einzelbewerber (§ 47). Die Sitze werden auf die Wahlvor

SChläge nach den Grundsätzen des d'Hondt'schen Höchstzahlen

Verfahrens verteilt. Einem Einzelwahlvorschlag kann nur ein 

Sitz Zugewiesen werden (§ 48 Abs. 1). Die Bewerber der poli

tischen Parteien sind in der Reihenfolge der auf sie entfal

l.enden Stimmenzahl l'ß ',vähI t. Sind solche Bewerber nicht mehr 

Vorhanden, so ist die Reihenfolge des Wahlvorschlages maßgebend 

(§ 48 Abs. 2). 

Pu 
r das Nachrücken gilt der § 42 mit der Maßgabe, daß an 

Stell e der Liste der Wahlvorschlag tritt (§ 50). 

vlird 
nUr ein Wahlvorschlag aufgestellt und zugelassen 

Oder 
Werden mehrere WahlvorSChläge mit insgesamt nur sieben 

Bewerbern aUfgestellt und zugelassen, so findet keine Wahl 
statt 

. Im ersten Fall werden die ersten sieben Bewerber des 
ei.nzi. 

gen Wahlvorschlages, im zweiten Fall die auf den ver-
SChied 

enen Wahlvorschlägen benannten sieben Bewerber vom 
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Wahlausschuß für gewählt erklärt (§ 48 Abs. 3 und 4 - sog. 

Friedenswahlen. 

11. 

Die Deutsche Partei 9 Lande sverbanti Schleswig-Holstein, 

sowie der Landwirt Walter Matzen, der Journalist Martin 

Werchan und der Hauptlehre r i.R. Ernst Ruge , die bei den Kom'" 

munalwahlen im J ahre 1955 für kommunale Wählervereinigungen 

kandidi ert hatten und über diese in Gemeindevertretungen ge

wählt worden waren, wenden sich mit ihrer am 26. März 1960 

eingegangenen Verfassung sbeschwerde gegen verschiedene Be-
die 

stimmung en des Geme inde- und Kreiswahlgesetzes . Sie rügen 

Verletzung von Art. 3, 21, 28 GG und t rag en dazu vor: 

1. Nach § 17 Abs. 2 GKWG könnten Wahlvorschläge für die 
. ~t 

Listenvertreter nur von den politischen Parteien einger
elC 

werden. Kommuna le Wähl ervereinigungen und sogenannte Rat 

part eien seien dagegen vom List enprivileg ausgeschlossen. 
i ß 

Diese Benachteiligung s ei mit dem Gleichheitssatz und dem 

Art. 28 Abs. 2 GG verbrieften Recht der Selbstverwaltung 

nicht vereinbar. Die Bes chränkung des wahlvorsChlagsrechtS 

auf die politischen Partei en habe zur Folge, daß die K 

politik in den Einfluß zentraler Parteigremien gerate und 
die 

Vertret ern rein kommunal er, "unpolitischer" Interessen 
rde· 

Teilnahme an der Verwaltung der Gemeinden erschwert we 
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2. Durch die in § 27 Abs. 2 GKVfG vorgeschriebene Reihenfolge 

der Bewerber auf den amt lichen Stimmzetteln würden die 

Wahlvorschläge der nicht im Landtag vertretenen Parteien 

und Wählergruppen auch dann als bedeutungslos hingest ellt, 

wenn diese in de r vo rhergehend en Kommunalwahl erfolgreich 

gewesen seien. Hinzu komme, daß die im Landtag vertretenen 

Parteien bereits Mona te vor dem Wahltermin eine für das 

ganze Land einheitliche Listennummer zugewiesen erhielten, 

während den übrigen Part eien und \-Tählervereinigungen ihre 

Listennummer erst drei Wochen vor der Wahl mitgeteilt werde. 

Überdies müßten diese damit rechnen, daß im1en in den ein

zelnen Wahlbezirken des gleichen Wahlgebietes verschiedene 

Listennu~~ern zuge teilt würden. Der damit verbundene pro-

pagandistische und psychologische Nachteil falle erheblich 

ins Ge1.'iicht . 

3. Die Teilhabe der kleinen Parteien an der Willensbildung 

in den Kommunen werde weiter durch die Sperrklausel des 

§ 11 Abs. 1 Satz 3 behindert. Die Sperrklausel sei über

flüssig , weil in den Kreis- und Gemeindevertretungen keine 

POlitischen Grundsatz entscheidungen von staatspolitischer 

Bedeutung zu fällen seien. Sie \virke überdies in verfas

sun.gsrechtlich unzulässiger Weise der Gründung und Ent

faltung neuer Parteien entgegen , die sich zunächst in den 

Selbstverwaltungskörperschaft en bewähren müßten. 
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4. Die Beschwerdeführer rügen ferner, daß die Wähler nach Maß" 

gabe des § 10 Abs. 4 GKWG je nach der Größe des Wahlg ebie 

1, 2 () de2~ 3 Stimmen abg eben können. Sie halten diese Diffe" 

renzierung mit dem Grundsatz der Vfahlgleichhei t für unver'" 

einbar, weil die Wähler in kleineren Gemeinden Bewerber v~ 
schiedener Partei en fördern können, während die Wähler in 

den Großgemeind en und Landkreisen sich jeweils für einen 

Kandidat en entscheiden müssen. 

5. Die im § 42 GKVfG für den Fall des Ausscheidens eines gev/äl1l 

ten Bewerbers ge troffene Rege lung verletze das Gebot der 

Chancengleichheit, da das Gemeind e- und Kreiswahlgesetz afll 
. neS 

ders als § 48 des Bundeswahlgeset zes beim Ausscheiden e~ 

unabhängigen Bewerbers kein e Ersatzwahl vorseh ::: . Nur die 
de.ß 

l er eines unabhängigen Bewer bers müßten in Kauf nehmen, 
. )1' 

ihre Stin1'Uen l)e im AusscheideT! ihres Kandidaten verloren gJ. 

gen. 

6. Bei dem im § 45 GKWG für Gemeind en mit mehr als 70 bis ~u 
.,o~ 

die v 
750 Einwohnern vorgeschriebenen Wahlverfahren seien 

einer pali tischen Partei benannten Bey,erber dadurch be
Vo 

r/ 
daß ihnen die Reststimmen der erfolglosen Bewerber ihrer 

t' 
E; nzelbeWe 

ste zugerechnet würden. Infolgedessen komme ein .... 
mel'lf 

beI' unt er Umständ en auch dann nicht zum Zug e, wenn er 
b r a.uf 

Stimmen erhalte, als ein erfolgreicher Part e ibewer e 

hab e vereinigen können. 
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7. Schließlich sei es mit Art. 28 GG nicht vereinbar, daß ge

mäß § 48 Abs. 3 und 4 GKWG keine Wahl durchge führt werde, 

wenn nur ein Wahlvorschlag oder mehrere Wahlvorschläge 

mit insgesamt nur sieben Bewerbern aufgest ellt und zuge

lassen s eien. Dadurch werde die Entscheidung über die Zu

sammens etzung der Gemeindevertretung in das Ermessen einer 

Minderheit gestellt. Di e Mehrheit der Wahlberechtigten 

werd e vor vollendete Tatsachen gestellt, ohne sich mit 

Hilfe des Stimmzettels dagegen wehren zu können. 

111. 

1. a) Der La.ndtag und die Landesregierung von Schleswig

Holst ein halten die Verfassungsbeschwerde des Landes

v erbandes der Deutschen Par t ei für unzulässig. 

Sie äußern f erner Bedenken, ob die Beschwerdeführer 

zu 2) bis 4) selbst und gegenwärtig in ihren Grundrech

ten v erletzt seien. Die Beschwerdeführer zu 2) bis 4) 

sei en Mitglieder der Deutschen Partei. Der Beschwerde

führ er zu 4) hab e sich auf Vorschlag dieser Partei an

läßlich der letztem Kommunal\,rahlen um einen Sitz im 

Kreistag des Kreises Steinburg und in der Gemeinde 

Krummendiek beworben. Die l etztere Bewe rbung habe Er

fOl g gehabt. Di e Beschwerdeführer zu 2 ) und 3) hätten 

Sich wed0T als Kandidaten ihrer Partej. noch als freie 

Bewer"ber aufstellen lassen. 
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b) Im übrigEm sei en di e Verfassungsbeschwerden unb egründet. 

Die unterschi edlich e Behandlung der poli t isc.hen Par

t e i en und der Kommunalen Wählervereinigungen durch das 

schleswig-holst einische Gem einde- und Kre i swahlg esetz 

se i sachlich g erechtfertigt . Das Grundg esetz habe durc~ 
)1' 

Ar t . 21 GG den politischen Par t ei en weg en ihrer fundame 

tal en Bedeutung im Verfassungsl eben eine Sonderstellung 

zugewiesen~ di 8 es zulass e ~ di e poli t i sch en Part eien 

auch im Kommunalwahlrecht zu pri vi l egi erc:m. 

Di e Listenwahl s et ze Person enmehrheiten voraus 9 di e 

eine g ewiss e Geschlossenheit aufwi esen und di e Garantie 

dafür bö t en 9 daß di e auf e iner List e kandidi er end en Be~ 
t' 

werber durch eine g emeinsame Zielsetzung miteinander ",e 

bunden seien. Das s ei nur bei politischen Parteien der 
F?Lll. Di ~ s e Erw::igung rechtfertige di e Beschränkvng ~grn" 
Lls t enprlvilegs auf di e poli tischen Part eien. · IhnZu 

tS" 
me , daß dadurch der Verzahnung von kommunal- und staa 

~ii"" 
politischen Ang e l egenh eit en im heutigen Verwaltungsge~ 

111-
ge Rechnung getragen , der direkten Einflußnahme von 

el1 t" 
t er ess enverbänden auf di e politische Willensbildung 

gegengewirkt und di e Unt erwanderung durch illega l e Gr1.lP 

erschwert werden. 

Di e Angriffe der Beschwerdeführer gegen di e Ausg e-
wej.~ 

staltung des Stimmze tt els g i nS en schon deshalb f ehl, 
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es sich bei § 27 Abs. 2 GK'WG um eine reine Ordnungsvorschrift 

handle, die nicht die Bevorzugung bestimmter politischer P arteien 

bezwecke. 

Daß eine angemessen begrenzte Sperrklausel verfassungsrechtlich 

zulässig sei, werd~ allgemein aner kannt. 

Der § 10 Abs. 4 GK\lVG, wonach jeder Wahlberechtigte gestuft nach 

der Größe des je'llveiligen Vvahlgebiets jeweils so viele Stimmen hat, 

wie unmittelbare Vertreter im Wahlbezirk zu wählen sind, verstoße ebenfalls 

nicht gegen den Grundsatz der gleichen Wahl. Um arbeitsfähige Ver

tretungen in der erforderlichen zahlenmäCigen Besetzung zu erhal-

ten, müsse nach Gemeindegrö~~en klassifiziert werden. Dem Grund-

satz der Wahl gleichheit sei Rechnung getragen, da für die Gemeinden 

gleicher Größe jeweils dasselbe Wahlverfahren gelte. 

Die Beschränkung des im § 42 GKWG vorgesehenen Nachrückens des 

nächsten Bevferbers als Ersatz für einen ausgeschiedenen Vertreter 

auf die Listennachfolger sei eine legitime Konsequenz des Listenpri

Vilegs der politischen Parteien. E s liege in der Natur der Sache, 

daß der Einzelbe~erber, der als Einzelpersönlichkeit gewählt wer

de, weder durch Nachriickeneines anderen Bewerbers noch durch 

eine E rsatzwahl ersetzt werden könne. Im G~g~nsatz hierzu seien 

die Von ,einer: politischen P artei,benannten Bewerber qurch eine ge-
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meinsame Zielsetzung verbunden und daher auswe chselbar. 

Die Sondernormen für Geme inden mit mehr als 70 bis zu 750 Ein

wohnern fänden ihren rechtfertigenden Grund in der Überschaubar

keit der Verhältnisse in kleinen Wahlgebieten. Es sei zwar möglich, 

Grenzsituationen zu konstruieren, in denen die Sonderregelung zU ab' 

normen Ergebnissen führe. Derartige Konstruktionen s eien jedoch 

nicht ge eignet, die Verfassungswidrigkeit der angegriffenen Sonder~ 

regelung darzutun. 

Schließlich bestünden auch gegen die sogenannten Friedenswahlen 

keine durchgreifenden verfassungsrechtlichen Bedenken. Zwar 

finde wahltechnisch gesehen keine unmittelbare 'l /ahl statt. Diese 

sei aber auch überflüssig, weil sie kein anderes Ergebnis als 

das nach § 48 Abs. 3 und 4 GKWG zu unterstellende Wahlergebnis 

haben könne. Da für jeden ~IJ ahlvorschlag nur fünf ode r zehn unter" 

schriften erforderlich seien ( § 20 Abs. 1 GKVvG), sei hinreichend 

gewährleistet, daß jeder potentielle Wähler seine Auffassung durch 

die Aufstellung eines entsprechenden Wahl~orschlags zur Geltung 

bringen könne. 

2. Die bayerische Staatsregierung hält die Verfassungsbeschwerden, 

soweit sie sich gegen § 10 Abs. 4 und § 27 Abs. 2 GK\v' G wenden, 

für unbegründet. 
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3. Die Beschwerdeführer haben auf mündliche Verhandlung verzichtet. 

B 

1. 

Die Verfassungsbeschwerde der Deutschen Partei, Landesverband 

SChleswig-Holstein ist unzulässig. , 

Soweit er mit der Verfassungs beschwerde die Wahrung der Rechte 

seiner Mitglieder und der I1 j edem Staatsbürger in der Bundesrepu-

bUk zustehenden Grundrechte" erstrebt, ist er nicht aktiv legiti-

rniert. Die Verfassul1gsbeschwerde kann nur von dem erhoben wer-

den, der selbst durch den angegriffenen staatlichen Hoheitsakt be-

troffen ist (BVerfGE 1, 97 (102); 2, 292 (294); 10, "134 (136». Da-

durch unterscheidet sich die Verfassungsbeschwerde von der Po-

pularklage und der abstra.-kten Normenkontrolle. 

Der Weg der Verfassungsbeschwerde ist dem Landesverband der 

Deutschen Partei aber auch insoweit verschlossen, als e r die Ver-

letzung seines eigenen Rechts auf Chancengleichheit rügt. Politi-

Sche Parteien können die Verletzung ihres verfassungsrechtlichen 

Status durch die rechtliche Gestaltung des 'J'/ ahlverfahrens vor dem 

Bundesverfassungsgericht nur im 'w ege des Organstreit~ geltend machen 
(BVerfGE 4, 27 ff). 
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Auch eine politische P artei, die um die Gleichheit der "v-" ettbewerbs' 

chancen bei den Gemeindewahlen streitet, steht noch im inne ren 

Bereich des Verfassungslebells und kämpft um ihren verfassungs

rechtlichen Status (BVerfGE 6, 367 (372», 

Selbst wenn man die Verfassungsbeschwerde des Landesverbandes 

ungeachtet de r Tatsache, da.'1 sie ausdrücklich als solche bezeich

net ist und einen Antragsgegner nicht benennt, in einen Antrag im 

Rahmen eines Organstreits umdeuten würde (Art. 99 GG, Art. 37 

Nr. 1 LS, §§ '7 3 ff BVerfGG), wä re dieser als unzulässig zu ver

v/erfen, da er nicht innerhalb de r von §§ -/3 Abs. 2, 64 Abs. 3 

BVerfGG vorgesehenen Frist von sechs Monaten gestellt worden 

ist. Das angegriffene Gesetz ist d-3m Beschwerdeführer spätestens 

mit s einer Verkündung am 31. März 1959 bekannt geworden. Der 

Antrag ist am 26. März 1960 bei Gericht eingegangen. 

Unter diesen Umständen kann dal~ ingestellt bleiben, ob der Antrag 

des Beschwerdeführers zu 1) überdies möglicherweise auch des

halb unzulässig geworden ist, weil der Landesverband der Deut

schen P artei nicht mehr besteht. 

II. 

Die Verfassungsbesch'vve rden der Beschwe rdeführer zu 2) bis 4) 

sind zulässig. 

1. Die Verfassungsbeschwerden richten sich unmittelbar gegen 

das schle swig-holsteinischc Gemeinde- und Kreiswahlgesetz. 
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Dies ist nach der ständigen Rechtsprechung des Bundesverfassungs

gerichts zulässig, da die Beschwerdeführer durch die angegriffenen 

Bestimmungen unmittelbar in ihrem Wahlrecht betroffen sind. Die 

angegriffenen Vorschriften erfordern zu ihrem Wirksamwerden 

keine Vollziehungsakte der Verwaltung. 

2. Die Beschwerdeführer zu 2) bis 4) sind durch das angegriffene Wahl

gesetz selbst und gegenwärtig betroffen. 

a) Die Beschwerdeführer sind durch ihre Zugehörigkeit zur 

Deutschen Partei, Landesverband Schleswig-Holstein, nicht 

gehindert, das Gemeinde- und Kreiswahlgesetz mit der Begrün

dung anzugreifen, daß ihnen die Möglichkeit einer chancen

gleichen Teilnahme an den Kommunalwahlen als freie Wahlbe

werber eröffnet v/erden müsse . Durch den Eintritt in eine poli

tische Partei begibt sich ein Aktivbürger nicht des Rechts, 

Handlungen, die nach seiner Ansicht seine Grundrechte als 

Staatsbürger verletzen, einer verfassungsgerichtlichen Kon

trolle zuzuführen (BVerfGE 11, 266 (2 70 f». 

b) Die Beschwerdeführer sind auch insoweit beschwert, als die 

von ihnen angegriffenen Bestimmungen Bela"stungen enthalten, 

die in erster Linie ihre Partei oder Wählervereinigung treffen. 

Das Gericht hat be-



- 16 -

reits mehrfach entschieden, daß durch derartige Bestim

mungen auch die Wähler in ihrem Grundrecht auf Gleich

heit der Wahl und damit in ihrem Grundrecht auf Gleich

behandlung nach Art. 3 Abs. 1 GG verletzt sein können. 

(BVerfGE 1, 208 (235 ff)j Urteil vom 15. November 1960 

- 2 BvR 536/60 - S. 17, 23 f) . 

c) Das Antragsrecht der Beschwerdeführer läßt sich auch 

nicht mit dem Hinweis in Zweifel ziehen, daß der Be

schwerdeführer zu 4) sich bei den letzten Kommunalwah-

:len auf Vorschlag der Deutschen Partei mit Erfolg um 

einen Sitz in einer Gemeindevertretung beworben hat und 

daß die Beschwerdeführer zu 2) und 3) sich an diesen 

Wahlen weder als Kandidaten ihrer Partei noch als freie 

Bewerber beteiligt haben. Da s Gemeinde - und Kreiswahl

gesetz gilt unbefristet. Es kann gemäß § 93 Abs . 2 BVerfGG 

nur binnen eines Jahres mit der Verfassungsbeschwerde 

angegriffen werden. Wollen die Beschwerdeführer sich für 

künftige Kommunalwahlen die Möglichkeit offenhalten, als 

freie Wahlbewerber mit den gleichen Erfolgsaussichten 

wie ein Parteibewerber aufzutreten , so müssen sie ihre 

verfassungsrechtlichen Bedenken gegen die nach ihrer 

Auffassung die Wahlgleichheit verletzenden Bestimmungen 

innerhalb der Jahresfrist des § 93 Abs. 2 BVerfGG geltend 

machen. Angesichts dessen kann dahingestellt bleiben, ob 

die Beschwerdeführer zu 2) und 3), wie sie vorgetragen 
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haben, in ihren Wahl gebieten für kommunale Wählerver-

einigungen kandidiert haben würden, wenn sie als sol-

ehe auch die Chancen der Stimmenverrechnung über einen 

Listenwahlvorschl ag gehabt hätten. 

d) Der Beschwerdeführer zu 3) i s t zwar zur Zeit durch die 

Sondervorschriften f ür di e Wahlen in Gemeinden mit 

mehr als 70 bis zu 750 Einwohnern (§§ 44 - 50 GKWG) 

nicht betroffen, weil er in einer Großstadt wohnt. Die 

Frage, ob seine Verfassungsbes chwerde mit Rücksicht 

darauf insoweit unzulässi g ist, als sie sich gegen 

diese Sondervorschriften wendet, kann jedoch dahinge

stellt bleiben, da sich die Notwendigkeit der materiel

len Prüfung der Vorschriften des VIII . Abschnitts des 

Gemeinde_ und Kreiswahlgesetzes , jedenfalls aus den 

Verfassungsbeschwerden der Beschwerdeführer zu 2) und 

4) ergibt. 

3. D" 
1e Frist d" , 1e § 93 Abs , 2 BVerfGG für die Verfassungsbe-

sChw erde gegen ein Gesetz fe st legt, ist gewahrt . 

C . 

I . 

D1 
e BeschwerdefUhrer rügen die Verletzung des Grundsatzes 

der 
Gleichhei t der Wahl durch verschiedene Bestimmungen des 
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schleswig-holsteinischen Gemeinde- und Kreiswahl gesetzes. Der 

Grundsatz der Gleichheit der Wahl ist ein Anwendungsfall des 

allgemeinen Gleichheitssatzes. Deshalb enthält jeder Verstoß 

gegen diesen Wahlrechtsgrundsatz zuglei ch auch eine Verletzung 

des in § 90 BVerfGG genannten Art Be'" Abs . 1 GG, auf die die 

schwerdeführer ihre Verfassungsbeschwerden stützen (Vgl. 

BVerfGE 11, 351 (360) mit weite ren Nachweisen) , 

Der Grundsatz der Gleichheit der Wahl beläßt der Betätigung 

des freien Ermessens des Gesetzgebers nur einen eng bemessenen 

Spielraum. Differenzierungen in diesem Bereich bedürfen stets 

eines besonderen rechtfertigend en Grundes. Der Grundsatz der 

Gleichheit der Wahl vErlangt, daß allen Staatsbürgern das akt1 '" 

ve und pas s ive Wahlrecht in formal möglichst gleicher Weise ge'" 

währt wird. Diesem Gebot widerspricht das schleswig-holsteini~ 

s ehe Gemeinde- und Kreiswahlgesetz in mehrfacher Hinsicht. 

11. 

s.: ff8 
1. a) Na ch § 17 Abs. 2 Satz 1 GKWG können Listenwahlvors chloc 

lrl" nur von den politischen Parteien aufgestellt werden. 

folgedessen nehmen nur die von den politischen Parteien 

§ 11 GKWG am Verbäl t' 
benannten Bewerber nach Maßgabe des 

"b er 1
11 

nisausgleich teil. Dadurch werden die Beschwerdefu r 

ihrem Wahlvors chlagsrecht wie in ihrem aktiven und pass!' 
dt' .. btir; 

ven Wahlrecht in verfassungswidriger Weis e beeintrac 
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aa) § 17 GKWG eröffnet den Anhängern einer politischen 

Partei die Möglichkeit, Wahlvorschläge für die re

lative Mehrheitswahl im Wahlbezirk und für die 

letztlich entscheidende Listenwahl im Wahlgebiet 

(§ 17 Abs. 2 Satz 1) aufzuteilen, beschränkt aber 

das Wahlvorschlagsrecht der übrigen Aktivbürger 

auf die Nominierung der unmittelbaren Vertreter im 

Wahlbezirk. Eine solche verschiedene Behandlung 

der Bürger ist mit dem Grundsatz der Gleichheit 

der Wahl, der sich au ch auf das Wahlvorschlags

recht bezieht, nicht vereinbar. Diesem Wahlrechts

grundsatz ist im Rahmen eines Kommunalwahlgesetzes 

nur Genüge getan, wenn die Bürger auch für nicht 

parteigebundene Kandidaten Listen aufstellen kön

nen (BVerfGE 11,351 (363 f». § 17 Abs. 2 Satz 1 

GKWG ist daher nichtig . 

bb) § 11 GKWG mißt der Stimme des Wählers~ der sich 

für die von einer politischen Partei aufgestellten 

Bewerber entscheidet, einen größeren Erfolgswert 

zu, als der eines Wählers~ der seine Stimme dem 

von einer Wählergruppe benannten Kandidaten gibt. 

Während die Stimme des ersten sowohl bei der rela

tiven Mehrheitswahl im Wahlbezirk wie beim Ver

häl tnisausgleich berücks ichtigt wird, hat der \.,räh

ler des von einer Wählergruppe benannten Bewerbers 
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nicht die Möglichkeit , seine Stimme auch bei der 

Mandatsverteilung im gesamten Wahlgebiet nach den 

Grundsätzen der Verhältniswahl zur Geltung zu brin

gen. Erringt sein Kandidat nicht die relative Mehr

heit im Wahlbezirk, so ist seine Stimme verloren. 

Ist sein Kandidat im Wahlbezirk erfolgreich, so muß 

er in Kauf nehmen, daß ein etwaiger Stimmenüber

schu~ nicht zum Zuge kommt. Diese Verschiedenheit 

des Erfolgswertes der Wählerstimmen ist ebenfalls 

mit dem Grundsatz der Gleichheit der Wahl unverein-

bar (BVerfGE 11, 351 (361 f». § 11 GKWG beeinträchtigt 

die Beschwerdeführer in ihrem aktiven Wahlrecht. Er 

1st daher insoweit nichtig, als er die Teilnahme am 

Verhältnisausgleich auf die politischen Parteien 

beschränkt. 

cc) § 17 Abs. 2 Satz 1 und § 11 GKWG verstoßen auch des

halb gegen den Grundsatz der Gleichheit der Wahl und 

damit gegen Art 3 Abs. 1 GG, weil sie das passive 

Wahlrecht der Beschwerdeführer verkürzen. Sie be

schneiden die Erfolgsaussichten eines nicht von einer 

politischen Partei aufgestellten Bewerbers von vor

herein dadurch, daß er nicht auf einer Liste kandi

dieren kann (BVerfGE 11, 351 (364 ). 
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b) Diese unterschiedliche Behandlung wird weiter durch 

die im § 42 Abs . 1 und 3 GKWG getroffene Regelung des 

Ersatzes für einen ausscheidenden Bewerber oder Ver-

treter verschärft. 

Wenn ein gewählter Bewerber ausscheidet, so rückt 

der nächste Bewerber auf der Liste derjenigen politi

schen Partei nach, für die der Ausgeschiedene bei der 

Wahl aufgetreten war. Ist eine Liste nicht vorhanden, 

so bleibt der Sitz leer (§ 42 Abs 1 und 3 GKWG). Da 

nur politische Parteien Listenwahlvorschläge einrei

chen dürfen (§ 17 Abs 2 Satz 1 GKWG) , können also nur 

die Wähler eines Parteikandidaten davon ausgehen, daß 

ihre Stirr~e unabhängig davon, ob ihr Kandidat aus ir

gend einem Grunde ausscheidet, ihr Gewicht behalten 

Wird. Dagegen muß der Wähler des von einer Wählergrup

pe benannten Bewerbers nicht nur in Kauf nehmen, daß 

seine Stimme bei der Zuteilung der Sitze im Rahmen des 

Verhältnisausgleichs nicht zum Zuge kommt, sondern über

dies damit rechnen, daß sie verloren geht, wenn der 

von ihm Gewählte stirbt, die Annahme der Wahl ablehnt 

Oder aus einem anderen Grunde seinen Sitz verliert, da 

das schleswig-holsteinische Gemeinde- und Kreiswahlge

setz außer im Falle eines Parteiverbots durch das Bun

desverfa·ssungsgericht (§ 43 Abs 2 Satz 1) eine Nachwahl 
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beim Ausscheiden eines unmittelbaren Vertreters nicht 

vorsieht. Auch das ist mit dem Grundsatz der Gleichh3it 

der Wahl nicht vereinba r (BVerfGE 11, 351 L36~). § 42 

Abs. 1 und 3 GKWG sind nichtig . 

c) Für die Wahlen in den Gemeinden mit mehr als 70 bis zu 

750 Einwohnern treffen die §§ 45 bis 50 GKWG einige 

Sonderbestimmungen. 

aa) Na ch § 46 GKWG findet der § 17 GKWG mit der Maßgabe 

Anwendung, daß die politischen Parteien Wahlvor

schläge einreichen , die die Namen aller Bewerber 

enthalten, während die Wählergr.uppen nur Einzelwahl'" 

vorschläge mit jeweils einem Bewerber einreichen 

dürfen. Die Sitze werden auf die Wahlvorschläge 

nach den Grundsätzen des d'Hondt'schen Höchstzahlen

verfahrens verteilt, wobei jedem Einzelwahlvors chlag 

nur ein Sitz zugewiesen werden kann (§ 48 Abs . 1). 

Diese Regelung wirkt sich durch die Beschränkung 

des Listenwahlvorschlags rechts auf die politischen 

Parteien und den sich daraus ergebenden Ausschluß 

der Wählergruppe n von der Möglichkeit, einen et

waigen Stimme nüberhang der von ihnen präsentierten 

Wahlbewerber zu verwerten, für die letzteren naheZu 

ebenso nachteilig aus wie das Listenprivileg in den 

größeren Gemeinden und Landkreisen. Die §§ 46 und 
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b) Diese unterschiedliche Behandlung wird weiter durch 

die im § 42 Abs 1 und 3 GKWG getroffene Regelung des 

Ersatzes für einen ausscheidenden Bewerber oder Ver

treter verschärft. 

Wenn ein gewählter Bewerber ausscheidet, so rückt 

der nächste Bewerber auf der Liste derjenigen politi

schen Partei nach, für die der Ausgeschiedene bei der 

Wahl aufgetreten war. Ist eine Liste nicht vorhanden, 

So bleibt der Sitz leer (§ 42 Abs 1 und 3 GKWG). Da 

nur politische Parteien Listenwahlvorschläge einrei

chen dürfen (§ 17 Abs 2 Satz 1 GKWG) , können also nur 

die Wähler eines Parteikandidaten davon ausgehen, daß 

ihre Stimme unabhängig davon, ob ihr Kandidat aus ir

gend einem Grunde ausscheidet, ihr Gewicht . behalten 

wird. Dagegen muß der Wähler des von einer Wählergrup

pe benannten Bewerbers nicht nur in Kauf nehmen, daß 

se~ne Stimme bei der Zuteilung der Sitze im Rahmen des 

Verhältnisausgleichs nicht zum Zuge kommt, sondern über

dies damit rechnen, daß sie verloren geht, wenn der 

von ihm Gewählte stirbt, die Annahme der Wahl ablehnt 

oder aus einem anderen Grunde seinen Sitz verliert, da 

das schleswig-holsteinische Gemeinde- und Kreiswahlge

setz außer im Falle eines Parteiverbots durch das Bun

desverfassungsger~cht (§ 43 Abs 2 Satz 1) eine Nachwahl 
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beim Ausscheiden eines unmittelbaren Vertreters nicht 

vorsieht. Auch das ist mit dem Grundsatz der Gleichh3it 

der Wahl nicht vereinbar (BVerfGE 11, 351 L3 6~) . § 42 

Abs. 1 und 3 GKWG sind nichtig. 

c) Für die Wahlen in den Gemeinden mit mehr als 70 bis zu 

750 Einwohnern treffen die §§ 45 bis 50 GKWG einige 

Sonderbestimmungen. 

aa) Nach § 46 GKWG findet der § 17 GKWG mit der Maßgabe 

Anwendung, daß die politischen Parteien Wahlvor

schläge einreichen, die die Namen aller Bewerber 

enthalten, während die Wählergruppen nur Einzelwahl' 

vorschläge mit jeweils einem Bewerber einreichen 

dürfen. Die Sitze werden auf die Wahlvorschläge 

nach den Grundsätzen des d'Hondt'schen Höchstzahlen' 

verfahrens verteilt, wobei jedem Einzelwahlvorschlag 

nur ein Sitz zugewiesen werden kann (§ 48 Abs. 1). 

Diese Regelung wirkt sich durch die Beschränkung 

des Listenwahlvorschlagsrechts auf die politischen 

Parteien und den sich daraus ergebenden Ausschluß 

der Wählergruppen von der Möglichkeit, einen et

waigen Stimmenüberhang der von ihnen präsentierten 

Wahlbewerber zu verwerten, für die letzteren naheZu 

ebenso nachteilig aus wie das Listenprivileg in den 

größeren Gemeinden und Landkreisen. Die §§ 46 und 
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48 Abs. 1 und 2 GKWG verstoßen gegen den Grundsatz 

der gleichen Wahl, weil sie den Erfolgswert der 

Wählerstimmen danach differenzieren, ob sie dem 

Kandidaten einer politischen Partei oder einer kom

munalen Wählervereinigung gelten und damit zugleich 

die Erfolgsaussichten der von örtlichen Wählergrup-

pen aufgestellten Bewerber in verfassungswidriger 

Weise verkürzen. Sie sind nichtig. 

bb) Nach § 50 GKWG gilt für das Nachrücken beim Aus

scheiden eines gewählten Bewerbers der § 42 GKWG 

mit der Maßgabe, daß an die Stelle der Liste der 

Wahlvorschlag ' tritt. Der § 50 GKWG unterliegt den 

gleichen verfassungsrechtlichen Bedenken wie der 

§ 42 GKWG. Er verstößt ebenfalls gegen den Grund

satz der Gleichheit der Wahl und ist nichtig. 

d) Hiergegen läßt sich nicht einwenden , daß das Grundge

setz die zentrale Stellung der politischen Parteien 

im staatlichen Willensbildungsprozeß ausdrücklich an

erkannt. Dieser Hinweis vermag eine Privilegierung der 

Parteien im Kommunalwahlrecht nicht zu rechtfertigen. 

Denn aus der G~rantie der kommunalen Selbstverwaltung 

(Art. 28 Abs. ~ GG) folgt, daß allen im örtlichen Be-

reich wirkenden Gruppen die Möglichkeit offenstehen soll, in 



grunds~tzlich gl ciclJ 0r . ~ c i 8c an der ~rfuntlichan Vur

naltung de r Gem.einden und Kreise teilzunehmen (BVerfGE 

11, 266 ~27§7; 11 , 351 ~3627; Beschluß vom 15. Novem

ber 1960 - 2 BvR 536/60 - 8 22 ). 

Art 28 Abs 2 GG verwehrt den politischen Parteien 

zwar nicht das Vordringen in den kommunalen Bereich. 

Er fordert jedoch, daß die im allgemeinen bestehende 

Vorherrschaft der politischen Parteien in den Kommu

nen nicht durch Wahlrechtsprivi legi en verfestigt oder 

erweitert wird . Er gebiet et, daß diese Vorherrschaft 

nur in fairem Wettbewerb gegen ~rtliche Wählergrup~ en 

errungen und stets aufs neue behauptet wird. Insoweit 

setzt der Art 28 Abs 2 GG dem Par teienstaat eine 

Schranke. 

Ebensowinig verningt der .iim.1and, ~rtlichen Vhihler

grup'pen fehle stets die f'i;lr die ~inr i.iumung des List en

wablvor scblu.gsrecbt G notwendige genc insame Zielsetzung . 

Die Erfahrung b e st~tigt, daR di ese Vorau sse t zung auch 

von ~rtlicben Wcihlergeme inschRft en und Rathauspar

t ei en erfüllt '·;,Je r den kann ( BVerfGE 11, 351 [?6§7). 

Auch die von der Landesregierung ge äuDerte Befürch

tung, daß durch die gleichberechtigte Mitwirkung ~rt

licher Wtihlergruppen und Rathauspart e i en die notwen-
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dige Zusammenarbeit der Gemeinden und Kreise bei der 

Erfüllung überörtlicher Aufgaben ernsthaft gefährdet 

werden würde, vermag die ver schiedene Behandlung der 

Parteien und Wählergruppen nicht zu rechtfertigen . 30-

Wei t diese Gefahr in der k:ommunalen Praxis nicht schon 

durch den Zwang der Gegebenheiten gebannt wird, kann 

ihr im Wege der Gesetzgebung und mit den Mitteln der 

Kommunalaufsicht begecnet werden. 

Der we itere Einwand , daß nur bei den Wählergruppen 

und Rathauspartei en die GefD.br einer einseitigen 1n

t eressenpolitik bestehe, greift ebenfalls nicht durch. 

AUch die politischen Parteien s ind nicht von vornherein 

dagegen gefeit, daß in ihren Ortsgruppen und Kreisver

bänden gewi s s e Interessentengruppen eine maßgebliche 

ROlle spielen. Das letzte Urteil darüber , von wem die 

Verwaltung der örtlichen Gemeinschaft en im Einzelfall 

am besten wahrgenommen wird i muß in einer freiheitli

Chen Demokratie dem Bürger üb~rlassen bleiben. 

Die wahlre chtliche Gl eichstellung der örtlichen 
W·· 
ahlergruppen mit den politischen Partei en eröffnet 

SChließlich ve r fassungsfeindlichen Gruppen nicht die 

legale Chanc e einer ,politischen Betätißung. Dieser Ge

fahr kann durch Auflösung , Verbot und Nichtzulassung 

des 'I ' 
I RnlvoDschlags wirksam entgogengetreten werden 

(BVerfGE 11, 351 ~36§7). 
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e) Auch § 48 Abs . 3 und 4 GK 'vJG halten einer verfassungs-

rechtlichen Nachprüfung nicht stand . Nach diesen Bestim

mungen werden in Gemeinden mit mehr als 70 bis zu 750 

Einwohnern , in denen entweder nur ein ~'Jahl vorschlag auf

gestell t oder zugelassen oder mehrere Wahlvorschl~ge mit 

insgesamt nur sieben Bewerbern aufgestellt und zugelasSen 

werden , die ersten sieben Bewerber des einzigen Wahlvor-

schlages bzw. die auf den verschiedenen Wahlvorschlägen 

benannten sieben Bewerber für gewählt erklärt, ohne daß 

eine Uahl im techniscben Sinne st a ttfindet. 

Diese Vorschrift en verlet zen zwar nicht den Grundsatz 

der gleichen Wahl und damit das Grundrecht der Beschwer

deführer aus Art 3 Abs 1 GG. Das BundesverfaSsungsgericht 

kann j edoch im Hahmen einer zulä ssigen Verfas s ungsbe

schwerde von Amts wegen auch prlifen, ob l andesrechtliChe 

Bestimmungen über das ~Nahl verfahren in anderer Hinsicht 

ge '~en das objektive Recht des 1-\.rt 28 Abs 1 :JCltz 2 GG ver'" 

stoßen (vgl. BVerfGE 3 303 1390 f7 ; 6 376 13847). DaS , - - , --
ist hier der Fall. 

oe" 
Nach Art 28 Abs . 1 Sat z 2 GG muß in den Kreisen und 

meinden "das Volk eine Vertretunc; haben, die au s allge-
I'lah" 

meinen, unmittelbaren, freien, gleichen und geheimen ' 

t deS'" len h ervorgegangen i s t". Eine so l che 'tlahl ist nich 

halb entbehrlich, weil in den von {) 1+8 Abs. 3 und L~ GKWO 
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geregel ten Fäl.len in aller Rege l das 1'/ahlergebnis schon 

Von vornherein feststeht und die ', Iahlberechtigten im 

Übri gen die Durchführung einer regulären Wahl durch die 

Einreichung weiterer Wahlv.orschläge herbeiführen können • 

.Art 28 Ab s 2 Satz 1 GG schreibt zwingend vor, daß das 

Wahl ve rfahren so geregelt ist, dal, jeder 'Wahlberechtigte 

Seine Stimme bei der Wahl abgeben kann. Diesem Gebot ist 

nicht Genüge getan, wenn das Wahlergebnis durch die Auf

stellung und Duldung entsprechender WahlvorschLige vor

Weggenommen werden kann. Die Möglichkeit, die Wahlhand

lung selbst durch die Binreicbung weit erer Wablvorschlä

ge erzwingen zu können, ist kein Ersatz für die verfas

SUUgsrecbtlich garantierte Ausübung des Stimmrechts. 

§ 48 Abs 3 und L~ GKWG sind daher ebenfalls nichtig. 

111. 

Was di e von den Beschwerdeführern gegen die im § 27 Abs 2 
GI\WG 

'Vorgeschriebene Anordnung der Namen der BevJerber auf dem 
St' . 

lmmZet t e l erhobenen verfassungsrecbtlichen Bede~~en anlangt, 
130 k 

ann davon ausgegangen werclen, daß die Wähler sich im all-
geIll ' 

el.nen bel.' der Stimmabgabe nicht von der Listennummer, sondern 
"on. den Z· l.elen der an der Wahl beteiligten politischen Parteien 

W .. 
cihlergruppen 
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illrotzdem läßt sich der mit e iner früheren und fur das ganze 

I,and einheitlichen Zute ilung der ListennuIllil1ern für die berei t5 

parlamentarisch vertret eten,_~ n Partei en verbundene propagandi' 

sti sche Vorteil nicht verkennen . Während die privilegierten 

Parteien schon geraume Zeit vor der Wahl ihre Listennummer 

erfahren und beim Druck ihres ~V'e rb ematerials berücksichtigeIl 

können, wird den übrigen Part ei en und llJähl er gruppen die ihneO 

81' e zugeteilte List ennummer er st kurz vor der Hahl bekannt. 
wahl' müssen überdies damit rechnen, daß si e in den einzelnen vv 

bezirken v er::;chiedene Li stennurnmern erhalt en. Ob di 8se Be-

fa"llt, vorzugung der politischen Part ei en so sehr ins Gewicht 

da:: sie als e ine Verletzung des Grund satzes der ifahlrecht s -
, 'e" 

g18ichheit qualifiziert werden muB , braucl~t jedoch 1m vorD-

genden Fall nicht entschi eden zu werden , da der § 27 ~~s 2 

GK':JG i m Zuge der v erfassungsrechtlich ßebotenen Anderung deS 
" sseß' 

Kommunalwahlgesetzes ohnehi n wird neu neu ge fant werden mU-

B ' d - N f ob nl' cht r..> l' ne Hege .... 8 1 l e s er reu assung mag erwoßen werden , ~ 

lune; den Vorzug verdi ent, die den Ansch ein einer sachfremd
oIl 

Differenzierung v :.. rmeidet und s o dem G-rundatz der Chanctm-
, § 27 

gleichheit bess er gerecht ~irdt wie di es z.B. bei den lU 

Abs 3 und L~ des Niedersächsi schen Gemeinde- und Krei swahlg
e 

.... 

setze s idF vom 20. J anuar 1961 (GVBI S 5) und § 21 des nord .... 
1960 

rh8in-westfäl iscbtn Kommunalwahlgesetzes vom 24 . De zemb er 
daß 

(GVBI S L~49) vorgesebenen Rege lungen der Fall i st , die a Il 
. et 

i,iJah lgebJ. 
Er gebni s der l et zten Kommunalwahl in dem jeweiligen . 

anknüpfen . 
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IV. 

Die weiteren A~riffe der Beschwerdeführer gegen das Ge

meinde- und Kreiswahlgesetz k~nnen keinen Erfolg haben. 

1. Daß eine angemessene Sperrklausel gegen Splittergruppen 

unter dem Gesichtspunkt der Gewährleistung eines störungs

freien Funktionierens der Selbstverwaltung im Kommunalwahl

recht zulässig ist , hat das Bundesverfassungsgericht be

reits mehrfach entschieden (BVerfGE 6, 104 (113 fr); 121 

(130) ; 11, 266 (277)). Die Spe rrklausel des sChleswig-

2. 

holsteinischen Gemeinde- und Kreiswahlgesetzes ( § 11 Abs. 

Satz 3) hält sich i n den vom Bundesverfassungsgericht in 

ständiger Rechtsprechung für zul-ässig erachteten Grenzen. 

Nach § 10 Abs. 4 satz 1 GKWG hat jeder Wahlb e rechtigte so-

viele Stimmen, wie \lnmittelbare Vertreter zu wählen sind. 

Für jeden Bewerber kann er in jedem Fall aber nur eine 

Stimme abgeben (§ 10 Abs. 4 Satz 2 GKWG). Die Wähler haben 

also je nach der Gr~ße des Wahlgebiets , in dem sie wahl

berechtigt sind, entweder die M~glichkeit, eine Stimme 

einem Bewerber zu geben oder mehrere Stimmen verschiednen 

Bewerbern zu Gute kommen zu lassen. Diese Regelung enthält 

tür die freien Wählervereinigu~gen keine über die Verwei

gerung des Listenprivilegs hinausgehende selbständige 

Beschwer. 

1 
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Die Beschwerdeführer weisen zwar zu Recht darauf hin, 

daß nach der jetzigen Fassung des Ge meinde- und Kreiswahl

geset~es der von einer ~reien W~hl erv e reinigung benannte 

Einzelbewerb e r unt e r Umst ~nden auch dann nicht zum Zuge 

ko'mmt, wenn er mehr Stimme n e rhält als ein e rfolgreicher 

Parteibewerber. Di e s ist aber nur möglich, weil die freien 

W~hl ervereinigungen keine Listenwahlvor s chl~ge einre ichen 

dürfen und ihre n Kandidaten da@it die Möglichkeit der Re st

stimmenve rw e rtung vor enthalt e n wird . Da - wie b e reits darge

legt - das Listenprivileg d e r politischen Parteien jedoch 

mit dem Grundsatz d e r Gleic hh eit d e r Wahl nicht ve r e inbar 

die'" und daher nichtig ist, entf~llt mit dem Listenprivil e g auch 

se Be schwer . 

Die weiteren von d e n Be schwe rd e führern gegen di e Verfas

sungsmäßigkeit der in § 10 Abs . 4 GKWG getroffenen Regelung 

geäusserten Bedenken gr e ifen e benfalls nicht durch . Insbe 

sondere ist nicht zu b ea nstanden, daß die Wähler - und zwar 

die W~hler von Part e ikandidaten wi e di e W~hle r fr eier Wahl

bewerber gleichermaßen - gestuft nach der Größe des Wahl

gebiets, in dem sie wahlberechtigt sind , jeweils eine, zwei 

oder drei Stimmen abgeben könn,n . De r Grundsatz der Gleich

heit der Wahl v e rlangt in diesem Zusamme nhang lediglich , daß 

in jedem Wahlgebiet ' allen Wahlb e rechtigten das gleiche Stimm

recht eingeräumt wird . Entscheidet sich der Ge setzgeber auS 

sachlichen Erwägungen dafür, das Wah lverfahren in Wahlgebie -
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ten verschiedener Größe unterschiedlich zu gestalten, so wer

den dadurch allein wed er der Gl eichheitssatz noch der Grund

satz der gleichen Wahl berührt (ebenso Entscheidung des Bayer. 

VerfGH vom 8. Februar 1960 - Vf 25 -VII-59 S 6 f). 

Dr. Katz 

Dr. Leibholz 

Dr. Geige r 

Dr. Schunck 

Dr. Friesenhahn 

Dr. Federer ist an 
der Unt e rschrift 
verhindert 

Dr. Ratz 

Aus ge f ertigt 

Dr. Klass 

Dr. Rupp 

Dr. Kutscher 

Karlsruhe , den 29. Juni 1961 

gez. M ü 1 1 e r 

Regi erungsob ersekretär 
al s Urkundsbeamter der Geschäftsstelle 

des Bundesverfassungsgerichte 



'3 
Zu Punkt der T agesordnung 

l' legenschaft samt Kiel, den 3 .Augus t 1961 

----

~~~ri fft Bericht üb er den Stand der Grundstücksa nkäufe für da s 
--._ -.. _- Schw entine brUclcenpro j ekt 

~~E~~~t Er s t a tter . Bürge r mEist er Dr . F u c h 8 ----------- -

G~mäß Beschluß der Ratsversammlung vom 16.Februar 1961 ist 
dl ese r in der August-Sit~:mng über den Stand der Grundst ücks
ankäuf e erneut schriftlich zu. berichten. 
AUsgehend von dem Bericht in der Februar-S i t zung wird mit gE. 
teilt, daß die beiden unt er de r zukünftigen nördlichen Brücken
t~asse bel egenen Grund s tUc ke Schusterbrücke 1 und 3 trotz grund
SatzlicLer Verkaufsbereitschaft der Eigentümer vveg en de ren zu
~eh~end ges t ie ,/, ene n Pre i s f or derung en und zusätz lich gestellter 
vedlngUnge n noch nic ht erworben wer den ko nnten . Es wird weit er 

erha n,-: e l t . 
-, 
~olgend e GrunrJst üc l ... e sind al s AUßt aus chobjekte durc L Au stibung 
wes gesetzliche n Vorkaufsrecht s nach deill Aufbaugsse tz erworben 
orde n~ 

Schönb erger Str . l54 
Weh denweg 65 

11 62 

unbebaut 
- bebaut -
- unb ebaut 

~~Ch de nl Bundesbaug es etz i s t künftig ( i e Aus,iibung d E.' s ßesetz-
~che n Vorkaufsrechts in derart i c en Fä llen auss erord entlich 

e1ngeschränkt . 

~in 'iv ei t er es Grundstück ... lird voraU3S icht lich durch Ausübung de s 
gertraglichen Vorkaufs rechts noch als Austauschobjekt sic Le r
i~s~ell t vJE:rden können . Der GrunC erwerbfall 'Vl ird dem Maeistrat 
vor ess en nächster Sitzung zur Beratung und Be s chlußfa ssung 

gelegt werden . 
:Oi 
El' ~~ Kaufverhand l ung en gesta 1 t en sich na ch vlie vor we gen der 
Ve~kt~forderunge n der Eige nt üme r sehr schwierig . Die Eig entümer 
bea nupfen t e i l weise mit den Ent s chädigungs f ord erungen auc h 
Sti O~del' e BedingunGe n hins i chtlich einer Unterbringung in bc-
:0 ru'!1te n Al t ers - oder Pfl egeheimen. 
bi: Durchführuhgsplän e (Bebauungspläne Nr .lOl und Nr .235). hab en 
el'h ~um 27.7.1961 zur öffentlichen binsicht ausg el egen. Uber die 
mit o, .enen Einwendungen wird z. Z. durch das Bauverwaltungsamt 
~e8t~en Grunds ~ ~cks e i ~ ~ntüm~rn verhandel~ . Von . der fö~mliche~ 
l'ech~lt~llung (hes eI' Pl a ne lJangen evtl. el.nZUlelt l.' nde offent l l.ch-

lcbe Maßnahm ~n ab. 

Dr . M Ut h 1 i n g 
Ober bürgerme ist er 



Zu Punkt 

Der agbtr" r 
Gesundheitsausschuß 

Gesundhe i t S1:.\mt 

der ,Tage sor dnung 

Ki e l, den 11. Juli 1961 

Dr ucksac he 544 

Neufestset zung der Gebühren und Entgelte für di e De sinfek
tionsans t a lt 

~ichterstatt er: Stadtrat , S c h r ö d e r 

a) Der e.nliegende 1. Na chtrag zur Desinfektionsgebührenordnung 
dDr Stadt Kiel wird beschlossen . 

b) Der anliegende 1. Na chtrag zur Entgeltsordnung für die In
anspruchnahme von Leistungen der Städtischen Anstalt für 
Desinfektion und Schädlingsbekämpfung wird beschlossen. 

Beg r ü n dun g 

~!e Städtische Anstalt für Des infektion und Schädlingsbekämpfung schließt 
zi der Rechnung 1959 mit einem Unterschuß von 22.930,-- DM unter Einbe
I1o;hung einer einmaligen Aus gnbe von 9.000,-- DM für die Erneuerung der 
\>'0 decke und in der Rechnung 1960 (Rumpfheushalt) mit einem Unterschuß 
din 23 .474,-- DM ab . In dem Unterschuß 1960 sind einmalige Ausgaben für 
eie Er~eu.erung der Einfriedigungsmauer von 4. 400 ,-- DM und 6.700,-- DM 
ha~al~ge Kosten für den ,Anschluß der Anstalt an das Warmwassernetz ent
Zu en. Bleiben di~se einmaligen Ausgaben unberücksichtigt, so liegt der 
19;~hUBbedarf der Anstalt imfller noch bei 13. 930 ,-- DM im Rechnungsjahr 
ein und 12.374,-- DM im Rechnungsj ahr 1960. Die Anstalt ist zwar stets 

. anh ~USchußbetri eb gewesen . Auch durch di e jetzt beabsichtigte Gebühren
kom: Ung läßt sich ein Ausglei ch nioht erzielen, obgleioh nach § 4 des 
die ~nalen Abgabengesetzes die Gebührensätze so bemessen sein sollen, daß 
der Il..erwaltungs- und Unterhaltungskosten der Einriohtung einsohließlioh 
gede uegaben für die Verzinsung und Tilgung de s aufgewendeten Kapitale 
_eil ckt werden . In der Praxis läßt sich di eses aber nioht verwirklichen , 
lage das "Gebührenaufkommen im wesentliohem von der jeweiligen Seuohen
Wegenabhan~ig ist. Di e ges chätzten Mehreinnah~en betragen oa. 5.000,-- DM. 
eine Xder 1n der letzten Zeit ständig ,gestiegenen Persona lkosten wird 
den ' ~d~rung der zu ,erhebenden Gebüh~en und Entgal te notwendig, um sie 

Jetzl J en Verhältniss en anzupassen . 

~ Geb"h --.;::.'~renordnung : 
nach d __ ,', " 
teria,er , Gebührenordnung werden für das zur Des1nfektlon verwendete Ma
h~lb ~ dl e ~elbstko8ten erhoben . Eine Anhebung der Gebührensätze ist des
Son~lkur bel ~en Terifstellen 'möglich , bei denen sich die erhöhten Par-
b osten auswirken . 
~ei d 
e~~it~rlaugenbliCklichen Personalbesetzung in der Anstalt beträgt der 
fOlgen~ t e , durchschni ttliche Stundenlohn etwa -3,90 DM. Eine Änderung 

, er ln § 2 genannten Gebührens ä tze erscheint angemessen: 

- 2 -
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Zu A. Für Wohnräume 

Ziffer 11 , Punkt 1: Erhöhung vor. 1,25 DM auf 2 , -- DM )1 

Erhöhung des Wegege ldes in Anl ehnung an de
)1g 

Tarif des St ä dte Fuhrparks für die BenutzU 
d 

Punkt 38.: 

"hUllt> 
städte PkVr von 0 ,3 5 DM auf 0 , 40 DM; Erho 

der Höchs t gebühr von 2 , 50 DM auf 3,50 DM. 

Zu B. Desinfektionen _von beweglichen Sa chen durch 1~~ss_erd~E.f. • 
. tel' 

Punkt 1: Eine Dampfdes infektion mit a ll en vorbereitenden Arbel~ 
nimmt 5 stunden in Anspruch~ Durch di e gestiegenen pei~ 
son~lkosten ha t sich ~er Se lbstkos t enpreis je cbm Des~~ 
fektionsgut von 9,-- DM auf 12,-- DM erhöht. EntspreOge' 
i s t a uch die Mi neles tgebühr von 3,-- DN auf 4 ,-- DU aXl 
hoben . P 

t' oJ'le 
Punkt 2: Wegen der Erhöhung des Wegege lde s bei Dampfdesinfek ~~ 

wird auf die Aus führung zu A. Ziffer 11, Punkt 3a , v 
wies en. 

2. Entgeltsordnung: 

Die unter A. aus geführ t en Gründe üb er die Anhebung der Gebühren g~ lt~~1 
auch für die Erhöhung d8r Entgel t e na ch der Entgel t sord.nung für d~~ Xl 1JIl 
anspruchnahme von Leistungen der St i dtischen Ans t a lt für Des infek~~~ f~ 
Schädlingsbekämpfung. Nachs t ehende Ände rung der Entgelte im § 1 w~r 
notwendig gehalten: 

Zu A. Allgemeine Maßnahmen der Schädlingsbekämpfung . ~~ 

Punkt 1 : Erhöhung von 1,50 DM auf 2 , 50 DM. D8.S Entgelt für ~e po'" 
ge f angene ha lbe Stunde Arbeitszeit liegt um,,0,50 DdXlllj1g 
her a ls die entsprechende Gebühr in der Gebuhrenor 

lW" 
und ist darauf zurüc kzuführ en, da ß di e Anstalt alS ist, 
ternehmen mit privatrechti ichen Aufgaben anzusehen ß. 
bei der die Erzielung von Gewinn v ersucht werden mU rej.]le 
Bei den Desinfektions gebühren dagegen wird nur der 
Aufwand f ür don D8sinf ektor abgegolten. 

Punkt 3a: Wegege ld 
d T~rif an en GI-

deS 

Zu B. Für die 

Punkt 1: 

Punkt 2: 

Da s erhöh t e Wegege ld wurde in Anpa~sung 
Städt e Fuhrparks f estgesetzt. In dies em 
ist auch die Anhebung der Mindcs t gebühr 
3,50 DM auf 4,-- DM angemessen . 

Zusammenhang d <toP 
beim WegegeJ. 

Benutzung der G~skammer werden berechnet: 

Die Gebühr für di e Benutzung der Ga skammer liegt eb;~;", 
falls etwas höh '3r a ls die entsprechende Gebühr der $f'" 

d f " dieSe 
infektions ge bührenordnung. Auf die Grün e ur 
höhung ist bereits eingegangen worden. 

Das Kilome t er-Geld für den An- und Lbtrnnspor t 

den berei ts darge l egten Gründen auf 0,40 DM je 
hoben. 
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~_ Neben der Erhöhung des Kilometer-Geldes hat der Städt e Fuhrpark ab 
1.6.1961 bei einer Fahrtleistung von weniger als 30 km stündlich 
für jeden an 30 km fehl enden km eine Wartegebühr von 0,19 DM fest
gesetzt . In Anpassung ~n den dorti gen Tarif wurde auch der Ab
schnitt D. entsprechend geändert . 

Nach Beschlußfassung durch die Selbstver wo.ltungsorgane ist vor In
krafttreten der Gebührenordnung die Genehmigung des Herrn Innen
ministers des Lcnde s Sch leswig-Holst ein gemäß § 8 und § 77 Abs . 1 
des KAG vom 14.7.1893 einzuholen . 

Der Gesundhe itsausschuß ha t in s e iner Sitzung am 7.7.1961 den Anträgen 
Zu a) und b) einstimmig zuges timmt. 

S ehr öde r 
Sto.dtra t 



1. Nachtrag 

zur Desinfektionsgebüh;enor~nung der Stadt Kiol 

Vom 0 0 0 0 0 0 

AUfgrund des § 4 der Gemeindeordnung für Schlesuig-Holstein vom 24 0 Januar 
1950 (GVOBl. SchI . -H . S . 25) und der §§ 4 und 8 des Kommunnlnbgnbengeset
Zes Vom 14 0 Juli 1893 (GS . S . 152) in der heute geltenden Fassung hat die 
RutsversRomlung folgenden Nachtrag beschlos sen: 

Artikel I 

1. § 2 erhält folgende Fassung: 

§ 2 

Gebührensätze 

Pür die Desinfektionen sind folgende Gebühren zu entrichten: 

A. Für Wohnriiume ---. . 
I . bei Anuendung von Formalin 

für jeden cbm des desinfizierten Raumes 

I L be i Amrendung sons tiger Chemikalien 

1 0 für jede auf di e Ausführung der Desinfektion 
veruendete 1/2 Stunde Arbeitszeit 

Als auf di e Ausführung der Desinfektion ver
wendeto Arbeitszeit rechnen auch die erforder
lichen Wegezeiten zum Desinfektionsort und 
zurück . Angefangene halbe Stunden sind a l s 
volle halbe Stunden zu berechnen . 

2 ~ Ersatz der Selbstkosten des zur Desinfektion 
verwendeten Materials . 

30 Wecregeld: 

a) Benutzt der Desinfektor für die Fahrt zum 
Desinfektionsort und zurück einen Kraft 
wagen , so wird folgendes Wegegeld erhoben: 

Bei behördlich angeordneten Desinfektionen 
je km 

in allen Fällen jedoch höchstens 

bei auf Verlangen von Privatpersonen durch
geführten Desinfektionen je km 

b) bei Benutzung eines Kraftrades ? eines Fahr
rades souie bei Zurücklegung von Wegstrecken 
zu F'uß .beträgt das Wegegeld je km 

c) für Desinfektionen außerhalb der Stadt Kiel 
wird ein Zuschlag zum Wegegeld in Höhe von 
je km erhoben a 

B. ~§~J!l.f~lliE2!l. !EIL E~E~El~ch~_Sachen durch . ~/ass~!~~~E!.. 
1 

/ 

je cbm ~ den die Sachen 
einnehmen , 

mindestens jedoch 

im Desinfektions~pparat 

0 , 20 DM 

0 9 40 DM 

3,50 DM 

0 9 40 DM 
, , 

\ 

O? 10 DM 

0 , 10 DM 

~, 

• ~,014< , 
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;,1 
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2 v für den An- und Abtrnnsport mit dem Wagen der 
Desinfektionsanstnlt jc km 

3v Sofern die Sachen von einen Ort außerhalb dcr 
St~dt Kiel geholt und uieder zurückgebracht uer
den müssen , erh~ht sich das Vegcgcld um 
je km " 

2 . § 6 erhält folgende Fassung : 

§ 6 

Rechtsmittel 
. "l11'eß 

( \ " , Ge bV ' 1 ) Der Bet roffene kann gegen dle Hernnzlcnung zur ~ahlung von ie~~ 
und Erstattung von Auslagen innerhalb eines Monats Widersnruch er ~ 

( ) d d t ff innerl'1:t '. 2 Bleibt e r Vi crspruch erfolglos , so k~nn der Be ro onG 
eines ~onntD nnch Zuste llung des Widerspruchbcsche ids bei dem Schl

e 

Hol st.e inischen Verwütungsgcricht in Schlesrlig kl/l.G'cn ~ 

(3) Widerspruch und Klage haben keine aufschi obende ~irkunß · 

Artikel 11 
{Se 

Di eser Nßchtrag tritt wit dem auf die Verdffent l ichung folgenden TB 
in KrD.ft Q 

nO O OO O ll 

o 0 0 n 0 

S ~ t a d t K i e 1 
Der MC".gis trn. t 



~ 0 N;;'1.('htrng 

zur Entgeltnordnung für die Inanspruchn~hMe von Leistungen der 
Stüdtischcn Anstalt für Desinfektion und SchädlingubekLimpfunG 

Vom 

AUfgrund des ~ 28 Bhchstabe h der Gemcindeordnun u für Sclilesuig-Holstein v v 0 

orn 21]. 0 Januar 1950 (GVOBL SchL ~H o s" 25) und des ~ 90 des Komrnunn.I nb --;, 
gnbengeoetzeQ 'lon 11]. . Juli 1893 (GS n S . 152) in der heute geltenden Fns 
sunß h"t die Ra tsversamr.llunß folgenden Nttchtrag beschlos sen: 

Artikel I 

1, § 1 erhält folgende Fassung: 

§ 'j 

Pür 1kßnc,hr:18n der Schädlingsbekämpfung , die auf behörd.liche Anordm:ng 
oder c,uf Verlangen von Privutpers onen , Anstalten uSU o ausgeführt uer
den ? u~rd folgendes Entgelt erhoben~ 

1 . F~r jede nuf die Ausführung der SchädlinRsbekäm~fung 
v0:::" ,fende t e halbe Stunde 1\r1)oi tszei t 

als auf die Ausführung der Schädlin6sbekämpfung ver~ 
wendete Arbeitszeit rechnen auch die erforderlichen 
Pnh:::,zeiten zum Ort der Sch~dlingsbekämpfung und zu
rück o 

Angefancene halbe Stunden sind als volle halbe Stun~ 
den zu berechnen o 

2 . E:::'sntz der Selbstkosten des zur Schädlj,ngsbekämpfung 
ve:::-",,'endeten Mo. terin ,L s u 

n ) Benutzen die mit der Schädlingsbekämpfung betrau~ 
ten Personen für die Fahrt zum Ort der Bek~mpfung 
und zurück einon Kraftuagen , so uird folgend es We ~ 
CO/jeld erhoben: 

Bei behördlich angeordneten oder von Privntpersonen , 
Anstalten usu o beantragten Maßnahmen j e km 0 , 40 DM 

mindestens jedoch 4 v - DM 

b) bei Benutzung e ines Motorrades , eines Fuhrrndes 
so',de bei Zurücklegung von \legstrecken zu Fuß 
bet~ügt dns \'fegeGe l 'd je km 0 ,, 10 DM 

c) für Schädlingsbek~mpfung außerhRlb der Stndt Kiel 
\iird ein Zuschl,'1,g zum Wegegeld in Höhe 'fon 0 9 10 mf'" 
je km erhobcm o 

13 . ?Ur d' ' 
-- -- - ~ ~ -Jl~!l.ll.!~~Eß.. ,d.9E. Q.!:'2!5-f.!.!n!!lEE. :'f~Ede!l. E~!.9EhnG 12., 
'j. J 

e cbm 9 den die Snchen in dür Gaskammer einnehmen 

mindestens jedoch 
2 , p" 

'ur den An- und Abtransport je km 

5 ? '~ - DM 

0?40 DM 



3D Sofern die Sachen von einem Ort außerhnlb der 
Stndt Kiel gehol t und nieder zurückgübr:',cht \.,er 
den nüssen , erhöht sich dns Wegegeld je km um 

C'J ~.iif_.JE-.!.Lre9~Jtr9'ß.2. kann von dem Dienststellenleiter 
des Gesund~ci tsnr:ltes eine Erm~J.3i.B~~. dü~_~!1tgel tos 
bis zu 10 1" ge":räh:rt \Ferderl o 

Do !,ür die VerrrendEEiL. dcE_l$~!2-ftrr!.'"ß~.!l'§' der Städtischen 
Anstalt für Desinfektion und Schädlingsbekämpfung 
für be·~rie.'!:!Efrendc ~"rcc~.2. ':rird folgendes Wegegüld 
bercchnet ~ 

Bei Veruendung des Krnft~agens der Städtischen 
Anstalt für Desinfektion und SchRdlingsbekänpfung 
für betriebsfremdo Znecke wird für jeden gefahre ~ 

nen Kilbno ter ein Wegegold von 
erhoben o 

Be trUgt di e Fahrtleistung neniger als 30 km in der 
Stunde , so nird für jeden daran fehlenden Kilome 
t e r zusUtzlich ein Wartegeld von 
erhoben " 

Artikel II 

Dieser Nachtrag tritt mit dem auf die Veröffentljchung folaenden 
Tage in Kraft " 

~OOOO OQ (I 

Kiel ? den u 0 0 0 • • 

S t a d t K i e 1 
Der UEl,gis'trnt 



5 
Zu Punkt der Tagesordnung 

Cesundheitsau sschuss 
Gesundheit s amt 

Kie l , den 12. Juli 1961 

Dr ucksache 545 

, ~ifft: Neufestsetzung des Heimpfl egesatze~ f ür das Mütt~r- upd 
Säuglingsheim der St adt Ki e l 

~chterstatter: Stadtra t S c h r ö d e r 

Der Tagespflege sa t z des Mütt er- und Säuglingshe imes der 
Stadt Kiel wird mit Wirkung vom 1. August 1961 für 

Mütter auf 6 ,70 DM und 
Säugl inge auf 10 ,-- m~ 

erhöht und fest ge s e tzt. 

Beg r ü n d un g 

Bei A s·· Ufstellung des Hausha I tsplanvor anschla ges 1962 für das Mütter-
aUglingsheim würde sich bei Erhebung der j e tzigen Tagespfleges ä tze 

8,40 DM f ür Säugl i nge und 
6,-- DM f ür Mütter 

und 
von 

ein D 
Unt efizit von 
dene~ Berücksiohti gung der einmaligen vermögensbilden-

rd. 13 .. 000 lJ.M 

Ausgaben ergeben. 
1l.'u.ße~ 
get~ acht gelas s en wurde hierbe i di e ab 1.4.1961 ein-
Ang etene Gehaltserhöhung von durchschnittlich 9 % für 
du~::tell~e bzw. die Erhöhung für Lohnempfänger von 
ebenfSOhn~ttlioh 12 %. Die Mehrkos ten hi erfür betragen 
Jäh l~lls rd. 13.000 illA: 

~ leh. 
AUße~d 
k~ank em mußten nach dem Be ttenschlüss e l der Deutschen 
~~ei ,e~ausges ellschaft für da s Müt ter- und Säuglingsheim 
den l{ wel tere Planste ll en f ür Kinder krankenschwestern duroh 
8onal:cht~aasstel lenplan 1961 ge schaffen werden. Die Per
des A~~S~en f ür di ese be i den Kr äf te erhöhen s i oh einschl. 
llt eltgeberantei ls auf rd. 14.000 DM 
betat .. 
4leohn s achlichen Mehraus gaben be l aufen sich f ür das 

UngSj ahr 1962 s omit auf rd. 40.000 DM 
llie l ~ 
nahm , eh~ausgaben lassen s i ch nur duroh entspreohende Erhöhung der Ein

en, Und zwar durch Anhebung der Tagespfle gesä tze für 

tn etwa 
aUffangen. 

Säua linge von 8 ,40 DM auf 10,-- DM 
Mütt er von 6,-- DM auf 6,70 DM 

und 

- 2 -
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Es wird notwendig sein, den erhöhten Ta.gespflegesa tz bereits ab 1. A s 
1961 zu erheben, da die Personalkosten f ür die zwei weiteren Kräfte d

S
so 

Mütter- und Säuglingsheim schon in kürze belasten werden und sich ebetl 
die 9 %ige Gehaltserhöhung bereits ab 1. April 1961 auswirkt. 

Der Gesundheitsausschuß hat in s e ine r Sitzung am 7.7.1961 dem Antrage 
einstimmig zugestimmt. 

S ehr öde r 

Sta dtrat 



6 
Zu Punkt der Tagesordnung 

PlüCh .A~t für Vertriebene, 
t11nge und Kriegsgeschädigte 

Ki e l, den 7. Juli 1961 

bel' - - -
Plüc~~S?Chuß für Vertri ebene, 

) 11nge und Kriegsgeschädi gte 

Drucksache 547 

ßetl' •. 
~ Plakataktlon -"3-geteil t? - niemals! "-
~htl'>'r>~.L .. 
~. ~: Frau Stadträtin Dr. von Rundst edt , --

Zuges timmt wird der Leis tung einer auß erplanmäßigen Aus
gab e in Höhe von 1. 200 DM bei der neu e i nzuricht enden 
~aushalts G telle j023/6. 8 l 2 für die Auf s tellung von Pla
lea ten f ür die Hi edel'v er e irügung der SB Z rni t der Bundesre
publik. 

Der Betrag ist in den ord entli ch en Nachtragsha ushalt splan 
für das Rechnungsj 8.hr 1961 einzubeziehen und in de s sen 
Rahmen zu decken. 

~ 

~
e~l'U 

l1dun . 
Del:' . 
30 11il1i 
'3'19 6~ter für Arbeit, Soziales und Vertriebene hat mit Erlaß vorn 

ister- IX 64 - Az.: 69300/02 - die Herren Landräte und Oberbür
l'\1'el'e.g~beten, den deutschen Stellen bei den Bemühungen um die 

U~tel'st~~lgUng in Freiheit behilflich zu sein und die Plakataktion 
ll1den U Zen . In dem Lande Ni ederschsen und in den Städten und 

~ gestell~es Lande s Schle swig-Holstein sind solche Plakate bereits 
ll(/ 'Tel'b - Worden . 

, qb~el1, :~~ d~r Heimatvertriebenen - Kreisverein Kiel - hat es über-
50 MChtigt h 1n Kiel eine solche Plakataktion durchzuführen . Er be
~egt:ta.llPi ~n den Ausfal l straßen und an Pl ä tzen im Stadtgebiet ca . 
~dl'l.U :rUl1e; a ':tte, die mit den dazugehörigen Geste l len von der Landes
~~gel1l1gsarn~el1efert werden, aufz.ust ell en . Das Bauaufsichtsamt und das 
ll~te • AUße ~ur<len gebeten, di e Aufstel l ung solcher , ~elakate zu geneh
~~ta.Ufst eIlem ha t der Verband gebeten, daß die Stadt Kiel diese P1a-

~l:' • t und di e erforderlichen Kosten in Höhe von 1.200 m1 über-
~Q Aus 

sei sChuß .. 
l1el' ~. fur Vertriebene, Flüchtlinge und Kriegsgeschädigte hat oltzu ng am 30 . Juni 1961 di e sem Antrage zugestimmt . 

Dr. von Rundstedt 
stadträtin 



Der Magistrat 
Ordnungsausschuß 
Statistisches Amt 

],gtr. : 

Zu Punkt 7 der Tagesordnung 

Kiel, 24. Juli 1961 

Drucksache 550 

Kosten der Bundestagswahl 1961 

~ichterstatter: stadtrat Bor c her t 

Au,trag: Zugestimmt wird der Leistung einer überplan
mäßigen Ausgabe in Höhe von 16.500, -- DM bei 
der Haushaltsstelle 053/6.691 - Durchführung 
von Wahlen -

Begründung 
l)' 
W1e Wahl zum Bundestag findet am 17. September 1961 statt. Von 
g~l zu Wahl häufen sich die Schwierigkeiten, ehrenamtliche Mit
naleder für die Wahlvorstände zu erhalten. Bei der letzten Kommu
~e wahl in Kiel haben über 50 % aller vom Wahlleiter berufenen 
Abrsonen dieses Ehrenamt nicht angenommen. Der Prozentsatz der 

lehnungen ist gegenüber früheren Wahlen weiter angestiegen. 
:~; einer Umfrage des Verbandes Deutscher Städtestatistiker im 
st ember 1958 in 51 Städten über 50.000 Einwohner wurde festge
st~lltt daß nur 4 Städte keinerlei Entschädigung an die Wahlvor
deen~e gezahlt haben. Die einzelnen Pauschalsätze je Mitglied 
ban Wahlvorstandes schwankten zwischen 3,-- bis 10,-- DM. Der Ver
wan~ Deutscher Städtestatistiker hat 1959 vorgeschlagen, als Auf
aUS sentschädigung pauschal 7,-- bis 8,-- ~ festzusetzen und 
verdem die entstandenen Fahrtkosten zu ersetzen. 
b~~gden 4 kreisfreien Städten in Schleswig-Holstein haben Flens
ents ~~d.Neumünster bereits seit 1957 bzw. seit 1959 Aufwands
Werde ad~gungen gezahlt. Auch für die kommende Bundestagswahl 
5, __ e~ d~ese Städte den Mitgliedern der Wahlvorstände pauschal 

zahlen. 
Bei . 
des !~ner Entschädigung von 8,-- ~ je Mitglied des Wahlvorstan
fÜr ~rd ein Betrag von 16.500 DM benötigt. Da im HaushaI tsplan 
ansc~~s Rechnungsjahr 1961 eine Aufwandsentschädigung nicht ver-
16.S0oagt war, wird gebeten, den beantragten Betrag in Höhe von 
l) DM ale überplanmäßige Ausgabe bereitzustellen. 
d:~a~~~nungSaUSschuß hat in seiner Sitzung am 3. 7. 1961 einer 

1gen Vorlage zugestimmt. 

Borchert 
Stadtrat 



De 

~~~nhausauSSChU{3 .;;:.Z...;.;u;....;;;.p...;.;u;.;.;n;.;.;k;...;t;.....;..8_-.;d;;..e;;..;r~~;;.;' a;;.ig~e ;;;.s.;..o;;..r.;;;;d;.;;n.;;.;u.;;;n:.;l.g 
tlsches Kr ankenhaus 28 

K i G 1 ,den ·Juli 1961 

Drucks.8.che 557' 
__ -, . _ .. _ ,.---- !>< • 

. ,fuU;l'ifft : 8 . ~r.a chtrag zur Ent g elt sordnung für das 
städtische Krankenhaus. 

~sih~erst at t~r: St,ad tra t 'S c hub er t • 

~ / n'ic 'beil~egGndo Anordn~g des Oberbür'gcrmeis't~rs 
-: 8 •. Na chtr ag zur Entgelt sordnung für das ·städtische 

Kr.ankenhaus vom 1 9 .Juli 196.1 -
wird genehmigt. 

Beg r ü n dun g . 
N --'--
~Oh Verhandlungen in der Land c-; sarbei t sgemeinschaft "Krankenhaus -
d ankenkassen.r.t und zwiGchen den Vertretern der Selbs tverwaltung 
tel' Krankenkassen und der Kronkenhausgesellschaft ist zur Abgel
l~~ der sehr erheblichen Perso nalko s tensteig erungen ab 1.April 
12 ?O' dem La ndesamt für Prei8bildung und Preisüberwachung eine 
im alge Anhebung der Pfleg esä tze mit Wirkung vom 1.Juni 1961 

gegenseitigen Einvernehmen vor gGschlagen worden. 

~:~ Minister für Wirtschaft und Ver kehr is~ diesem Vorschlage 
üb GIgt und hat mit der 6. Verordnung zur Anderung der Verordnung 
Bö el'h Pflegesätze von Kr ankenans tal ten vom 14. Juli 1961 neue 

c stpfleges ätze festge s etzt. 

~~~ Pflegesatz für Patienten, deren Kosten von einem Versicherungs
höager übernommen werden, darf in der Krankenhausgruppe A 8 
be~ stens 21,35 DM 

ragen. 
]I " 
A.~c~as St äd ti s che Krankenhaus Kiel ist ein 
Zu. I~g von 
Bas~erucksichtigen, so daß sich ein neuer 
or . Bsat z von 

glbt. 
Zu. d' 
der ~~sem Basissatz darf für dia Patienten 
erhOb c.-St a tion ein Zuschlag von 0 ,75 DM 
]I" on werden. 

f~ S~lbstzahler betr ägt der Pfleg esatz 115 %1 
]I" IC1nder 90 '% des Basis satzes . 
ur d' 

'der le Pa ti enten der PrivatstQtion we r don 

0,65 DM 

20,70 DM 
------~---- --------

des B al~gemeinen Übung ent spreohend- 150 % 
G aSlssatzes abgerundet mit 31, - DM berechnet. 

d;~~s~t zl iOh sind i m s t ädtischen Kr~nkenhaus für die Patienten 
jedQC~l v at stat ion einhei tliche Pflegesät zo erhoben worden, 
2imme V~rde von den Patienton ? die ausdrücklich ein Einbett
IhQse r vvunsohten~ ein Zu s ch18g von bisher 3, - DM berechnet. 
SiCh r ZUS Chlag soll nunmehr 5 , - DM betragen. Dami t stellt 
BahQn~~r Pflegesatz f ü r die Patienten der Priva t station bei 
~~ ung in einem Einbett-Zimmer auf 36,- DM. 
't\ .... ah V ' 
earl orlleg en der 6 . 
~fle::e~tsferien eine 

sat ze durch di e 

Änderungsverordnung kOlli1te wegen der 
Entscheidung über die Erhöhung der 
Selhstverwaltungsorg~ne nicht sofort 

herbeigefÜhrt 



herbeigeführt werden. Um jedoch der Verwal tung des St ädt. 
Krankenhauses eine Rechtsgrundl ae e zur Be rec~~ung der neuen 
Pflegesätze zu geben? war eine Eilentscheidung de s Oberb~rget' 
mei s ters gemäß ~ 70 der Gemeindeordnung zwingend not wendlg. 

Der KIankenhausausschuß hatte in seiner Sitzung am 30.Mai 1961 
einstimmig entschieden ) da ß eine Änderung der Ent gelt s ordnung 
während der Parlamentsferien wegen der Eilbedürftigkeit de~ 
im Umlaufverfahren be s chlosson werden soll. Die 4 ortsa~wesenbe~ 
Mitgl ieder des Krankenhausaus s chusses, damit die Mehrhelt, h~ 
dem 8. Nachtr ag zur Ent gelt sor dnung zugestimmt. 

S c hub e r t 

stadtrat 



~~@9.4tra~zur En~~;t t_sordntln:fL.für das St ädt. K!ank~~haus 

t~6Gr~d der §§ 4, 28, 70 Abs. 2 der Gemeindeordnung fta Sch1eswig
Pfletel~ vom 24.1.1950 (GVOB1.Sch1.-H. 8.25), der Verordnung übel' 
:i11 dgesatze von Krankenanstalten vom 10.12.56 (GVOB1.Sch1.-H. S,201) 
SChIer Fassung der 6. Änderungsverordnung vom 14. Juli 1961 (GVOB1. 
~t ·-B. s. 130) hat der Oberbürgermeister durch Eilentscheidung die 
deag71tsol'dnung des Städte Krankenhat'lses vom 19.4.1956 -in del' Fassung 
a) "Nachtrages- wie folgt geändert: 
T,,~l:_~iffel'n 1-7 des Abs chnittes A erhalten nachstehende Fassung: 
~a~lf_ -----------___________________________________________ -----------
~. Bezeichnung der Kostenträgel' Selbst- Patienten 

Tal'ifstelle gern. Abschn. zahler d.Privat-
"', 1 '---___ C NI'. station ------------------------------ä------------o----------ö---------
~:pfleßesätze je Tag _____ m! ______ D~ _____ ... _ D~ 

} !:rwachsene u. Kinder 
§E ~ollendetem 12. 

1 l.ebensjahr--

2 

(3-4 ) 

3 
4 

(5"6) 
5 
6 

7 

in der Tbc-Station 
in anderen Stationen 

~nder bis zu 12 Jahren 
~schl. kranker Saugl. 
in der Tbc-Station 
in anderen Stationen 

Q§sunde _~~leitpersonen 
Übel' 12 Jahre 
bis zu 12 Jahl'en 

~SChlaJ:l' fUr Einbett
Zlm --Q. 

~ -- ---- _. ._ .. _---

b) Zlft e1' 8 

21,45 
20,70 

19,30 
18,65 

12,40 
9,30 

24,55 
23,80 

22,20 
21,40 

14,30 
10,70 

31,--

28,--

18,50 
14,--

5,--

des Abschnittes A entfällt. 
1;)) l)e~ 

tl'it~' NaChtrag zur Entgeltsordnung für das Städte Krankenhaus 
am 1. Juni 1961 in Kraft. 

lC i e 1 
, den 19 . Juli 1961 

S t a d t K i e 1 
Der Magistrat 

Dr. Müthling 
Oberbür germeister 

Schubert 
Stadtl'at 



9 
Dez Vlagisn 

Haupt amt 

Zu Punkt der Tagesordnung 

Kiel, den 28. Juli 1961 

Drucksache 558 

~trifft: HGrriehtung der Räume am Markt 4/7 für das Jugendamt 
und das Schul- und Kul turamt - ' Genehmigung der Zu~ 

stimmung des Magistrats zu einer auß erplanmäßigen 
Ausgabe -

~richt erstatter : OB 

~raR: - Genehmigt wird f olgende Zustimmmung des Magistrats: 

Zug estimmt vdrd der Leistung einer außerpla:nmäßigen 
Ausga~Je, die; . keinen Aufschub duldet, in Höhe: von 

98.000 1 -- DM bei der n eu e inzuri cht ~nden Haus,halts
stell e 021/6.813 .- Herrichtung von Di ens träumen 
Markt 4/7 -. 

Der Betrag wird im Rahmen des Nachtragshaushaltsplanes 
1961 gedeckt. 

~_~_g_E_~_~_~_~_~_g 

Der Magistrat hat in seiner .Sitzung am 29. März 1961 beschlossen, 

~o:n. der Versicherungsgesellschaft Agrippina in dem Neubau am 
Sarkt 4/7 1.350 qm Büroraum allzumie t en für 6,-- DM/qm bzw . 
. ,-- ])M/qm. Di e Mi e te wird dureh den Na chtragshaushal tsplan 1961 

a:n.geforder -'-
L. • 

!:n. d' 
1e angemieteten Räume werden da s Schul- und Kulturamt und 

das J 
~ , Ugend .::tmt einziehen . Di (j Eigenart dies er A.mt er - insbesondere 
l.4l.e I • 

~ ' ,~ ~belt de s Jugendamt e s - bringt es mit sich 9 daß häufig Vert . ~ 

, rauliche Gespräche geführt ".,erden müssen. In der Regel werden . :Per ... ·· 
o°:n.liche Dir~e behandelt. Es i s t of t schwer, die Kinder, 

- 2 -
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Jugendlichen oder die Eltern zu Aussagen zu bewegen. Diese 

Schwierigkeiten v ergrößern sich noch, \venn di e Gespräche 

nicht unt er vi er Augen, sondern in Anvvesenhei t mehrerer Per

sonen geführt werden müss en . Die gemieteten Räume sind nur 

wenig unt er teilt, s o da ß es erforderlich ist, zusätzliche 

Zwischenwände zu ziehen, di e wegen der geschilderten Eigen

art der Arbeit der heiden Ämter zahlreicher sein müssen a ls 

sonst üblich, um die Menschenwürde und die p c; rsönliche Intim

sphäre der Besucher zu wanren . 

Mit e iner größ er en Zahl von Räumen verbunden ist die Notwen
digkeit, für die einzelnen Zimmer zusätzliche Bel euchtungs

körp er und Fernsprecheinrichtungen zu schaffen. 

Nach einem Kostenanschlug des Hochbauamtes entst ehen durch die 

zusätzlichen Bauarbeiten folgende Ko sten : 

für den Einbau von Trennwänden, den Umbau 

vorhand en er Türen sowie zusätzliche Stemm-, 

Putz- und Malerarbeiten, die mit dem Um

bau zusammenhängen, c a . 1.000 qm 1"vände 

j e 50,-- DM 

für zusätzliche Türen und Schallschutz

maßnahmen einschI . der IVfalerarbeiten 

für die Erwei terung der Elektroinstalla

tion (B el euchtungskörp er, Steckdos en 

einschI . V8rlegung und Stemmarbeit en), 

60 Räume j e 200,-- DM 

für die Erweiterung des vorges ehenen 
Fernsprechnetzes ( benötigt werden 60 

2infache Neb enstell en und 3 Reihenan

lagen) einschl. der Installationsarbeiten 

= 

= 

= 

= 

50.000 , -- :v~ 

J)~ 
21 .000 , -'" 

J)~ 
12.000,-'" 

- 3 -
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Nach § 5 des Mietvertrage s trägt di e Stadt Ki el die Kosten für die 
ZUSätzlichen Bauarbeiten. Die Arbeit en werden von den bei dem Bau 

beschäftigten Firmen ausgeführt. Der Bau ist soweit gediehen, daß 
die zusätzlichen Bauarb eit en nicht l änger aufge schoben werden kön
nen. Der Neubau soll im Sept emb er d.J. bezugsfertig sein. Das Hoch
bauamt prüft di e von den Firmen ü~J er den Arc hi tekt en vorgelegten 
R.e chnungen. 

Es War daher nicht möglich, den Beschluß über den Nachtragshaushalt 
1961 ode r di e Zustimmung der Ratsversammlung zu einer außerplanmä
ß' 1gen Ausgab e abzuwarten , so daß e ine Eil entscheidung des Magistrats 
e!'forderlich vrurde . 

De,!' Beschluß des Magis trats wurde einstimmig bei einer Stimment
haltung im Umlaufv erfahren ge f a Gt. 

Dr. M ü t h 1 i n g 



Zu Punkt der Tagesordnung 

Kiel, den 28. Juli 1961 

Drucks ache 560 

!etr.: Bau von Regen- und SclLmutzwasserkanälen im Siedlungs
gebiet Nissenstraße 

l1-E. : Stae:ltbaurat Pro f . Jen 6 (3 n ..JfI-aC· 'f,' a{- YOJIP. 

!!!.tra.eu. Zugestimmt wird der Leistung einer außerpl anmäßigen 
Ausgabe in Höhe voh 8C 000,-- DM bei der neu einzu
richtenden Haushaltsstell e V 7021/1721 - 61 - "Bau von 
Regen- und Schlllut zli~as serkanälen im Siedlungsgebiet 
Nissenstraße, 2. Rate. 1I 

Der Betr ag ist durch Einbezi ehung in den Nachtrags
haushaltsplan 1961 zu decken und aus Mitteln zurück
ges t ellmr Batmaßnwlme n ( z . B. V l021/1741) der Abt. 
Stadtentwässerung zu finan zieren. 
Bis zum Erlaß der Nachtragshaushaltssatzung 1961 wird bei der 
Haushaltsstelle Y 7021/1741 - Bau einer 2. DruckrohrJeitung nach 
Stift. 4. Rate - ein Betrag von 80. 000 J - - DM gesperrt. ' , 

-: " "'r'-;'ldu'l O'" ~~ ~5 · 

~~e Ausschreibung der Arb eiten zur Herstellung von Schmutz- und 
1vIa~env!aSSerkanälen im Siedlungsgebiet Nissenst r aße hat für die 
Rie~al1Ine 1 t. Kostenanschlag des beauftra.gt en lng. -Büros Petersen, 
VOl'Il ' v~m 30. 3. 61 Gesamtko s t en von 35 5 000,-- DM ergeben. Der 
l'Ilit Mag1strat am 8. 2 . 61 genehmigte Kostenanschlag schloß ab 
1I.no- ~75 000,-- DM. Di e Mehrkosten sind z.T. bedingt durch höhere 
Aua e otspreise der an der Ausschreibung beteiligten Firmen. 
}Teu e~~em mußten die Erneuerung schadhafter alter Kanäle in der 
ders adter Straße, der Einbau größerer lJrofile zur Schaffung 
Und Xorflut für öffentliches Vorbehaltsgelände (Schulgelände) 
als .. er Bau eines Regenwas serkanals in der er st nachträglich 
in d offentliche Stralje vorgesehenen Straße C (zu den Hochhäusern) 
n' en Kostenanschlag aufgenommen werden. 
S~~lbisher nicht bereitgestellt en Mittel in Höhe von 80 000,-- DM 
Und ~~ als 2. Rate durch den Nachtragshaushalt 1961 angefordert 
'h lnanziert werden • 
.ua u' 
anla~e Bauarbeiten zur Herstellung der Straßen und Entwässerungs-
ZÜgiÖen , begünsti gt durch die guten Witteru.ngsverhältnisse, sehr 
haus~a1u:rchgeführt werden, kann die Genehmigung des Nachtrags
lauf d tsplanes nicht abgewartet werden, wenn nicht in dem Ab
Aus d. er Bauarbeiten eine empfindliche Störung eintreten soll. 
lIläßi lesem Grunde muß um Zustimmung zur Leistung einer außerplan
werd~~~ Ausgabe und zu deren sofortiger Inanspruchnahme gebeten 

nor B 
einst~U.aUssChuß hat der Vorlage in seiner Sitzung am 3. Juli 1961 

lmmig zugestimmt. 

Prof.Jensen 
Stadtbaurat 



Der l1uC}lstrat , 1 Zu Punkt der Tage sordnung 

ij a U p t amt Ki el, den 2. August 1961 

Drucksache ' 5G2 

, ~trifft: Nachtragsstellenplan 1961 für die Ki eler Spar- und 
Leihkasse 

brichterstatter: Stadtrat . Langbehn 

. !.ntrag: . Der Stellenplan 1961 der Kieler Spar- und Leihkaese 
. wird wie folgt · geändert: · 

;, 

. ' . 

I ~ A~fwertung'e~ , 
von der Ve:rg.Gr. IV b nach III die Planstellen 
66, 229 

t • • • 

von der Verg .Gr. IV. b nac~ IV a die Planstellen 
1 4, 1 7, 2 4, 7 1" 8 6, 1 0 9 , "I 3 9, 1 4 5, 1 6 0 , 1 6 1 , ' . 2 47 .,. : 
269 , 277, 285 

von der Verg .Gr . . V. b nach IV a die Planstellen 
258 , 262 , 292 , 300 

von der Verg.Gr. V b nach IV b die Planstellen 
104, 147, 181, 230 , Yl1 

von der Verg.Gr. VI b nach V b die Planstellen 
105, 165, 182, 21 6, 234, 252, 309, 316 

von der Verg .Gr. VII nach V b die Planstellen 
7 9 , 106, 108, 208 , 223, 239, 261, 266, 274, 282, 
289, 295, 299, 303 

von der Verg.Gr . VII nach VI b die Planstellen 
22, 27, 74, 75, 76 , 77, 78, 80, 107, 113, 114, 
141,207,209, 220 , 221 ,222 ,224,237,238,240, 
245,246,253,256 , 260,265,267,273,275,283, 
290, 294, 298, 302, 306, 308, 310, 313, 314, 317, 
321, 322, 325 

von der Verg.Gr. VIII nach VII die Planstellen 
70, 131, 132, 133, 134, 135, 180 

von de r Bes.Gr. A 5 nach A 7 die Planstelle 
31 

11. Änderung von Vermerk en 
Bei der Planstell e 25 fällt der Vermerk "k.w." weg. 

- 2 -
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Über 
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Die Tätigkeitsmerkmale für die Angestellten im Sparkassendienst 
sind durch Tarifvertrag vom 3. November 1960 geändert worden. 
Dabei wurd e u.a. die Vergütungsgruppe IV a auch für Sparkassen'" 
angestellte einge führt. Im übrigen wurden alle Tätigkeitsmerk
male neu g efaßt bzvl. geänd ert, so da ß durch diesen Tarifvertrag 
eine große Zahl von Stellenanhebungen erforderlich wird. 

Die Stellenplru1änderungen wurden im Verwaltungsrat der Kieler 
Spar- und Leihkass e erörtert, wobei der Personalrat und das 
Hauptamt bet eiligt vrurd en. Das Ergebnis der Erörterungen wurde 
im Personalausschuß beraten, der die Änderung des StellenplaneS 
indem im Antrag genannten Umfang beschlossen hat. Insgesamt 
sind 99 Stellenaufwertungen vorgesehen. Die einzelnen Stellen 
gehen aus der beigefügten Übersicht hervor. 

di e Aufwertung der Stellen der Vorstandsmitglieder nach der Bes~ 
Gr. B 2 bzw. A 16 und A 15 wurde vom Personalausschuß ni.cht be'" 
schlossen. 

L a n g b e h n 



Planst . 

N a c h .... :L.L.9_;:: 

~~_§~~1le~E1§'E_f~!_23&l 

Bisherige Neue Bes . 
Nr . 

Bezeichnung 
d . Planst . Bes . bzw . bzw . Verg . Tätigkeit 

----- . ___________ * _ Verr..::. _Q!_. ____ .9:E.::. ________ . ________________ . __ • 

14 Angest , IV b IV a 

.11.9 - 1:fer'b eabt e:i.luru:: -...;...::--_._-----
'17 Angest n IV b IV a 

1.1.9-=_Person31 verwa:l tung 

22 Angest n VII VI b 

j.2.Q-.::-hl~~2.QD!::JJ!ß=_ll..!2.2Chy~"S'dal1~ng 
24 Anges t , IV b 

25 Angest . Vermerk 
\'l eg 

27 Angest . VII 

lf.Q-.:_~ etriebst8clln o Abteilung ----------------_._----
31 St . Assistent 

l.9.Q-::._l!.§.untbuchhnltung 
---~_._------

66 
Angest . 

70 
Angest . 

~OO-S - .... -1?3r:..§.bteilun<! 
71 

74/78 

79 

80 

------
Angest . 

Angest . 

Angest Q 

Angest . 
~l.Q - G' '--...;2:.!o abt (ü 1 nntz: 

86 ----------
Angest . 

Angest . 

Angest . 

A 5 

IV b 

VIII 

IV b 

VII 

VII 

VII 

IV b 

V b 

VI b 

"k . \'I o" 

IV a 

fäl lt 

VI 

A 7 

111 

VII 

b 

IV a 

VI b 

V b 

VI b 

IV a 

IV b 

V b 

Kreditprüfer 

\'ferbeleiter 

Sachbearbeiter 

Leiter 

Bautechniker 

Sachbearbeiter 

Vertreter u . 
Sachb earbei t er 

Leiter 

Buchel" 

Leit er 

Disponenten 

Kassierer 

Kassierer 

Leiter 

Kassiere:c 

Kassierer 
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Planst . Bezeichnung Bisherige Neue Bes . . 
Nr . d . Planst . Bes . bz,'T. bzu . Verg . 'r ätigke~t 

______ . ____ . __________ Y~f.:._ Qr ~ ___ __ --2E..:'.-. ----- --.---.-.-----..... 

106 + 
108 

107 

Ang est o VII 

Angest o VII 

220 Übe rweisunr: ::-;ahteiluru:: ---------------_._----
109 Angest . 

113/14 Angest , 

131/32 Angest . 

133/35 Angest o 

230 - WechselRht eilun~ 
... _----------------
139 Angest . 

141 Angest . 

IV b 

VII 

VIII 

VIII 

IV b 

VII 

~40-=~&~~p.~Ei~r~bteilung 

145 Angest . IV b 

147 Angest . V b 

250 - Kreditabteilun~ ----------------
160 Angest . IV b 

161 Angest . IV b 

165 Angest . VI b 

180 Angest . VIII 

~§Q_=-~grl§hE§EHcbb~2tung 

i 81 Angest . V b 

182 Angest. VI b 

V b 

VI b 

IV a 

VI b 

VII 

VII 

IV a 

VI b 

IV a 

IV b 

IV a 

IV a 

V b 

VII 

IV b 

V b 

Kassierer 

Kassierer 

Leiter 

Sachbearbei tet' 

Grundbuchb . .. U~r 
Lochkart . pruf 

Hilfssachb . 

Leiter 
. -tet 

SachbearbeJ. 

StellV • 
berater 

Sachb . f , d , 
Außenhandel 

Stellvertre te
t 

Kreditsachb . 

Kaufkredi t -
Sachbearb • 

Registrator 

Leiter 

Stellv , u . Sa.c 1'1'0 



Planet . 
Nr . 

- 3 -

Bezeichnung Bisherige 
d . Plnne t . Bes . b ztl . 

Verg . GT' . 

Neue Be s . 
bzw .Ver g. 

Gr . 
----------------------------_. -------_ ... _------------_ .. _-

207 Anges t . VII VI b Disp . Sparges ch . 

208 Anges t . VII V b Kass ie rer 

209 Ange st . VII VI b Kass i erer 

~~~i f!:s tel1e 2 - Holt ennu el' Straße 130/32 ---------- -- _.- - - -----------_.- - - ------
216 Angest . VI b V b Ka ssierer 

220/21 Angest . VII VI b Disp oSparg. 

222+24 Anges t . VII VI b Kassierer 

223 Ang est . VII V b Ka ssi erer 

Z \v . 21 -'-~~ßstell e 3 - Sternstraße ------------ ----------------
229 Angest . IV b 111 Leit er 

230 Angest . V b IV b Stellv . u . Sachb . 
Girogesch o 

234 Anges t . VI b V b Kassierer 
237/38 AnGes t . VII VI b Disp . Sparg . 
239 Anges t . VII V b Kassier e·r 
240 

Ange st . VII VI b Kassierer 

Z ·/e . 
-~§j;el1e 4 - K, .thnrinenstraße 2 ------------ --_.- --_._--------
245 

Angest . VII VI b Disp . Sparg . 

Angest . VII VI b Ka s sierer 

- 4 -
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Planst . Bezeichnung Bisherige 
Nr . d . Planot . Bes . bzw. 

Verg . Gr . ----_._--_._--
Zweigstel l e 5 - Sophienblatt 21 ----- -- -_._-

247 Aneest . IV b 

252 Angest . VI b 

253 Angest . VII 

256 Anges t . VII 

~~eiß§~~1~~_§_=_!~Rl~trRße 31-= 

258 Angest . V b 

260 Angest . VII 

26 1 Angest . VII 

Neue Bes . 
bZ\'T . Verg . 

Gr. 

IV a 

V b 

VI b 

VI b 

IV a 

VI b 

V b 

Z'v/eigs teIle 7 - Pries 9 An der Schanze 50 ------- - ----- - - - - - - ---------- --------
262 Angest . V b IV a 

265 Angest . VII VI b 

266 Angest . VII V b 

267 Angest , VII VI b 

269 Angest . IV b IV a · 

273 Angest . VII VI b 

274 Angest . VII V b 

275 Anges t . VII VI b 

.9~~~~~5!l~~_.9_=_ tIol~t~g~·~~E_ §~!8L3~_~.9.§L6a -

277 Angest . IV b IV a 

282 Ang est. VII V b 

283 Angest . VII VI b 

Tät igkei t 

Leit er 

Kassierer 

Kassierer 

Disp . Sparg . 

Leiter 

Disp . Sparg. 

Kassierer 

Leiter 

Di sp . Sparg· 

Kassierer 

Kassierer 

Leiter 

Disp . Sparg · 

Kassierer 

Kassierer 

Leiter 

Kassierer 

Kassierer 
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Planst . Beze ichnung Bisherige Neue Be s . : 
Nr . d . Planst . Bes . bzw . bzw . Verg . Tä tigk eit c 

--___________ _______ Yi!.Ef!..:..._ Gr • _____ QE...: __ -- ~ _______________ .:. __ ~----- '~ 

285 Ange st . IV b IV a Leiter 

289 Angest . VII V b Kassierer 

290 Ang est . VII VI b Kassierer 

~~~~~§~e11~11_=-~!2~~E~~en~_Ki~~~!~~E§fl~_§1_~ 
292 Angest . 

Angest . 

Ang est . 

V b 

VII 

VII 

IV a 

VI b 

V b 

Leiter 

Disp . Spurg e 

Kassier er 

~~~ir2~~11~_2~_=_ }:1~f~~h~~~ __ , ~i~~All~~_§2_~ 
298 

299 

Angest . 

Anges t . 

Ang est o 

Angest . 

Angest . 

Ang est o 

VII 

VII 

V b 

VII 

VII 

VII 

Zwe' 
--.;;~g§.!~lle -15 - Seefischmarkt -

~---------------------308 
Angest . VII 

~\"'eiO' -t 
~t:-~~l:}'~ 16 - Schilksee -

309 -------------

Angest . VI b 

Angest . VII 

VI b 

V b 

IV a 

VI b 

V b 

VI b 

VI b 

V b 

VI b 

Disp . Spar g o 

Kassi erer 

Leiter 

Disp . Sparg . 

Kassierer 

Kassierer 

Kassierer 

Leiter 

Kassierer 
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Planst . Bezeichnung Bisherige Neue Bes . 
Nr . d.Planst . Bes . bzw . bzw . Ver . Tätigkeiot 

Ver,o:. . Gr . Gr . __ -__ 0 _____ • ________ ~ _______ _ _ ~P __ ___________ ______ • _______ _ 

E~<.üg~}~ll~_J]_=_I,~hrnl:er,g_.::. 

311 Angest . V b 

313 Angest . VII 

)14 Angest . VII 

~~,~1-ß'§..! ell e _.2§ _':0_ Snchs d~!:1--=. 

316 Angest . 

317 Angest . 

321 Aneest . 

322 Angest . 

Z\Iei o~stelle ::SO - Bns -----.- - - - - -----~ - --------
325 Angest . 

VI 

VII 

VII 

VII 

VII 

b 

IV b 

VI b 

VI b 

V b 

VI b 

VI b 

VI b 

VI b 

Leiter 

Di sp . Sparg o 

Kassierer 

Sachb . Snar-
u oGirogescb . 

Kassierer 

Disp oSparg · 

Kassierer 

Kassierer 



Zu Pkt 1 aer Tage sordnu~ß 
r YlagJ.Sa 

'Wirtschaftsausschuß 
Haten_ und Verkehrsbetr.ieb-e 

der Stadt Ki el 

Kiel; deri 26. April· 1'961 

Drucksache · 564 

~rifft: Änd erung der ,Betri e bs sat zung für die Hafen- und 

Verkehrsbet~~ebe der Stadt Kiel 

~Chterstatter: Stadtrat L a n g b e h n 

~ Die Betriebssatzung des Eigenbetriebes "Hafen- und 
Verkehrsbetriebe der Stadt Kiel" wird mit sofortiger 
Wirkung nach dem vorgelegten Entwurf geändert. 

Begründung: 

Die 
1 am 21. 9. 1950 von der Ratsversammlung beschlossene und am 

• 11. 1950 in Kraft getretene Betriebssatzung (Anlage 1) ent
~PriCht nicht mehr den tatsächlichen rechtlichen und betrieb-

13
ichen Gegebenhe1'ten. E' A" d d B t 'b t t 1ne n erung er € r1e ssa zung un er 
erü ' 

k" Cks1.Chtigung der bisherigen Beschlüsse der Selbstverwal tungs
orp 

Der ;:SChaften ist aus rechtlichen Gründen erforderlich. 
twurf für die geänderte Betriebssatzung (Anlage 2) und eine 

~bach ' 
b' r1ft der bisher gültigen Betri ebssatzung (Anlage 1) sind 

e1gefUgt. 
Der W' 
und l.r ts chaftsausschuß hat sich in den Sitzungen am 29.12.1959 
D am 27.3.1961 mit der Vorlage befaßt. 
er M 

d' agistrat hatte in seiner Sitzung am 15.2.1961 beschlossen, 
1e 'Va " 

2Urü rlage zur nochmaligen Beratung an den W1rtschaftsausschuß 
Ckzuverweisen. Der Wirtschaftsausschuß hat in seiner Sitzung 

-2-
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am 27.3.1961 der vorliegend en Neufassung (Anlage 2) der Be

triebssatzung einstimmi g zuge stimmt. 

Um Zustimmung zu d er beiliegend en Neufassung (Anlage 2) der 

Betri ebssatzung wird gebet en. 

Langbehn 
Stadtrat 



ADlage I zur Betriebssatzung für di e Hafen- und Verkehrsbetriebe 
~r Stadt Kiel 

Zu § 8 

Ort 
Flurstück 

K i 

l{aifl" achen 66 tlw. 
~bbau KVAG 5 

J\rllandung 
47 

SChleuse 66 tlw. 
zu 66 

l{aifl '· 
achen u.a.66 tlw. J\nland ~ ung 48 

ahnk" orpel' 66 tlw. 
~bbau E km c ann 4 

l{aiflächen 
157 tlw. J\nland ~ Ung 166 

bbau E 
ckmann 41 

liof raum 
158 ~ahnlt' cirper 157 tlw. Geb" 

aUdeflä.che 159 

Grundstücksverzeichnis 
Stand: 1. 1 2 . 1 959 

e I - Binnenhafen 

Kiel 
guerkai 

M 14 Kiel 
Kiel M 14 Kiel 

(Erbbau) 
Ki el M 14 

Kiel M 14 Kiel 

Hörnkai 
Ki el M 14 Ki el 
Ki el M 14 
Ki el M 14 Ki el 
Ki e l M 14 Kiel 

(Erbbau) 

Bahnhof skai 
Ki el M 15 Kiel 
Kie l M 15 
Ki el M 15 Kiel 

(Erbbau) 
Kiel M 15 Kiel 
Kiel M 15 Kiel 
Kiel M 15 Ki el 

Band 
t 

163-6085 

Größe 

rd. 3750 

435-13198~ 1912 
435-13199 

ohne 147 

163-6085 279 

163-6085 rd. 7420 
ohne 973 

163-6085 rd. 3551 
440-13308 1411 
440-13309 

163-6085 rd.11050 
ohne 76 

180-6476) 217 
181-6507) 
163-6085 96 
163-6085 rd. 6170 
163-6085 298 

-2-
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Kartei- Flurstück Band 
blatt Ort Nr. Gemarkung Flur Grundbuch Blatt 

Eisenbahndamm 
4850 

4 Kaiflächen 176 tlw. Kiel N 16 Kiel 164-6088 rd. u.a. 
)450 

Bahnkörper 176 tlw. Kiel N 16 Kiel 11 11 rd. 

5 Bollhörn 

Kaifläche südl . 140 
Teil 177 tlw. Kiel N 16 Kiel 164-6088 rd. 

Kaifläche nördl. }15° 
Teil 213 tlw. Kiel N 16 Kiel 11 11 rd. 

6 Kaizunge 

Katfläche 176 tlw. Kiel N 16 Kiel 164-6088 rd · 

7 Sartorikai 

Kaiflächen u. a . 213 tlw. Kiel N 16 Kiel 164-6088 rd. 

Anlandung 183 Kie l N 16 ohne 

Anlandung 214 Kiel N 16 ohne 

Tankstelle 2 12 Kiel N 16 Kiel 301-9838 

8 See~arten 

Platz 1 tlw. Kiel 0 17 Kiel 164-6088 rd. 

Wall 322 tlw . Kie l N 17 Kiel 164-6089 rd. 
11 

Anlandung 3 Kiel 0 17 ohne 10,4 

Gebäudeflächen 348 Kiel N 17 Kiel 302-985 1 

- ) ,. 
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• ~., .. I .. ..... " . . " Band Größe 
, tt . ~. .." . - , 

'-. .. .. . . ... .' , . 
... . " -. '. ... . • • ' _0 •••• _. 

• ' " , p' . . .. . . .. . , . . ... 

" 4' " . ... .... . .. .. 

Kiel-Nordhafen 
Grundfläche Nordhafen 

"'\' ' .. "P , • • , 
"V .... , " . 1" • • • 

- 0 • ••• • ' ... . 0' _ . _ •• 

~~~:rg~lände und 
ltlachen' ·· 13/2 J,< ) 

1,3/1 *) 
20/3 

" 

~O/4 
20/5 

120/13*) 

-h: '· 135/13 
~aurecht 22/1 ) 
ha~ er Lager- ~ ~ 

s Ges. 22/2 

22/3 

Projensd,prf 

" 
" 
" 
" 
" 

" 
tI 

" 
" 

3) 
3) 
3 ) 

3 
3 
3 

3 
3 ) 

3~ 
3) 

kiel 
Erbbaurecht 

er Lag~rhaus 
144/24 .Pro.j-e.nsdorf 3 

20/9 · 
80 2' 
ateh~lgebäude , 

aUf 20/10 tlw. 

" 

tI 

" .~) E 
rbbaugrundstück: Stadt Kiel 

3 

3 

" 

Projensdorf 2-10 
(Erbbau) 2-14 
Projensdorf 6-154 

" " " 
" " " 
" 2-10 ) 

(Erbbau) 2-14) 
Pro j ensdor~ 6-154 

.) 

(Erbbau) 
2-12~ 
2-15 

) 

Projensdorf 2-13 
(Erbbau) 2-15 
Kiel 491-14589 
(Erbbau) 492-14604 

Projensdorf 6-154 

2275 
1339 

714 
70 

1181 

4064 

441 
2230 

2711 

30032 

512 
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Kartei
b att r t 

11 

Städt.Gelände 
a.d.Schwentine 

12 Lösch-u.Lade-
platz Wellingd. 

12 Bootswerft 
Strandstr. 4 
(Waap) 

12 

-4-

Flurstück 
Gemarkun 

Band 
"tt 

Grundflächen des Schwentinehafens 

40/2 

42/1 
144/2 

29/3 

391/34 

360/15 

277 
258 

f 

Wellingdorf 2 Welling-
dorf 

" 2 " 
It 2 " 
" 2 " 

Wellingdorf 2 Welling-
dorf 

Alt-Heikend.5 Alt-Hei-
kendorf 

Ostseehall e 

Kiel M 16 Kiel 

Kiel M 16 Kiel 

2-86 

2-88 

39-1156 

39-1 164 

1-46 

3-138 

210-75 63 

210-7559 

2838 

22 69 

241 

,3~ 

8,1 

4~14 



BahngSlände 

,. 

'. Flurstück 
. .... . Nr •• · .: .. 

-5- - '. 

Bahnselände Kleinbahn Suchsdorf -, 
, . .. ' . . ' . . ... ".: ',. . ; .... 

. Band Größe-
tt .: ... -:. ..... .. . _ .. ~.~_ ..... -. 

Kiel-Wik 
. . - ~ ~ .. . -.... ~ .... - .. .. , ... --" " ,.~ . , ..... ..... ' ... _ .. ~ .. .. . ,.-

,', : 1 : ' . ~ 

299/1 5 
_. ,. . ~ '" 

Wik Wik 13-439 1422 
301/219 " 5 " " " 5160 
.82/21 Pro jens- 2 " " " 8043 

dorf 

107/25 " 3 11 " " 9702 
337/27 'Suchsdorf 2 " " " 2270 
320/129 " 2 " " " 3092 
)25/122 " 2 " " " 349 
323/124 ". 

" 2 " " " 763 -
113/1 " 2 " " " 2187 
327/146 " 2 " " - " 20 
349/49 " 4 " " " 899 

. ' 351/172 " '4 " " " 114 
347/53 " 4 " " - " 610 
345/54' " 4 " " " 1 061 
342/54 " 4 " " - " 888 
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Kartei
bl tt 

14 

Ort 

Bahngelände 

Flurstück 
Nr. G 

-6-

lur Grundbu 

Anschlußbahn Neuwittenbek-Voßbrook 

249/15 Holtenau 1 Pries 18-507 
253/15 " 1 " " " 
236/41 " 1 " " " 
256/81 " 1 " " " 
233/69 " 1 " " 11 

243/14 " 1 " 11 " 
244/14 11 1 11 11 " 
302/028 11 2 fI 11 " 
301/028 fI 2 " " " 
242/28 11 2 " " " 
352/3 11 2 " " tI 

643/146 " 3 " " " 
80/34 Klausdorf 5 Altenholz 3-67 
81/34 " 5 " " " 

127/7 " 6 " " " 
31 Alt-Witten-1 FeIm 7-82 
31/2 bek 

Neu-Witten-2 Neu-Witten-
bek bek 2-38 

104/1 " 3 " " " 
88/28 " 3 " " " 

199/26 " 3 " " " 

2194 

119 

416, 
77 
74 

1399 
701 

974 
66 

96 

217 11 

11700 

2251 

35 66 

224 10 

3112 

2909 

119B 

ZSB 

11
2
' 

-7'" 



15 

~ahng e länd e 

Flurstück 
Nr. Ge 

-7-

Band 
Flur Grundbuch Blatt 

Anschlußbahn Neuwittenbek-Voßbrook 

128/3 Klausdorf 6 Altenholz 3 - 67 
137/47 11 6 If " 11 

21/6 Knoop 1 11 9- 202 
25/1 11 2 " " " 
69/1 " 3 " " " 

102/1 " 4 If " 11 

108/45 Rathmanns- 2 FeIm 7 - 82 
dorf 

62/12 " 3 " If " 
8/7 " 4 " 11 " 
8/8 " 4 " " If 

8/9 " 4 " " If 

195/113 Blickstedt 2 Tüttendorf 6 -160 
206/108 " 2 " " " 
211/162 " 2 " " " 
215/170 " 2 " " " 
271/172 " 2 " " " 
222/172 " 2 " " " 

52/34 Wulfshagen 3 " 6 -162 
55/15 " 4 If " " 

228/48 Holtenau 1 Altenholz 4 -101 
222/49 " 1 " " " 
225/87 " 1 Holtenau 12-387 
231/64 " 1 " 12-371 
239/19 " 1 Pries 18-507 

Größe 
m 

2643 
106 

8428 
26159 

5093 
9817 

15857 

11099 
9446 

76 
6 

2857 
877 
284 

63 
2 

55 
5012 
8852 
1449 
5777 

162 
253 

1401 



Abschrift 
Betr~~b s s_atzung 

Anlage 1) 

für die Hafen- und "Verkeh;rsbetri..ebe de:r Stadt Kiel 

r . t~~ G~und des ,Beschlusses der Ratsversammlung vom 21'. September 
'~ H o ,und der '§§,, 4 ·u1').d ' 87 derGemeind~ordnuhg, fü:tSc~l:eswig
~OlBtein vom24.1~1950 sowie , der Bestim~ung~n d~r , Eigenbetriebs
f~ror~nung vom 21.11.1938 wird die nachstehende Betriebssatzung 
ur dle Hafen- und Verkehrsbetriebe der Stadt Kiel erlassen: 

.: '. '" ,, ',§, -l - ' 

. , Einzelbetri...~be 

~~igende 'Betrieb~ der Stadt Kiel 'w'erden zu einem Eigenbetrieb 
aa!:r dem Namen "Hafen- und Verkehrsbetriebe der Stadt Kiel" zu-
ger .. engefaßt und nach den Bestimmungen dieser Betriebssatzung 

Uhrt: 

. ' " a) die Häfen, nämlich ~er alte H~ndelshafen, der Nordhafen, 
der Hafen in, !ier Schwentine~ der Olympiahafen, der 
Fischereill~ge~aferi Vo~sbr~ok tind die Krananlagen; 

b) die von der, Stadt am tIafen und auf den Güterb'ahnhöfen 
, . Ul1ter~al tenen Waagen; ' 

c) der Silo am Nordhafen und alle städtischen Lagerhäuser 
am Hafen; 

d) die Kleinbahn Suchsdorf - Kiel-Wik und die Anschlußbahn 
Neuwittenbek-Voßbiook., ", 

§ 2 

, Leitung des ,Eigenbetriebes 
,1)1e L . , ' " " ' 
2 odeeltung des Eigenbetriebes ,liegt der Werkleitung ob, die aus 
atehtr IIlehr von der Ratsversammlung bestellte'n Mitglie.dern ' be-
13ehind Der dritte und weitere Werkleiter haben die Stellung von 

erungsvertretern. 
:Die W 
der E~rkleitung ist zur Ausführung der ihr nach den Vorschriften 
fUhrun genbetriebsverordnung zus·tehenden Aufgaben und zUr Durch
n~oh dg der G~meindebeschlüsse nach Maßgabe der Beschlüsse des 
fUr di er l:Iauptsatzung zuständigen Ausschusses berufen. , Sie ist 

e Wlrtschaftliche Führung des Eigenbetriebes verantwortlich. 

-2-
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§ 3 

Vertretung des Eigenbetriebes 

Die Werkleitung vertritt die Stadt in den l aufenden Angelegenbei 
des Eigenbetriebes, s oweit nicht der § 61 der Gemeindeordnun~ie 
die Richtlinien für die Selbstverwa ltung der Stadt Kiel.ynd 11 
Eigenbetriebsverordnung Einschr änkungen begründen. Erk~arun~:r 
der Werklei tung ergehen unter "Hafen- und Verkehrsbetrlebedürfell 
Stadt Kiel". Verpflichtende Erklärungen der Werkleitung be 
der Unterschrift zweier Werklei t er. 

§ 4 

Beschlußfassung der Ra tsver sammlung und ihrer Organe 
bei~ 

Die im § 4 der Eigenbetriebsverordnung aufgeführten Angelege~stt 
ten bleiben der Beschlußfassung der Ratsversammlung , des M~g~~lt 
oder des nach der Hauptsatzung zuständigen Ausschusses vor e 

§ 5 

Mitwirkung des Stadtkämmerers I - -- ait8 
Die Werkleitung hat dem Stadtkämmerer den Entwurf d~s Wi~ts~~11 
planes und des Jahresabschlusse s, die Vierteljahresub~rslChiJlet 
oder vierteljährlichen Zwischenabschlüsse, die ErgebnlSSeE~ge11~ 
Betriebsstatistik und etwaige Selbstkostenrechnungen des ~n' 
betriebes zur Kenntnis zu bringen, sie hat ihm ferner auf u et; 
forderung alle sonstigen finanzwirtschaftlichen Auskünfte Z 
teilen. 

§ 6 

Kassen- und Kreditwirtschaft 
i 

Für die Hafen- und Verkehrsbetriebe der Stadt Kiel wird ~i~: 
Sonderkasse eingerichtet. Art und Umfang der KaSSengeschaBftrieb 
werden durch eine Kassenordnung geregelt. Soweit es der e 
erfordert, können Nebenkassen eingerichtet werden. 

S ind dst 
Nicht laufend benötigte Geldmittel des Eigenbetriebes 
Stadt für Gemeindezwecke zur Verfügung zu stellen. 

§ 7 

Wirt schaft s jahr d9dt. 
der >J 

Wirtschaftsjahr des Eigenbetriebes ist das Rechnungsjahr 

-3-
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§ 8 

Grundstücksverzeichnis 

nas anliegende Verzeichnis weist die Grundstücke nach, die zur 
Yerwaltung des Eigenbetriebes gehören. 

§ 9 

Inkrafttreten 
n· lese Satzung tritt am 1. November 1950 in Kraft. 

Kiel, den 30. November 1950 
Der Magistrat der Stadt Kiel 

gez. Gayk gez. Dr. Fuchs 
Oberbürgermeister Bürgermeister 



Anlage 2) 

!ttriebssatzung für die HaKen::": und . Verkehrsbetriebe der Stadt Kiel 

vom 

; AUf Grund' der §§ 4 und 87 der Gemeindeordnung' für Schleswig
~~latein vom ~4. Jam,lar 1950 (GVOB1. Schl. -H. S. 25) in Ver
(~~dung mit der Eigenbetriebsverordnung vom 2t~ November 1938 
a t BI • I S. 1650) hat die Ratsversammlung folgende Betrieos-
a zung beschlossen: 

§. 1 
• I , • 

Name ' und Gegenstand ·des · E'igenbetriebes 

~~) Folgende 'Betriebe (Einzelbeirie .b~) · der. Stadt . Kiel .werden 
be ~inem Eigenbetrieb unter dem Namen "Hafen- und Verkehrsbetrie

er Stadt Kiel" zusammengefaßt :. :;' 

ab) Haf enbetri e b 
) Silo Kiel-Nordhafen " . 

, . ' 

c:l Kleinbahn Stichsdorf ~iel-Wik .:. ~ . : ' 
Anschlußbahn Neuwi ttenbek-Voßbrook: ,; ... : .. ' .... 
Ostuferbahn 

f) Wägerei 
g) Ostseehalle 

(2) Z 
Bafe Weck des Eigenbetriebes ist es, im öffentlichen Interesse 
waagnanlagen, Umschlagseinrichtungen und Bahnen und Fuhrwerks
Auasen sowie Anlagen zur Durchführung von Veranstaltungen und 
~utztellungen zur Verfügung zu halten 'und wirtschaftlich zu 
' . en~ 

i~~bbie Hafen~ und Verkehrsbetriebe der Stadt Kiel können andere, 
.tl'ie~aondere Neben- und Hilfsbetriebe , aufnehmen, die ihren Be
.9.del'· aZWeck fördern und wirt schaftlich mit ihnen . zusammenhängen 
lIläß1g d~ren Angli.ederung aus organisatorischen Gründen zweck
neh~e st. Die Stadt Kiel kann Beteiligungen an anqeren Unter
del'n n den Hafen- und Verkehrsbetrieben der Stadt Kiel anglie-

t Wenn sie ihren Betriebszweck fördern. 
," . 
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§ 2 

Werkleitung 

(1) Die Hafen- und Verkehrsbetri ebe der Stadt Kiel werden von 
der Werkleitun~ selbst ändig ge l eit et. Die Werklei tung ist f~r 
alle Angelegenheiten des Eigenbetri ebes zuständig, soweit ~tle~ 
nicht nach dem Gesetz, di e s er Sa tzung oder de~ Zuständigkel S 
verteilung nach den Richtlini en für di e Selbstverwaltung der 
Stadt Kiel vom 20 . April 1950 oder den an ihre Stelle treten' 
den Zuständigkeitsordnungen anderen Organen der Stadt vorbe
ha lten sind. 

(2) Die Werkleitung kann in Angelegenheiten, die anderen or' 
ganen der Stadt vorbehalten sind, s elbständi g handeln, w~n~~d 
die Angelegenheit keinen Aufschub duldet und die Entscheldw~ 
von dem ander en Organ nicht rechtzeitig herbeigeführt werde~, 
kann. Die Werkleitung hat unverzüglich die Genehmigung des 
deren Organs zu beantragen. 

(3) Die Werkleitung besteht aus mehreren Mitgliedern, di e von 
der Ratsversammlung bestellt und abberufen werd en. Ein Mit
glied wird zum Ersten Werkleiter und ein Mitglied zum Werk- ~) 
leiter für die kaufmännischen Angelegenheiten (Werkleiter -lC 
bestellt. Gehört ein Werkleiter dem Magistrat an, so ist er 
Erster Werkleiter. 

'IJl'" 
(4) Die Werkleitung entschei det mit Stimmenmehrh eit. Bei stl 
mengleichheit entsche i det di e Stimme des Ersten Werkleiters. 

§ 3 

Werkdezernent 
feIl" (1) Der Werkd ezernent v ertritt die Angelegenhe iten der Ha und 

und Verkehrsbetriebe der Stadt Kiel in der Ratsversammlung 
im Magistrat. 

(2) Der Werkdezerne~t führt in Angelegenhe iten der Hafen- ~nd 
Verkehrsbetriebe der Stadt Kiel den Vorsitz im Wirtschafts 
ausschuß. ..gi 

'fv 
, scll~ 

(3) Der Werkdezernent regelt durch Dienstanweisung dle Ge 'Vot~ebe 
verteilung innerhalb der Werkleitung und erläßt auf derenbett~ 
schlag di e Geschäftsanwe i sung für die Hafen- und VerkehrS 
der Stadt Kiel. 
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§ 4 

Ausschuß 

(1) Die Zuständigkeit des Wirtschaftsausschusses in Angelegenhei
ten der Hafen- und Verkehrsbetriebe der Stadt Kiel ergibt sich 
~us der Zuständigkeitsverteilung nach den Richtlinien für die 
'helbstverwaltung der Stadt Kiel vom 20. April 1950 oder den an 
1 re Stelle tretenden Zuständigkeitsordnungen. 

(2) Die Werkleiter nehmen an den Sitzungen des Wirtschaftsaus
~ehusses mit beratender Stimme teil, soweit der Eigenbetrieb be-
rOffen ist. 

§ 5 

Yertretung und Verpflichtungserklärunge~ 

~~) In Angelegenheiten der Hafen- und Verkehrsbetriebe der Stadt 
d~el vertritt die Werkleitung im Rahmen ihrer Vertretungsbefugnis 
S .he Stadt. Der Eigenbetrieb wird durch zwei Werkleiter gemein-
e aftlich vertreten. 

~2) Der Kreis der Vertretungsberechtigten und der Umfang ihrer 
ertretungsmacht wird öffentlich bekanntgemacht. 

~3) Im übrigen gelten di e §§ 61 und 71 der Gemeindeordnung für 
ehleswig-Holstein. 

§ 6 

Wirtschaftsjahr 

J)aa w' 1st lrtschaftsjahr der Hafen- und Verkehrsbetriebe der Stadt Kiel 
das Rechnungsjahr der Stadt. 

§ .7 

Grundstücksverzeichnis 
])1 
un~ ~rundstücke und grundstücksgleichen Rechte, die den Hafen-
~etr1erkehrsbetrieben der Stadt Kiel beim Inkrafttreten dieser 
Q1e ebssatzung unnittelbar dienen, sind in der Anlage I zu 

ser Betriebssatzung enthalten. 

§ 8 

Inkrafttreten 
( , ) 

Diese Betriebssatzung tritt am ••.••••••• in Kraft. 
(2) D' 
aUßerle Betriebssatzung vom 30. Oktober 1950 tritt gleichzeitig 

Kraft. 
Kiel, den. • • • ••• 

S t a d t K i e I 
Der Magistrat 



Zu P unkt 
'J J , .;) 

der Tagesordnung 

P" ... ur~orgeausschuß 
Fursorgeamt _ 

Kiel, den 2. August 1961 

Drucksache 568 

~~r • ....!.. IViehrausgaben für das Alt en- heim Kronshagen und das 
Pflegeheim , i,Jest 

~chterstatter: Stadtrat E n ß e r t 

~~~ Zuge'stimmt wird den fol genden außerplanmäßige'n Ausga.ben 
bei den neu einzuricht enden Haushaltsstellen 
a) 431/6.982 Kauf ein'es I ferdes 
b) 432/ 6 . 982 - Beschaffung einer 

Heserve-Iumpe -
Die Mehrausgaben werden gedeckt 

" = 1.000 DM 

= 600 DM 

zu a) durch eine ~,~ehreinnahme von 600 DM bei der Haus
haltsstelle 431/251 und durch die Sperrung von 
400 m,l 'oei der Haushaltsstelle 431 / 931 - An die 
Erneuerungsrücklage -

zu b) durch die Sperrung von 600 DM: bei der Haushal ts
stelle 432/931 - An die Erneuerungsrücklage -

Begründung 

~ 
~:~z~iSher in der Landwirtschaft des Altenheims Kronshagen einge
dach e Tferd ist am 3.7.1961 eingegangen. Zunächst war daran ge
bill~' das rferd durch einen Motor zu ersetze n. Klei nere und damit 
1.ltld 1gere SChlepper sind entweder ni cht zum Ziehen von Pflügen 
e~ro~~gen geeignet oder aber es sind 2 Mann für diese Arbeiten 
3chle erlich , die nicht zur Verfügung stehen . Größere Acker
beson~:per sind für den kleinen Betrieb zu teuer. Auch müßten dann 
Werde ere,Geräte, wie z . B. ein hydraulischer Fflug , gekauft 
1.ln\Tet'~'·'l D1.~ dadurch entstehenden einmalige n Aufwendungen sind 
Wegrala tnlsmäßig hoch gege nüber den Einsparungen , die durch 
werdenlk~er Unt erhaltung und der lfle ge des Fferdes erzielt 
den r" onnten . Es soll daher wiederum ein Pferd ge kauft wer-
8angenur ddS 1.000 DM zu be zahlen sein werden . Für das einge-
Z e tferd hat die Versicherung 600 DM erstattet . 
Ur Zeit 

behilft sich das Reim mit einem geliehenen Pferd . 
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Zu b): 

Im Ke ller des Ifl egehe im s a n der i reili gr athst r aße ist eine 
Pumpe aufgestellt , damit das unt er dem Gebäude anfal l e nde 
Grundwas ser, das Abwasse r de r Kot - und Urinwaschanl age und 
das Re ge nwa s se r des he lle rni ederganses in di e hbher liegende 
Kanalisation gepumpt werde n kann. Di e Pumpe arbeit et etwa 
jede halbe Stunde und be i Regenwett e r alle 10 Minuten. Nach 
e iner .3etri ebsze it von 5 Jahr e n i s t es nunmehr dringend er
forderlich, di e Pumpe zu üb erhol en . Di ese Arb eit wi rd jedoch 
eini ge Tage in hnspruch nehm e n . Für diese Zeit muß e ine Er
satzpumpe e ingesetzt werden, wei l die Abwasserfbrderung nicht 
unt erbrochen werden darf . J e ä lte r die bi s j e tzt benutzte 
lumpe wird, dest o me hr muß zu j eder Ze it mit i hrem ~usfall ~e 
rechnet werden . Das Hochbauamt schlägt daher vor, eine zwe 1tS

t Pumpe zu kaufen, die s t ets a ls Rese rve ber e itst eht . Si e koste 
e twa 600 DM . 

De r l'ürsorgeC1.us schuß hat de r Vorlage im Uml aufve rfahren e in
stimmig zuges timmt . 

En g e r t 



Zu l-unkt der Tagesordnung 
Fürsor ... ]t' geausschuß 

lrsorgeamt _ 
Kiel, den 9 ~ August 1961 

Drucksache 569 

~ Bau und Finanzierung des Ffl e5c heims Nord 
~~terstatte r: Stadtrat En g e r t 

~ 1. Die r-;aushaltsmittel f ti r den Bau de s I-flege Nord 
sind im Nachtragshaushalt sp l an für das Re nungsjahr 
1961 in voller Höhe von 1. 670 .000 DM bei der Haus 
haltsstelle V. 4324/120 bereitzustellen 

~. Bis zum Inkr~fttret e n der Nachtra[s ushaltssatzung 
darf überpla nm äßi g übe r Mittel bis zu 870.000 DM 
verfügt werclen . 

3. Die über d~n bis he r bereitsteh den Bet rag von 
800.000 DM hinausgehe nden ' Mit el sind wie folgt zu 
decken: 
400.000 DM durch ein Darle en der Wohnungsbaukredit

anstalt des La des Schleswig- Holstein 

51.500 DM 

It. Erlaß des MinASV ~o~ 5.5 .1961 . 
Durch die n chstehenden Ersparnisse an 
Darlehen i nahmen der von der Ratsver
sammlung estgesetzten 1. und 2. Kontin-
gent~ : . 

e ine r Volksschule im Ortsteil 

. 51.500 DM be' . 5eub uu e iner Volks- und Mittelschule 
ElendsI;'eclde r . 

eim Neub au eine s Bettenhauses für das 
Städt i sche Kranke nh~us (Ersparnisse bei 
den Darlehen infol~e von Kostens enkungen 
und zusätzlichen Rücklagenentnahmen) 
Insoweit werde n die Beschlüsse der Rats
ve rsammlung vom 16 .2.1961 und vom 18.5.1961 
geändert . 

darf so fort begonnen werden. 
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Der Bau de~ f fl egehe i ms Nord gehört zu den Maß ahmen, die von 
der Kür zun~ des Ges amtbetrags der Darl ehen in der Haushalts
satzung der tadt Kiel f ür das ~echnunls jahr 1961 bet roffen 
sind . 

J ie vorn Fürsorg amt in Zusamm e nhanß mit n Verbänden der 
fr e i e n Wohlfahrt ,fl ege und dem Amt für ji'amilie nfür s orge vor 
kur zem durchge füh e Erhebung übe r de n/ Be darf an Alters - und 
Fflegeheimplätzen ti t ge zeigt , daß z. Zt . mindes t ens 185 Bür
ger dar auf wart e n , i e in Ffle Geheim aufgenommen zu werden . 
Die imm er noch l ange n :,Jartezeiten , ;We lche die Bewerber in 
Kauf nehmen müssen , fü r en vi e lfa9 h zu unzumutbaren körper
lichen und s eelische n B lastunge n für d i e Patienten und ihre 
Ange höri gen . Auch werden oft drinse nd be nö t i gte Krankenhaus 
be tten blocki ert . Nach dem~Ergibnis der Unte r suchunge n muß 
damit ge r ec hne t werden , daß die Verhä l t ni s se nach de r Inbe 
triebnahme des 3. Iflege he i in Hassee imm er noch äußer s t 
schwierig bl e ibe n . Im Int er ~e der pflegebedürfti ge n al ten 
Bürge r uns e r er Stadt darf ahe{ der Dau des He ims in Proj e ns
dor f nicht ve r zögert wer n . Ei eist umso mehr gebot en , als 
man versuchen muß , bi s um Beginn des Wint e rs sowe it zu s e in , 
daß de r Baufortschritt auch durGtl e ine größe r e Kä lt epe riode 
nicht wesentlich bee i r äc hti gt wiu-d . 

Der im ;\.nt rag genan te n Bausumm (~ von, 1 . 670 . 000 DM li ege n 
be r e its die Aus sch eibungse rgebnis se \für di e Rohbauarb e iten 
zugrunde . Da auch das Grundstück zur Verfügung steht , kann 
sofort nach de m eschluß mit de n Bauarb e ite n begonnen werden -

Wege n 
schuß 

dürftigkeit wird die Vorl ge dem Fürs orge auS
fverf ahr en zur Besc hlußfa ss g vorge l egt . 

En g e r t 



Zu Funkt 14 der _T ages ordnung 

M a . Fü g~strat 
rsorgeausschuß 

... . Fürsorgeamt -

Kiel , den 17. Augu s t 1961 

.-' 
~tr.: Bau und Finanzierun.g des I'flegehsims Nord 

~richterstatter: Jtadt rat Z n f, e r t 

Die Haushalt smittel f~r den J au des Pfl ege heims 
Nord sind im Nachtragshaushaltsplan flir das Rech
nun[ s j ahr 1961 in Höhe von 1.40C.000 DM bei der 
Haushaltsstel le V 4324/120 bereitzustellen . 

2) Bis zum Inkrafttret en der Nachtragshaushaltssatzung 
darf liberplanmäßig über die Mitt e l bis zu 600.000 DM 
ve rf~gt wer den . 

3) Die Deckung der re s tlichen 600 .000 Dl\-I erfolgt im 
Rahmen des Nachtragsetats . 

4) ~i t dem 3au darf s ofort begonne n werden. 

Begründung : 

~er Bau des Ffl egeheims Nord ge hört zu den Maßnahmen, die von 
er Kürzung des Ges amtbetrages de r D8rlehen in de r Haushalts
~~~~~nb der ~tadt Kiel f ür da s TIe chnungsjahr 1961 betroffen 

D' 
r~:.vom . Fürsorgeamt im Zusaill~e nhang m~t den.V~rbä~den der 
vOr l~n Wohlfahrtspflefje und dem Amt f ur ]'am~l~enfursorge 
und Iurzem d~rch~e führt e Erh eb~n5 liber den Ded~r~ an Alters 
Bür fleGehe~mplat zen hat ge ze~gt , daß z . Zt . m~nde stens 185 
nieg~r dar auf wart en, in ein if l egehe im auf ge nommen zu werden. 
~auflmmer noch lancen Wartezeiten, we lche die Bewerber in 
lich nehmen müssen, flihren viel f ach zu unzumutb~ren körper
il.nge~~ ':lnd seelischen Be lastun~en f ür die Patienten und ihre 
bett Orlgen . Auch werden oft dringend benötigte Krankenhaus-

en blockiert. Nach dem Ergebnis der Untersuchunge n muß 
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damit gerechnet werden, daß di e Verhältni sse nach der Inbe
tri ebnahme des 3 . Ifl ege heims in Has see imme r noch äuße rst 
schwierig ble iben.' Im inter esse der p flegebedUrftige n a lten 
Bür ge r unse rer St adt darf dahe r der Bau de s He ims in rrojenS~ 
dorf nicht ver z ~ge rt werde n . Eile i s t umso mehr geboten, a~s 
man ver s uche n muß, bi s zum Beginn de s Winters s owe it zu seln, 
daß de r Baufort s chritt auch durch ei ne gr~ße re Kält eperiode 
nicht wesentlich b ee inträcht igt wird. 

Der im Ant rag g-e nannt e n Bau s umme von 1.400 . 000 DM(ohne Inven~ .. 
tar, Gart enherrichtung pp.) li ege n be r e its di e Ausschre ibung~ .. 
e rgebni s s e für di e Rohbauarbe i ten zugrunde . Da auch das Gr~n 
stück zur Verfügung s t eht, kann so fort nach dem Be s chlu ß IDlt 
de n Bau a rb e it e n b egonnen we rde n . Die Mit te l f ür das Inventar i t " 
usw . in H~he von 270 .000 DM k~nne n im Re chnunßs jahr 1962 bere 
ges t e llt werde n . 

En g e r t 



Zu Punkt 15 der Tagesordnung 

Der Magistrat 

- - -
~e~ Ausschuß für Vertrieb(~ne 9 

~chtlinge und Kriegsgeschädigte 

Drucksache 570 

~ Beschaffung von Streifenkarten für die Bewohner aus 
der SBZ 

~hterstatter; Frau Stadträtin Dr. von Rundstedt 

~ Zugestimmt wird der Leistung einer überplanmäßigen Ausgabe 
in Höhe von 3.000,- M bei der Haushaltsstelle 41/5814 
- An Besucher aus der sowjetischen Besatzungszone -. 
Der Betrag ist in den ordentlichen Nachtragshaushaltsplan 
für das Rechnungsjahr 1961 einzubeziehen und in dessen 
Rahmen zu decken. 

- Endgültiger Beschluß -
~rUl1t'1,,~ _ _ 
l\~~ Die B 
in B'.~SUcher aus der SBZ erhalten vom Bund pro Kopf ein Taschengeld 
kiel~ e von 10, - 1:1. Bei den zum 'reil großen Entfernungen wie 
l1in_ Elmschenhagen und Kiel-Schilksee werden oft 1,80 DM für eine 
nur e~nd Rückfahrt ausgegeben, so daß in vielen Fällen den Besuchern 
V"iele lh ~est für die weitere Vervvendung zur Verfügung steht. In sehr 
derlihhFallen haben die Besucher bei ihrer Ankunft nicht das erfor
t en z~ e Straßenbahngeld, um vom Bahnhof bis zur Wohnung der Verwand-
E' fahren. 

:J.ne 
SUChe~roße Anzahl von Städten in der Bundesrepublik gewährt den Be
eine gh ~reie Fahrt auf den Verkehrsmitteln, während andere Städte 
De eW1Ss e Anzahl von Fahrscheinen den Besuchern aushändigen . 

l' 'V 
SUChe~rtriebenenausschuß i st der Meinung , daß man in Kiel den Be-
Straße~baus der SBZ bei ihrer Ankunft eine Streifenkarte für die 

ahn aushändigen soll . 

ge z. ~ Dr. von Rundstedt 
Stadträtin 
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Zu Punkt 

Der agi trm 
Kieler-Woche-Ausschuß 
P res s e amt = Kieler Woche-

der Tagesordnung 

Kiel, den 14. August 1961 

Drucksache 578 

&etrifft: Mehrausgaben bei den Haushaltsstellen 
776/523 - Beihilfen - und 776/691 -
Durchführung der FIieler Woche -

.§.erichterstatter: OberbLirgermeister 

Aptrag: 1. Zugestimmt "'lird der Leistung einer übe r planmäßigen 
Ausgabe bei der Haushaltsstelle 776/523 - Beihil

fen - in Höhe von 45 .000 DM, und zwar Ifd. Nr 1 

Vom B 

- FLir s portliche Veranstaltungen 30.000 DM und 
lfd. Nr 3 - Veranstaltungen der Jugend 15.000 DM 

2 . Zugstimmt wird der Leistung einer überplanmäßigen 

Ausgabe bei der Haushaltsstelle 776/691 - Durch
fLihrung der Kiele r Woche - in Höhe von 24 .000 DM 

3. Die Nachforderungen sind in den Nachtragshaushalts
plan für das Rechnungsjahr 1961 einbezogen . 

Begründung 

Ulldesinnenminist erium sind uns in diesem Jahr erstmalig 
in der Höhe von 80.000 DM Beihilf en bewilligt worden, die der 

BUnd inzwisch~n üb erwies en hat. Diese Mittel dienten in erster 
t· 
lnie der Intensivierung der Kieler Woche und sollten nach dem 

BeschlUß des Kieler-Woche-Ausschusses nicht den städtischen 
Etat entlasten 9 sondern zusätzlich aufgewendet werd en. Da bei 

A.U.fstellung des Haushaltsplane s 1961 und auch im Laufe des 

dies-
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di esjährigen Haushaltsjahres n och nicht über s ehen wer d~n konnte, 

ob und in welcher Höhe Bonn di e Kie l er Woche Lmt erst ützen würde , 

konnt en die Ausgab eansätz e in entsprechender Höhe bisher nicht 

verstärk t werden. Dies e Verstärkung ist im Entwurf des Nach

tragshaushaI tsplanes im Unt erabschnitt 776 - Kie l er "i-foche - vor
gesehen. Die vorli egmd en unbezahlten Rechnung en von der Ki e l er 

Woch e in Höhe von über 20 . 000 DM und die Verpflic htungen, di e 

den Organisationen aufgrund de r Bewill i gungen der Bunde sregi erung 

in höherem Maße durc h di e Kieler Woche entstanden sind, lassen 

e in Abwart en b is zur Verabs chi edung des Nachtragshaushalts nicht 

zu . Um d i e dringenden Zahlungsverpflich tungen d urchführen zu 
können, i s t eine üb e r planmäßige Aus gab e no ch vor der Behandl ung 

de s Nachtragshaushalts notwendig . 

Müt hl j_ng 
Ob erb ürgermei st er 



Zu Punkt - der Tagesordnung 

:P r e s s e amt Kiel, den 10. August 1961 

Drucksache 581 

~~~!!ff!~ Herstellung eines Kulturfilms über die Stadt Kiel. 

~~!~~hterstatter: Oberbürgermeister ------------

Die Verwaltung wird ermächtigt, den Auftrag zur Her
stellung eines farbigen Kulturfilms über die Stadt 
Kiel bis zum Preis von 80.000,-- DM zu erteilen. 
Der Betrag ist im Haushaltsplan für das Jahr 1962 
vorzusehen und mit 37.750,-- DM durch Entnahme aus 
der angesammelten Rücklage "Kulturfilm" uhd mit dem 
Restbetrag im Rahmen des Gesamthaushalts zu decken. 

D· 
r!~tHers~ellung eines Kulturfilms über die Stadt Kiel ist be
gesc S selt lär..gerer Zeit geplant. In der dafür beim Presseamt 
13etrhaffenen Sonderrücklage "Kulturfilm" ist inzwischen ein 
G ag Von 37.750, -- DM angesammelt worden. 

u~~a~ht ist an einen farbigell. Kulturfilm über Kiel, der im In
~or U~land gespielt und den Besuchern und Gästen der Stadt 
SCh~ifUhrt werden kann. Schmalfilmkopien könnten auf Wunsch den 
we~d en, Verbänden und Organisationen zur Verfügung gestellt 

J. en. 
Das p 
Berst rlesseamt wird beauftragt, alle I-laßnahmen zur baldigen 

e lung des Films in die Wege zu leiten. 

Dr. M ü t h 1 i n g 
Oberbürgermeister 
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STADTKIE L 
- O~ , M is t r a t -

Haup t am t 

ba,_ 1. ' UG. 1961 
Kurzniederschrift -....... -.-Ant 

über die Sitzung der Ratsversammlung 

am 17. August 1961 

Beginn : 15.00 Uhr Ende: Uhr 

Vorsitzender: Stadtpräsident Köster 
~chriftführer: Frau Ratsherrin Wallbaum 
Anwesend : Ehrenamtliche 

B=täal;rä=te:---

Ratsherren: 

;§.s fehlen 
~ntschuldigt: 

~s fehlen 
1!..nentschuldigt: 

~uss chluß von Ratsherren 
~egen Befangenheit: 

Agwesende hauptamtliche 
Magistratsmitglieder: 

fu.:Lwesende 
~r Verwaltung 

Frau Brodersen, Frau Hinz, Frau Jensen, 
Dr.Kiekebusch, Kowalewsky, Lühr, Lüt
gens , Ritter, Frl.Dr.v.Rundstedt, 
Schatz, Schröder, Schubert 
Dr. Aotl, Frau Bendfeldt, Dr.Beske, 
Book,Drews, Engel, Ewers, Frau Franke, 
Frau Franzius, Frau Hansen, Hansen, 
Hildebrand, Jeske, Dr. Kasch, Lüdemann, 
Mahrenholtz, Dr.Murmann, Neumann, Nolte, 
Olsson, Pfaff, Renger , Dr.Rijdol, Schä
fer, Sichelschmidt, Stams, Steinert, 
Thaddey, Prof . Dr.Thiede, Titzck, Frau 
Vormeyer, Dr. Wagner, Frau Wallbaum, 
Wes t phal, Willumoit , Wollschlaeger 

Ratsherr Dr. Astl, Ratsherr Dr.Murmann, 
Ratsherr Dr. Rüdel, Ratsherr Willumeit 

Oberbürgermeister Dr. Müthling, Bürger
meister Dr. Fuchs, Stadtbaurat Prof . 
·Jonoen, St adträte: Borohort, Engert, 
Langbehn, Vo ss , Stadtschulrat Dr.Hoff
mann 
Leitender Mag .Direktor v.Germar, Ober
magistratsrä te: Gabriel, Dr.Kopp, Ma
terne, Puls, Müllor Stutgor, l)r.Riohtor, 
J)r.Sohröter, Dr.Willing, Dröpper , MagT 
Rat Barow, Dr.Schwinge, 8tadtmedi~inal 
diroktor Dr.Paponborg, Mag.Schulräte 
Dr.Soh~tge u.Meibohm, Städt.Baudirekto
ren: 8ehroodor, Sauer u.Mertens, Ober
bauräte: Sohmidt, Sohnoor, Sohulgo u. 
Becker, mehrere Mitglieder der Ortsbei
räte Suchsdorf und Schilksee, Referent 
Witte 
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Ö f f e n t 1 ich e S i t z u n g 

Die gestellten Anträge : 

St adtprä sident gibt eine Erklä rung zur Lag e in Berlin ab . 
Beschluß: Die Ra tsversa mmlung stimmt den vom St adt p r ä s identen 

vorg etra g enen Vorschläg en, die Verbundenheit Ki els 
mit Berlin zum Ausdruck zu bringe n, einstimmig zu. 

- Siehe auch Punkt 20 -
4 . Drucksache 544 

a) Der a n l iegende 1. Na chtrag zur Desinfektionsg ebühre n o r dnung 
der St a dt Kiel wird beschlossen . 

b) Der an l iegende 1. Na chtrag zur Entgeltsordnun g f ü r die In
anspruchnahme von Lei s tung en der Städtischen Anst a lt für Des
infektion und Schädling s b ekämpfung wird beschlossen . 

~schluß : 

ach AntraO' 
t"-

5. Qrucks a che 545 

D~r Tagespflegesatz des Mütter- und Säugling sheimes der St a dt 
Kiel wird mit Wirkung vom 1 . Aug u s t 1961 für 

Mütter auf 6,70 DM und 
Säug linge auf 10,-- DM 

erhöht und festgesetzt . 

®schluß : 

6 . ~ucksache 547 

~~gestimmt wird der Leistung einer außerplanmäßig en Ausg abe in 

40
0he von 1 . 200 DM bei der neu einzurichtenden Haushaltsstelle 
~6 . 812 für die Aufstellung von. Plakaten für die Wiederver
e~nigung der SBZ mit der Bundesrepublik. 

~er Betrag ist in den ordentlichen Nachtragshaushaltsplan für das 
eChnungsjahr 1961 einzubeziehen und in dessen Rahmen zu decken . 

~sChluß : 

Nach Antrag - 3 -
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7. Drucksache 550 

Zugestimmt wird der Leistung einer überplanmäßig en Ausgabe in 
Höhe von 16 . 500,-DM bei der Haushaltsstelle 05376 . 691 - Durch
führung von Wahlen - . Der Betrag ist in den Nachtragshaushalts
plan für das Rechnungsjahr 1961 einzubeziehen und in seinem 
Beschluß : Rahmen zu decken . 

Nach All 'ag 

8 . ~rucksache 557 

Die beiliegende Anordnung des Oberbürgermeisters - 8 . Nachtrag 
zur Entgeltsordnung für das Städtische Krankenhaus vom 19 . Juli 
1961 - wird genehmigt . 

;g,eschluß : 

Nal-h Antr 

9. Qrucksache 558 

10. 

Genehmigt wird folgende Zustimmung des Magistrats : 

ZUgestimmt wird der Leistung einer außerplanmäßigen Ausgabe , die 
keinen Aufschub duldet , in Höhe von 98 .000 , -DM bei der neu ein
Zurichtenden Haushaltsstelle 021/ 6 . 813 - Herrichtung von Dienst
r äumen Markt 4/7 - . 
Der Betrag wird im Rahmen des Nachtragshaushaltsplanes 1961 
gedeckt . 

~schluß: 

Nach A.ntrag 1 Enthaltung (Stadtrat Schubert) 

kuCksache 560 

~~gestimmt wird der Lei stung einer außerplanmäßigen Aus gabe in 
VOhe von 80 .000,-DM bei der neu einzurichtenden Haushaltsstelle 
~021/1721 - 61 - IIBau von Regen- und Schmutzwasserkanälen im 

l.edlungsgebiet Nissenstraße, 2 . Rate . 1I 

Der 
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Der Betrag ist durch Einbeziehung in den Nachtragshaushaltsplan 
1961 zu decken und a us Mitteln zurückge stellter Baumaßnahmen 
(z . B. V 7021/1741) der Abt . Stadtentwässerung zu finanzieren . 
Bis zum Erlaß der Nachtragshaushalts satzung 1961 wird bei der 
Hausha ltsstelle V 70 21/1741 - Bau einer 2 . Druckrohrleitung nach 
Stift , 4 . Rate - ein Betrag von 80.000,-DM gesperrt . 

Beschluß : 

Nacb AntrBJ? 

11. Drucks a che 562 

Der Stellenplan 1961 der Kieler Spar- und Leihkasse wird wie 
fOlgt geändert: 

1· Aufwertungen 
Von der Ver g . Gr . IV b nach 111 die Planstellen 66 , 229 

Von der Verg .Gr . IV b nach IV a die Planstellen 
14 , 17, 24 , 71, 86 , 109 , 139, 145, 160, 161, 247, 269 , 277 , 285 

Von der Verg.Gr. V b nach I V a die Planstellen 
258, 262 , 292, 300 

Von der Verg . Gr . V b nach IV b die Planstellen 
104, 147 , 181 , 230 , 311 

Von der Verg .Gr . VI b nach V b die Planstellen 
10 5, 165 , 182, 216 , 234 , 252 , 309 , 316 

Von der Verg . Gr . VII nach V b die Planstellen 
79 , 106, 108, 208 , 223, 239, 261, 266, 274 , 282, 289 , 295 , 299 , 
303 

~on der Verg.Gr. VII nach VI b die Planstellen 
2~' 27 , 74, 76, 77 , 78, 80, 107, 113, 114, 141, 207, 209 , 220, 
2 1, 222 , 224, 237 , 238 , 240, 245, 246, 253 , 256 , 260 , 265 , 267, 

3
73, 275 , 283, 290, 294, 298, 302, 306, 308, ~10, 313, 314, 317, 
21 , 322, 325 

von der Verg .Gr. VIII nach VII die Planstellen 
70, 131, 132 , 133, 134, 135, 180 

von der Bes.Gr. Y A 5 nach A 7 die Planstelle 31 

~ Änderung von Vermerken 
Bei der Planstelle 25 fäll t der Vermerk "k. w." weg . 

~Cbluß: 

ach 
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12. Drucksache 564 

Die Betriebssatzung des Eigenbetriebes "Hafen- und Verkehrs
betriebe der Stadt Kiel" wird mit sofortiger Wi rkung nach dem 
vorgelegten Entwurf geändert . 

Beschluß: 

NOOhAntrag 

13 . Drucksache 568 

Zugestimmt wird den folgenden außerplanmäßige n Ausgaben bei den 
neu einzurichtenden Haushaltsstellen 
a ) 431/6 . 982 Kauf eines Pferdes = 1.000 DM 

b) 43 2/6 . 982 - Beschaffung einer 
Reserve-Pumpe - = 600 DM 

Die Mehrausgaben werden gedeckt 

zu a ) durch eine Mehreinnahme von 600 DM bei der Haus ha lts
stelle 431/251 und durch die Sperrung v on 400 DM bei der 
Haushalts s t e lle 431/931 - An die Erneuerungs r Qcklage -

zu b) durch die Sperrung von 600 DM bei der Haushaltsstelle 
432/932 - An die ErneuerungsrQcklage -

~eschluß: 

Na.ch Antrat! 

14 . ~rucksache 569 (neue Drucksache) 

1) Die Haushaltsmittel für den Bau des Pflegeheims Nord sind im 
Nachtragshaushaltsplan für das Rechnungsjahr 1961 in Höhe von 
1 . 400 . 000 DM bei der Haushaltsstelle V 4324/120 bereitzustel
len. 

2) Bis zum Inkrafttreten der Nachtragshaushaltssatzung darf über
planmäßig über die Mittel bis zu 600 . 000 DM verfügt werden. 

3) Die Deckung der restlichen 600 . 000 DM erfolgt im Rahmen des 
Nachtragseta ts . 

4) Mit dem Bau darf sofort begonnen werden . 

~schluß : 

Noon Antrag 

- 6 -
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15 . Drucksache 570 

Zugestimmt wird der Leistung einer überplanmäßigen Ausg abe in 
Höhe von 3.000,-DM bei der Haushaltsstelle 41/5814 - An Besucher 
aus der sowjeti s chen Besat zungsz one -. 

Der Betrag ist in den ordentlichen Nachtragshaushaltsplan für 
das Rechnungsjahr 1961 einzubeziehen und in dessen Rahmen zu 
decken . 

- Endgültiger Beschluß -

Beschly.ß: 

Nach Antrag 

16. Eiahrungsbericht über die Kieler Wo che 1961 . 

17. Verschiedenes 

18. lLrucksache 578 

1. Zugestimmt wird der Leistun~ einer überplanmäßigen Ausgabe 
bei der Haushaltsstelle 776/523 - Beihilfen - in Höhe von 
45 . 000 DM , und zwar lfd . Nr . 1 - Für sportliche Veranstal
tung en 30 . 000 DM und lfd . Nr . 3 - Veranstaltungen der Ju
gend 15 .000 DM . 

2 . Zugestimmt wird der Leistun~ einer überplanmäßigen Ausgabe 
bei der Haushaltsstelle 776/691 - Durchführung der Kieler 
Wo che - in Höh e von 24 . 000 DM . 

3 . Die Nachforderungen sind in den Nachtragshaushaltsplan für 
das Rechnungsjahr 1961 einbezogen . 

~schluß: 

Nach A nf:rRP' 
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19 . Drucksache 581 

Die Verwa ltung wird ermächtig t, den Auftra g zur Herstellung 
eines farbigen Kulturfilms über die Stadt Kiel bis zum Preis 
Von 80 . 000,-DM zu erteilen . Der Betrag i st im Haushaltsplan 
für das J ahr 1962 vorzusehen und mit 37 . 750,-DM durch Ent
nahme a us der angesammelten Rücklage "Kulturfilm" und mit dem 
Re s tbetrag im Rahmen des Gesamthaushalts zu decken . 

Beschluß : 

Nach Antrag 

20 . Zur Linderung der Not von Berlin (West ) werden dem Berliner 
Senat 10 . 000 DM zur Verfügung gestellt . Dafür wird eine über
planmäßige Ausgabe bei der Haushaltsstelle 021/523 - Nachw.H 
lfd . Nr . 6 - Spende an den Berliner Senat - bewilligt . 

Der Betrag ist in den Na chtragshaushaltsplan 1961 einzube
ziehen und in dessen Rahmen zu decken . 

Beschluß : 

Nach Antrag 

Stadtpräsident 

{CG-il.t~~ 
Ratsherrin 

(Schriftführer ) 



,,.- . ,,, 

Kurzniederschrift _____ __ ___ I. 

über die Sitzung der Ra t sversammlung 
am 17. August 1961 

Beginn : 17.10 Uhr Ende 18.15 Uhr 

Vors itzender : St adtpräsident Köster 
Schriftführer : Frau Ratsherrin Wallbaum 
Anwesend : Ehrenamtliche 

Stäatrate:---

Ra t sher]"en : 

Es fehlen 
~ntschuldigt : 

Es fehlen -
l!nentschuldigt : 

Frau Brodersen , Frau Hinz, Frau Jensen, 
Dr .Kiekebusch, Kowalewsky, Lühr, Lüt
gens , Ritter, Frl.Dr.v.Rundstedt, 
Schatz, Schröder , Schubert 
~r. Astl , Frau Bendfeldt, Dr . Beske , 
Book, Drews, Engel, Ewers , Frau Franke, 
Fr au Franzius , Frau Hansen, Hansen, 
Hildebrand, J eske, Dr.Kasch, Lüdemann, 
Mahrenholtz , Dr . Marmann , Neumann, Nolte 
Olsson, Pfaf f , Renger , Dr.Rüdel, Schä
fer, Sichels chmidt, Stams , Steinert, 
Th addey , Prof . Dr.Thiede , Titzck, Frau 
Vormeyer, Dr . Wagner, Frau Wallbaum , 
Wes t phal , Willumeit , Wollschlaeger 

Ratsherr Dr . Astl , Ratsherr Dr . Murmann , 
Ra tsherr Dr . Rüdel, Rat sherr Willumeit 

Ausschluß von Ratsherren 
~egen Befangenheit: 

~nwesende hauptamtliche 
Magistratsmitglieder : 

Anwesende 
3:.er Verwa ltung 

Oberbürgermeister Dr. Müthling , Bürger
mei s ter Dr.Fuchs, Stadtbaarat Prof . 
Jensen, St adträte : BorohQrt, Engert, 
Langbehh, voss, Stadtschu lrat Dr . Hoff
mann 

Leitender Mag .Direktor v.Germar, Ober
magistratsräte : Gabriel, Dr.Kepp, Ma
terne, Pals , Müllor Stutzor,Dr.RiohtQ~, 
Dr,Sohröte r , Dr.Willing , Drö pper , Mag . 
Rat Barow, Dr.Schwinge , Stadtmodizinal 

·direktor Dr .Paponborg, Mag . Schulräte 
Dr.Sohütge u.Meibohm , Städt . Baudirekto
ren: .Sohroodor, Sauer u.Mertens, Ober
baurä te: Sohmidt , Sohnoor , Sohulge u. 
Becker , mehrere Mitglieder der Ortsbei
r ä te Suchsdorf und Schilksee , Referent 
Witte 
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9 . Ver s ch iedene s 

Nach ffiederhers tellung der Öffentlichkeit 

gibt St adt p r äsident die in nichtöf fentlicher 

Sitzung gefaßten Beschlüsse b ekannt . 

Stadtpräsident 

~d!!~ 
Ratsherrin 

(Schriftführer) 

~ JfplltrMrW~ ; 
&lf!tl..t'llc:5aliil 



NIE DERSCHRIFT 

über die Sitzung der Ratsv ersammlung am 17. August 1961, 

Rathaus, Ratssaal 

Öffentliche Sitzung 

~~: 15 .00 Uhr Ende: 17.05 Uhr 

~esend: Stadtpräsident Köster 

Stadträt e: Frau Brodersen , Frau Hinz , Frau Jensen , Dr. 
Kiekebusch, Kowalewsky, Lühr , Lütgens , Ritter , 
Fräulein Dr. v . Rundstedt , Schatz , Schröder , Schubert 

Ratsherren: Dr. Astl , Frau Bendfe ldt , Dr. Beske, Book, Drews, 
Engel , Ewers , Frau Franke , Frau Franzius , Frau 
Hansen , Hansen, Hildebrand, Jeske, Dr. Kasch, 
Lüdemann , Neumann , Nolte, Olsson, Pfaff , Renger , 
Schäfer , Sichelschmidt , Stams, Steinert , Thaddey, 
Prof. Dr. Thiede, Titzck, Frau Vormeyer, Dr. Wagner , 
Frau Wallbaum, Westphal , Wollschlaeger 

Es fehlen entschuldigt: Ratsherren Mahrenholtz , Dr. Murmann, 
Dr. Rüdel, Willumeit 

Als hauptamtliche Mitglieder des Magistrats : 
Oberbürgermeister Dr. Müthling, Bürgermeister Dr. 
Fuchs , Stadträte Engert, Dr. Hoffmann, Langbehn, 
Voss 

Außerdem sind anwesend: Leitender Magistratsdirektor v. Germar, 
Städt. Baudirektor Sauer , Obermagistratsräte Dröpper, 
Gabriel , Materne, Städt. Oberbauräte Schulze und 
Mertens , Städt. Baurat Becker, Magistratsschulrat 
Meibohm , Referent Witte, Magistratsräte Barow und Dr. 
Schwinge, Mitglieder der Ortsbeiräte Kiel-Suchsdorf und 
Kiel-Schilksee 

Vorsitzender: 
Schriftführe r: 
Schriftführer gehilfe: 

Stadtpräsident Köster 
Frau Ratsherren Wallbaum 
Stadtinspektor Benk 
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St a d t pr ä si den t begrüßt die anwesenden Damen und Herren nach den Parla
rnentsferien besonders herzlich. Ebenso begrüßt er die Vertreter der Presse 
sowie die Zuhörer und bringt die Hoffnung zum Au sdruck, daß das Interesse der 
Kieler Bürger an der Arbeit ihrer Gemeindevertreter in Zukunft steigen möge 
und sich auch in zunehmenden Zuhörerzahlen ausdrückt . 

Stadtpräsident verweist auf die nachgereichten Vorlagen und erläutert, daß er über 
die Dringlichkeit dieser Vorlagen zu einem s päteren Zeitpunkt der Sitzung ab
stirnrnen wird. 

Bevor er die Tagesordnung zur Beratung freigibt, möchte Stadtpräsident in Anbe
tracht der ernsten Lage in Berlin eine Erklärung abgeben. Er bittet die Anwesen
den, sich von ihren Plätzen zu erltben und führt danach aus: 
11 

Mit Besorgnis und Empörung haben wir alle die erneute Berlin-Krise vernom-
lllen. Seit Jahren hoffen alle guten und anständigen Menschen, daß Deutschland 
bald in Frieden und Freiheit vereinigt werden möge. Statt der ersehnten Wieder
vereinigung ist nunmehr auch Berlin durch die Machthaber der sowjetisch besetz
ten Zone in die größte nationale Bedrängnis zurückgeworfen. Menschen, die Jahr
zehnte in einer Stadt gemeinsam gelebt und gearbeitet haben, die in schlechten 
und guten Zeiten zusammenstanden, sind seit dem 13. August 1 961 willkürlich 
von . 

elnander getrennt worden. 

~ir wissen, daß die Berliner zu allen Zeiten mutig waren. Ganz besonders nach 
?45 haben Führung und Bevölkerung dies mehrfach unter Beweis gestellt. Es 

gllt, diesen Mut zu stärken. Wer auf dem Vorposten der Freiheit steht, kann 
~ur aushalten, wenn er weiß, daß die Bürger aller Städte und Gemeinden der Bun-
esrepublik bereit sind, zu opfern und die Freiheit zu verteidigen. 

~ir protestieren gegen das geschehene Unrecht. Aber mit einem Protest allein 
f s1 Berlin nicht geholfen, sondern sichtbare Zeichen der Verbundenheit müssen 
gO gen. Ratsversammlung und Magistrat der Stadt Kiel sollten deshalb heute fol -
enden Beitrag leisten: 

1 . .Alle Kieler, die eine Reise nach Berlin geplant hatten, sollten diese wegen 
der plötzlich aufgetretenen schwierigen Lage der alten Hauptstadt nicht ver
sChieben. Mehr denn je sind heute Besuche nach Berlin notwendig . 

2. I<iels Wirtschaft sollte gerade jetzt verstä rkt Aufträge nach Berlin vergeben. 

3. D.~ das Zusammengehörigkeitsgefühl mit Berlin zu verstärken und unsere Be
vOlkerung ständig zu mahnen, soll die Berlin-Flagge am Berliner Platz gehißt 
werden. 

4 • .Al 
1 s erste Hilfeleistung zur Linderung der Not überweist die Stadt Kiel sofort 
0.000, -- DM an den Berliner Senat. 

Ich 
Zu. rUfe alle Bürger auf, sich immer dieser schweren Schicksals stunde bewußt 
er sein. Lenin sagte einmal: "Wenn der Kommunismus Berlin besitzt, besitzt 
las:U.ch Deutschland. Und wer Deutschland besitzt, besitzt Europa I" Diese Worte 
Berl~n an ~arheit nichts zu wünschen übrig. Darum erwidere ich: Nur wenn 

n frel bleibt, kann der Frieden und die Freiheit in der Welt erhalten werden. 

- 3 -
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Ich versichere: Kiels Bevölkerung bleibt immer mit Berlins Bevölkerung und den 
Brüdern und Schwestern der sowjetischen Zone solidarisch verbunden!" 

Im Anschluß an den Stadtpräsidenten geben die Vertreter der Fraktionen folgende 
Erklärungen ab. 

Stadtrat S c hat z führt aus: 
11 

Namens der sozialdemokratischen Fraktion dieses Hauses möchte ich in dieser 
ernsten Stunde folgendem Ausdruck geben: 

Wir danken Herrn Stadtpräsident Köster für die Worte des Protestes und der 
Empörung, die er namens unserer Stadt und ihrer Bürger gegen den Rechtsbruch 
der demokratisch nicht legitimierten Sowjetzonenmachthaber gefunden hat. Wir 
danken ihm auch für die Worte der inneren Verbundenheit und Solidarität, die 
er an die freiheitlich gesinnte Bevölkerung Gesamt-Berlins - der West- und 
Ostsektoren sowie der Sowjetzone gerichtet hat. . 

~ir ~tellen uns vollinhaltlich hinter diese Erklärung und entbieten den aufrechten 
erllnern und besonders den hinter neuen Stacheldrahtverhauen zum Schweigen 

~rurteilten, praktisch eingekerkerten, freiheitlich demokratisch denkenden 
enschen unsere brüderlichen Grüße. 

~a~ gesamte freiheitlich gesinnte Berlin und unsere der Freiheit beraubten 
S rUder und Schwestern jenseits des Stacheldrahtes in Ost-Berlin und in der 
1'0Wjetzone sollen wissen, daß die Stadt Kiel und ihre Bürger in diesen schweren 
l,agen geschlossen hinter ihnen stehen und sich ihnen aus vollem Herzen inner
~ch Verbunden fühlen. Meine Freunde und ich sind aber der Meinung, daß in 

eser Stunde weniger denn je große Worte und hohles Pathos am Platze sind. 
D' 
B le :tnutigen, ernsten und mahnenden Worte des Regierenden Bürgermeisters von 
s erlin, Willi Brandt, auf der gestrigen großen Protestkundgebung der Berliner 
~dlte~ uns dieses besonders deutlich machen. Wir sollten deshalb alle politischen 

Wlrtschaftlichen Maßnahmen unterstützen, die 

a) einerseits dem Rechtsbruch der sowjetzonalen Machthaber und der Freiheits
beraubung und Arbeitsbeschränkungen deutscher Menschen in Berlin und in 
der Sowjetzone ein Ende bereiten, 

b) 
a~derseits die wirtschaftliche Existenzgrundlage Berlins auch weiterhin 
slchern. 

Wir 
an Unterstreichen deshalb wärmstens den Appell unseres Herrn Stadtpräsidenten 
lasunsere Bürger, die bestehenden Verbindungen mit Berlin nicht abreißen zu 
bensen, sondern weiter zu verstärken, keine geplante Fahrt nach Berlin aufzuge-

, nOch mehr wie bisher Aufträge für die Berliner Wirtschaft zu erteilen. 
Das f 

ordert die Stunde von uns von unserer Stadt und ihrer Bevölkerung I D ' 
13:~iAntrage, seitens der Stadt 10.000, -- DM zur Linderung von Notständen in 
be:re' n bereitzustellen, geben wir bereitwilligst unsere Zustimmung, Wir sind 

lt, diesen Betrag zu erhöhen, falls die Entwicklung der Dinge dies erfordert. 

- 4 -
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Meine Damen und Herren, unsere Gedanken sind in dieser Stunde besonders herz
lich bei unseren tapferen Berlinern und ihrer entschlossenen Stadtführung sowie 
bei den deutschen Menschen in der Sowjetzone. In dieser weltweiten Auseinander
setzung, in dieser sehr ernsten Phase des kalten Krieges sollen sie die Gewiß
heit haben, daß wir sie nie im Stich lassen werden. Der Herr Stadtpräsident und 
der Herr Oberbürgermeister sollten dies unseren Berlinern in geeigneter Weise 
telegraphisch mitteilen. " 

Stadtrat Dr. K i e k e bus c h schließt sich den Worten seines Vorredners an 
und führt danach aus: 
It 

Am 13. August 1961 wurde für 16 Millionen Mitteldeutsche die letzte Verbindung 
zum. freien Teil unseres Vaterlandes, in Westberlin und in der Bundesrepublik, 
zerrissen. 15 Jahre lang bedeutete für sie Berlin nicht nur die alte und künftige 

, ~eutsche Hauptstadt, sondern aus aller Bedrängnis und Not die letzte Zuflucht und 
~s Tor zur Freiheit. Dieser Ausweg ist ihnen jetzt versperrt. Viele Familien 

~l.nd nun voneinander getrennt und haben keine Möglichkeit mehr, zusammenzufin-
en. Viel persönliches Leid hat der 13. August 1961 in unserem Volke bereitet 

Und noch weiß niemand, was uns und unserer Hauptstadt Berlin die nächsten Mo
nate an neuen schweren Sorgen bringen werden. 

~e Berliner und die Mitteldeutschen sollen wissen, daß ihre Sorge auch unsere 
Borge, daß ihr Leid auch unser Leid ist. Sie sollen wissen, daß wir alle in der 

Undesrepublik mit unseren Gedanken bei ihnen sind und ihnen helfen wollen, 
~~weit wir das können und im Interesse der Erhaltung unseres ganzen Volkes 
nurfen. Noch niemals ist eine solche Welle der Gemeinsamkeit durch ganz 

eutschland gegangen wie in diesen Tagen. 
nie So . 
all w.Jets haben die staatliche Spaltung unseres Vaterlandes vollzogen. Mit 
ni en lVIitteln bemühen sie sich jetzt, auch zwei deutsche Völker zu schaffen, 
geht nur mit verschiedenen Gesellschaftssystemen, sondern auch mit entgegen
~etztemDenken, mit Worten und Begriffen, die hüben und drüben verschiedenen 

alt haben. 

i e 
Mitteldeutschen und die Berliner haben bis in die letzten Tage vor aller Welt 

w~zeigt, daß sie nur eines wollen: Heraus aus dem ihnen aufgezwungenen bolsche
st18t~schen Regime und hinein ,in ein freies Deutschland. Die Welt hat heute ver
in a;den, daß das ganze deutsche Volk nur eines will, als ein Volk in einem Staat 
de rieden und Freiheit zu leben. Das Recht auf Selbstbestimmung wird auch dem 

utach V . sch" e~ olke emes Tages zuteil werden, wenn die Welt von unserem uner-
wOl~tter~lchen Freiheits- und Wiedervereinigungswillen überzeugt bleibt. Dazu 
Dnf en ~lr auch in Kiel beitragen, durch unsere Verbundenheit zu den heute in 
Per r:iheit Lebenden, durch unsere Opferbereitschaft und durch unsere ganze 

80nJiche Haltung. 11 

~:;; den Erklärungen des Stadtpräsidenten und der Fraktionsführer wird folgen
e Schluß ge faßt . 
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!!eschluß: 1. Die Ratsversammlung stimmt den von Stadtpräsident Köster vorge
tragenen Vorschlägen, die Verbundenheit Kiels mit Berlin zum 
Ausdruck zu bringen, einstimmig zu. 

2. Zur Linderung der Not von Berlin (West) werden dem Berliner Se
nat 10.000 DM zur Verfügung gestellt. Dafür wird eine überplanmä
ßige Ausgabe bei der Haushaltsstelle 021/523 - Nachweis H lfd. 
Nr. 6 - Spende an den Berliner Senat - bewilligt. 

Der Betrag ist in den Nachtragshaushaltsplan 1961 einzubeziehen 
und in dessen Rahmen zu decken. 

1) Genehmigung der Niederschrift über die Sitzung der Ratsversammlung am 29. 
~i 1961 

Gegen die Niederschrift über die Sitzung der Ratsversammlung am 29 . Juni 1961 
Werden keine Bedenken erhoben. 

2a) 11' . 
--!!!..eilungen des Stadtpräsidenten 

Urteil des Bundesverfassungsgerichts zum Verfahren über die Verfassungsbe
~hwerden gegen die Bestimmungen des Wahlgesetzes für die Gemeinde- und 
- - ~~~~~~~r:.e_t~PK~!l.. ~§E!t!~~~!g:~.?~~~e}:?_ ~~~ .?l>~ _ !y!'ä.!..~ J.?l>.? _________________ _ 

~ ta d t prä s i den t verweist auf die allen Magistratsmitgliedern in Abschrift 
:sorÜegende Ausfertigung des Urteils über die Verfassungsbeschwerden gegen 
S:~ti:m~ungen des Wahlgesetzes für die Gemeinde - und Kreisvertretungen in 

eSWlg-Holstein. 

/ - I<: 
f .. enntnis genommen. Ein Abdruck des Urteils ist dieser Niederschrift beige
ugt. _ 

2b) !\U 
~ungen des Magistrats und des Oberbürgermeisters 

I<:eine 1I.K~ • 
.lVuttellungen. 

Bericht über den Stand der Grundstücksankäufe für das Schwentine
brückenprojekt 

13 ür 
ge r:m eis te r verweist auf die Vorlage. 

- l<ennt . 
nlS genommen -
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4) .!!.etrifft: Neufestsetzung der Gebühren und Entgelte für die Desinfektionsanstalt 
!!erichterstatter: Stadtrat Schröder - Drs. 544 -
~trag: a) Der anliegende 1. Nachtrag zur Desinfektionsgebührenordnung der 

Stadt Kiel wird beschlossen. 

b) Der anliegende 1. Nachtrag zur Entgeltsordnung für die Inanspruch
nahme von Leistungen der Städtischen Anstalt für Desinfektion und 
Schädlingsbekämpfung wird beschlossen. 

Stadtrat S c h r öde r verweist auf die Vorlage. 

~chluß: Nach Antrag. 

5) ~ Neufestsetzung des Heimpflegesatzes für das Mütter- und Säuglings-
B. heim der Sta.dt Kiel - Drs. 545 -
~chterstatter: Stadtrat Schröder 
~ Der Tagespflegesatz des Mütter- und Säuglingsheimes der Stadt Kiel 

wird mit Wirkung vom 1. August 1961 für 

Mütter auf 6, 70 DM und 
Säuglinge auf 10, - - DM 

erhöht und festgesetzt. 

Stadtrat S c h r öde r verweist auf die Vorlage. 

~: Nach Antrag. 

6) ~Betrifft: Plakat aktion -"3-geteilt? - niemals 1" - - Drs. 547 _ 
er' h ~ Fräulein Stadträtin Dr. v. Rundstedt 
~ Zugestimmt wird der Leistung einer außerplanmäßigen Ausgabe in 

Höhe von 1. 200 DM bei der neu einzurichtenden Haushaltsstelle 
4023/6.812 für die Aufstellung von Plakaten für die Wiedervereinigung 
der SBZ mit der Bundesrepublik. 

Der Betrag ist in den ordentlichen Nachtragshaushaltsplan für das 
Rechnungsjahr 1961 einzubeziehen und in dessen Rahmen zu decken. 

F'r" 
u.:n.:U.lein Stadträtin Dr. v. Run d s ted t erläutert die schriftliche Vorlage 
SChl tnacht darauf aufmerksam, daß in den Städten und Gemeinden des Landes 
fti.r .~SWig-Holstein in den meisten Fällen schon mit der Aufstellung der Plakate 

e Wiedervereinigung der SBZ mit der Bundesrepublik begonnen worden ist. 
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Der Verband der Heimatvertriebenen - Kreisverein Kiel - hat es übernommen, 
aUch in Kiel eine solche Plakataktion durchzuführen. Er hat jedoch gebeten, daß 
die Stadt Kiel die erforderlichen Kosten in Höhe von 1.200 DM übernimmt. 

&eschluß : Nach Antrag. 

7) ~trifft: Kosten der Bundestagswahl 1961 - Drs. 550 -
~richterstatter: Stadtrat Langbehn 
~raß:: Zugestimmt wird der Leistung einer überplanmäßigen Ausgabe in 

Höhe von 16.500, -- DM bei der Haushaltsstelle 053/6 . 691 - Durch
führung von Wahlen -

~,tadtrat L an g b e h n erläutert die Vorlage in Vertretung des in Urlaub be-
13lndlichen Stadtrat Borchert und bittet, den Antrag wie folgt zu ergänzen: "Der 

etrag ist in den Nachtragshaushaltsplan 1961 einzubeziehen und in seinem Rah
tnen zu decken. It 

~: Nach Antrag mit folgender Ergänzung: "Der Betrag ist in den Nach
tragshaushaltsplan 1961 einzubeziehen und in seinem Rahmen zu 
decken." 

8) ~ 8. Nachtrag zur Entgeltsordnung für das Städtische Krankenhaus 
/ ~terstatter: Stadtrat Schubert - Drs. 55 7 -
~ Die beiliegende Anordnung des Oberbürgermeisters - 8 . Nachtrag zur 

Entgeltsordnung für das Städtische Krankenhaus vom 19 . Juli 1961 -
wird genehmigt. 

~: Nach Antrag. 

9) 13 . 
~ Herrichtung der Räume am Markt 4/ 7 für das Jugendamt und das 

Schul - und Kulturamt - Genehmigung der Zustimmung des Magistrats 
Ber'. zu einer außerplanmäßigen Ausgabe - - Drs. 558 -
~OB 
~ .Genehmigt wird folgende Zustimmung des Magistrats: 

Zugestimmt wird der Leistung einer au ßerplanmäßigen Ausgabe, die 
keinen Aufschub duldet, in Höhe von 98.000 , -- DM bei der neu einzu
richtenden Haushaltsstelle 021/6.813 - Herrichtung von Diensträumen 
Markt 4/7 -
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Der Betrag wird im Rahmen des Nachtragshaushaltsplanes 1961 ge
deckt. 

&eschluß: Nach Antrag bei 1 Stimmenthaltung. 

10) ~trifft: Bau von Regen- und Schmutzwasserkanälen im Siedlungsgebiet Nissen-
straße - Drs. 560 -

~ichterstatter: Stadtrat Voss 
~rag: Zugestimmt wird der Leistung einer außerplanmäßigen Ausgabe in 

Höhe von 80.000 , - - DM bei der neu einzurichtenden Haushaltsstelle 
V 7021/1721 - 61 - "Bau von Regen- und Schmutzw asserkanälen im 
Siedlungsgebiet Nissenstraße, 2. Rate. 11 

Der Betrag ist durch Einbeziehung in den Nachtragshaushaltsplan 1961 
zu decken und aus Mitteln zurückgestellter Baumaßnahmen (z. B. 
V 7021/1741) der Abt . Stadtentwässerung zu finanzieren. 

Bis zum Erlaß der Nachtragshaushaltssatzung 1961 wird bei der Haus
halts stelle V 7021/1741 - Bau einer 2. Druckrohrleitung nach Stift, 
4. Rate - ein Betrag von 80.000, -- DM gesperrt. 

Stadtrat Voss erläutert die schriftliche Vorlage und bittet um Zustimmung. 

~: Nach Antrag. 

11) B 
~ Nachtragsstellenplan 1961 für die Kieier Spar- und Leihkasse 
.cer' h ~terstatter: Stadtrat Langbehn - Drs. 562 -
~ Der Stellenplan 1961 der Kieler Spar - und Leihkasse wird wie folgt 

geändert: 

1. Aufwertungen 

v on der Verg. Gr. N b nach 111 die Planstellen 66, 22 9 

von der Verg.Gr. IV b nach IV a die Planstellen 14, 17, 24, 71, 86, 
109, 139, 145, 160, 161 , 247 , 26 9, 2 7 7, 285 

Von der Verg. Gr. V b nach N a die llianstellen 258, 262, 292 , 300 

von der Verg. Gr. V b nach N b die Planstellen 104, 147, 181, 230, 
311 

von der Verg. Gr. VI b nach V b die Planstellen 105, 165, 182 , 216, 
252, 309, 316 

234, 

von der Verg. Gr. VII nach V b die Planstellen 79 , 106, 108, 208, 223, 
239, 261, 266, 274, 282, 289 , 295, 299, 303 
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von der Verg. Gr. VII nach VI b die Planstellen 22, 27, 74, 75, 76 , 
77 , 78, 80, 107, 113 , 114, 141 , 207 , 209 , 220, 221, 222, 224 , 2 37 , 
238, 240, 245, 246 , 253 , 256 , 260, 265, 267, 2 '7 3 , 275, 283, 290, 
294, 298 , 302, 306 , 308, 310 , 313, 314 , 31 7, 321, 322 , 325 

von der Verg. Gr. VIII nach VII die Planstellen 70, 131, 132, 133 , 134 , 
135, 180 

von der Bes. Gr. A 5 nach A 7 die Planstelle 31 

II. Änderung von Vermerken 

Bei der Planstelle 25 fällt der Vermerk 1Ik. w. 11 weg. 

~hluß : Nach Antrag. 

12) ~ Änderung der Betriebssatzung für die Hafen- und Verkehrsbetriebe 
B der Stadt Kiel - Drs. 564 -
~hterstatter: Stadtrat Langbehn 
~ Die Betriebssatzung des Eigenbetriebes "Hafen- und Verkehrsbetriebe 

der Stadt Kiel1l wird mit sofortiger Wirkung nach dem vorgelegten 
Entwurf geändert. 

~:ad~rat L a n g b e h n erläutert die schriftliche Vorlage und führt aus, daß 
}(j,e .Anderung der Betriebssatzung für die Hafen- und Verkehrsbetriebe der Stadt 

el ün Wirtschaftsausschuß und im Magistrat eingehend erörtert worden ist. 

~: Nach Antrag. 

13) Be . 
. ~ Mehrausgaben für das Altenheim Kronshagen und das Pflegeheim West 
~ Stadtrat Engert - Drs. 568 -
~ Zugestimmt wird den folgenden außerplanmäßigen Ausgaben bei den 

neu einzurichtenden Haushaltsstellen 

a) 431 /6. 982 - Kauf eines Pferdes - = 1.000 DM 

b) 432/6.982 - Beschaffung einer Reserve-Pumpe - 600 DM 

Die Mehrausgaben werden gedeckt 

zu a) durch eine Mehreinnahme von 600 DM bei der Haushaltsstelle 
431/251 und durch die Sperrung von 400 DM bei der Haushalts
stelle 431/ 931 - An die Erneuerungsrücklage -. 

zu b) durch die Sperrung von 600 DM bei der Haushaltsstelle 432/ 931 
- An die Erneuerungsrücklage -

Beschl 
~: Nach Antrag. 
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14) !!,etrifft: Bau und Finanzierung des Pflegeheimes Nord - Drs. 569 -
!!.erichterstatter: Stadtrat Engert 
~trag:1. Die Haushaltsmittel für den Bau des Pflegeheimes Nord sind im Nach

tragshaushaltsplan für das Rechnungsjahr 1961 in Höhe von 1. 4 00.000 
DM bei der Haushaltsstelle V 4324/120 bereitzustellen. 

2. Bis zum Inkrafttreten der Nachtragshaushaltssatzung darf überplan
mäßig über die Mittel bis zu 600.000 DM verfügt werden. 

3. Die Deckung der restlichen 600.000 DM erfolgt im Rahmen des Nach
tragsetats . 

4. Mit dem Bau darf sofort begonnen werden. 

Stadtrat Eng e r t weist auf die neue Ausfertigung der Vorlage hin und bittet 
um Zustimmung. 

Stadtrat Dr. K i e k e bus c h fÜhrt aus, daß seine Fraktion dieser Vorlage 
Sehr gern zustimmen wird. Er gibt seiner Freude darüber Ausdruck, daß sich 
~ach den langen Auseinandersetzungen über die Haushaltssatzung wenigstens 
~ de~ vorliegenden Fall durch eine eindeutige Klärung der Deckungsfrage keine 

erzogerung im Bau und in der Finanzierung des Pflegeheimes ergeben hat. 

Stadtrat S c hat z weist auf seine Ausführungen im Magistrat hinsichtlich 
der Anwendung des § 105 der Gemeindeordnung hin und macht darauf aufmerk
sa~J daß die Gestaltung der neuen Vorlage auf einen Vorschlag seiner Fraktion 
~~UCkzuführen ist. Auch seine Fraktion habe den Wunsch gehabt, den Bau des 
1 egeheimes auf keinen Fall infrage zu stellen. Die Zustimmung zu dieser Vor
age dürfte jedoch nicht präjudizierend wirken. 

~: Nach Antrag. 

15) 13 
~ Beschaffung von Streifenkarten für die Bewohner aus der SBZ 
~ Fräulein Stadträtin Dr. v. Rundstedt - Drs. 570 -
~ Zugestimmt wird der Leistung einer überplanmäßigen Ausgabe in 

Höhe von 3.000, -- DM bei der Haushaltsstelle 41/5814 - An Besucher 
aus der sowjetischen Besatzungszone -. 

Der Betrag ist in den ordentlichen Nachtragshaushaltsplan für das 
Rechnungsjahr 1961 einzubeziehen und in dessen Rahmen zu decken. 

li'r" 
1.U:t:~~ein Stadträtin Dr. v. Run d s ted t erläutert die schriftliche Vorlage 
d.ell Sühr: aus, daß der Vertriebenenausschuß die Meinung vertreten hat, daß 
die E oWJetzonenbesuchern über den Taschengeldbetrag von 10, - - DM hinaus 

rstattung der Fahrgeldkosten zugesichert werden sollte. 
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Stadtrat S c hat z ergänzt ihre Ausführungen und vertritt im Namen seiner 
Fraktion ebenfalls die Auffassung, daß den Besuchern aus der SBZ die z . T. 
beträChtlichen Auslagen für Fahrten innerhalb des Kieler Stadtgebietes von der 
Hand zu halten sind. 

&eschluß : Nach Antrag. 

16) ~ahrungsbericht über die Kieler Woche 1961 

O,b erb ü r ger m eis te r gibt der Ratsversammlung nach den Beratungen im 
~eler-Woche-Ausschuß und im Magistrat den traditionellen Erfahrungsbericht 
über die letzte Kieler Woche. Er möchte Einzelfälle zurücktreten lassen und 
dafür einige organisatorische und grundsätzliche Fragen behandeln. 

Der Segelsport, das international tragende Fundament in der Kieler Woche , hat 
aUch in diesem Jahre wieder große Erfolge gezeigt. Es mag mit der Häufung 
vo.n Veranstaltungen des Leistungssports zusammenhängen oder auch vielleicht 
nllt den unzureichenden Hafenumständen in Strande und Schilksee , daß diesmal 
W
f 

eniger ausländische Boote da waren und auch einige der bekannten Spitzenkräfte 
ehhen. 

~berbürgermeister fährt dann fort: Der bekannte Schilksee-Antrag gehört in den 
n:reich des Erfahrungsberichts und damit in die nun zwangsläufigen Entschlüsse. 
v' n Bundesanteil halte ich für gesichert, ebenso den Landesanteil , wenn 
~eU.eicht auch nicht in gleicher Höhe . Auch bez;üglich der Beteiligung der Bundes
d arme können wir wohl zuversichtlich sein. Aber die Problematik beginnt bei 
c~lb. städtischen Anteil. Inmitten unseres Haushaltskonflikts wird unter zahlrei-
re en Wettbewerbspunkten die Dringlichkeitsskala kompliziert. Daß das von unse
li ~ Wasserbauern sorgfältig ausgearbeitete Programm noch nicht zur eigent-

c en Beratung gestellt werden konnte, hat zwei Gründe: 
a) , 

eUUnal, daß die nach der GemHVO erforderliche technische ProJ'ektreife noch 
n' lcht da ist und 

b) d 
t aß finanzwirtschaftlich noch sichergestellt sein muß, daß der für diesen An-
rag benötigte städtische Anteil von 1, 2 Millionen DM sich nicht in einer 

neuen "Siebener-Liste" wiederfindet. 
bie Er"ff hab ,0 nungsfeierlichkeiten mit dem Herrn Bundespräsidenten im Mittelpunkt 
fre: ~ unserer Bürgerschaft wie in Presse, Rundfunk und Fernsehen ein 

. dhches Echo gefunden. 

bte Fest' nen sltzung der Ratsversammlung ist unbestritten als gelungen zu bezeich-
aelt~ Der interessante, auch in seiner Rathaus-Thematik amüsante Vortrag des 
abge~rs der Universität wird in diesen Tagen in der Zeitschrift des Städtetages 
fÜr :a ruckt, Unsere P r eisträger-Entscheidung ist diesmal, abgesehen von der 
lllit d:1 Koch, nicht allgemein anerkannt .-yvorden. Besonders unzufrieden war man 
deZe r Verleihung an Detlev Kraus. In Ubereinstimmung mit dem Herrn Kultur-

rnenten kann ich Ihnen dazu nur sagen: Mit Kraus wurde eine jüngere und in 
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Weiten Kreisen bekannte Musikerpersönlichk eit geehrt, die noch nicht zu den 
Arrivierten zählt, aber bereits international anerkannte Erfolge aufzuweisen hat. 
Genau das ist es , was man als Leitsatz für die Verleihung immer gefordert hat. 

Die Rede des schwedischen Ministerpräsidenten Erlander fand in der großen 
Presse ein starkes Echo. Hier, an der Nahtstelle von EWG und Efta , über die 
besondere wirtschaftspolitische Situation Schwedens zu sprechen, war ja auch 
e~ dankbares Thema. Die organisatorische Leistung verdient in diesem Jahre 
elne besondere Anerkennung. 

Wir stimmen mit einem sehr lesenswerten Ar tikel einer großen Nachrichten
A.gentur überein, wenn dem Funktionswandel solcher" staatspolitischen Vortrags
veranstaltungen" mit Skepsis begegnet wird. Aber wir glauben gleichwohl, unsere 
~folgreiche große Liste der Begegnungen mit qwerland, Odd Nansen, Alfred 
Leber, Gustav Möller , Theodor Heuss, Hans Hedtof, Conant , Nutting, Gunnar 

ange, HC Hansen , Gerhardsen, Kreisky und Erlander fortsetzen zu können. 

In. diesem Sinne kann ich eine neuere Kieler Zeitungsnachricht best ätigen, daß 
~lr uns für 1962 um den britischen Außenminister Lord Horne bemühen. Meine 
1m Auswärtigen Amt vor 6 Wochen geführte Aussprache verlief positiv . 

~ KUltursektor ist unsere Theaterleistung v erhä ltnismäßig gut beu rteilt worden. 
'r~e eigentliche Sachverständigenmeinung geht überwiegend dahin , daß unser 
o eater den hohen Ans prüchen gerecht geworden ist. Die Verpflichtung bekannter 

Pernstars wurde sehr anerkannt. 

~ Schauspiel wird man objektiv nur in einem Fall, von Kaisers "Napoleon in New 
A.l'leans" , von einer Fehlmaßnahme sprechen können. Als Festbeitrag sei die 
:a. UffÜhrung unmöglich gewesen , heißt es in einer m. E. ernst zu nehmenden 

ezension. 

~~s Bergener Ballett gehörte, künstlerisch gesehen, nicht zu den Glanzpunkten . 
W~e Ostseehalle war viel zu groß dafür. Unsere Werbung war zu beanstanden. 
su11'h durften nicht ein "klassisches Ballett" ankündigen, wenn Kritiker und Be-
th C er es nachher als eine Mischung von Folklore, Kafiehausmusik und Bauern
al'~ater b.ezeichnen konnten. Es hätte ein wertvoller Beitrag für unsere Zusammen
n.iC~tit nut dem Norden sein können. An der so sympathischen Truppe lag es 

. Es waren unsere Fehler. 

~7t.Kultursektor der Kieler Woche ganz allgemein war diesmal einer s peziellen 
l<.u 

1 
ik ausgesetzt. Eine nördliche Zeitung schreibt dazu , daß "das kulturelle 

lic~terbunt der Kieler Woche langsam bedrohlich" werde. Ich glaube, die eigent
doc~n Entgleisungen können wir beiseite lassen. Aber bedenklich 'erscheint mir 
sch'" daß die H.altung großer bedeutender Zeitungen nur eine höfliche Gering-
b a~zung zeigt. 

atnlt IllÜssen wir uns auseinandersetzen. Was ist dazu zu sagen? 

;~~Chst haben wir in dieser allgemein negativen Kritik die ebenso bequeme 
n.oCh ~rznelhafte Behauptung gehört und gelesen, es gäbe kein Programm, das 

ll'gendwie den Gründungsintentionen entspräche oder ihnen gerecht werde. 
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Der Erfahrungsbericht kann hier nur darauf antworten, daß man sich in einer 
sich wandelnden Zeit nicht schemenhaft an ein Reißbrett klammern kann, an 
einen Vorgang, wie es in der Aktensprache heißt. Man muß doch an völlig andere 
U:rnstände der Lebenshaltung denken, an unsere soziologischen und staatspoliti
schen Entwicklungen, an die Veränderung qer künstlerischen Darbietungsmöglich
keiten durch das Fernsehen mit all seinen pädagogischen und kunsterzieherischen 
~onsequenzen, die ganz anderen Auswirkungen des Verkehrs und nicht zuletzt 
dle Verschiebung der nationalen Abgrenzungen bis zu der Entstehung der großen 
Wirtschaftsräume. Das alles muß man berücksichtigen, wenn man zu einer Fort
entWicklung auf dem Wege ist. 

~as leben ändert die Gesetze. Ich bin der 'Überzeugung, daß das , was wir auf dem 
'd ultu~sektor jetzt haben, eben auf dem Gebiet des angeblichen Unbehagens, daß 
~s dl,e veränderten Umstände schon weitgehend widerspiegelt. Und was den 

, nkÜonswandel dieses Gebietes betrifft, so bin ich der Meinung, daß die Ent
;lCklung zum Volksfest , zu einem großen kultivierten Volksfest, ein Teil dieser 

andlung ist, Und, das meine ich, ist etwas sehr Positives. 

~ie reagiert denn unsere Bürgerschaft? Unsere Theater sind wie nie begehrt. wt waren während der Kieler Woche ausverkauft I In der Kieler Woche haben 
r 10.000 Theaterbesucher gehabt. Für unsere Konzerte und Liederabende gibt 

es ebenso gute Berichte. Die beiden Chorkonzerte hat man uns als Meisterleistung 
:n~rec~lnet. Die Ausstellungen sind in Form und Inhalt vorbildlich. Der Durch
Wo ~tt Je Ausstellung ist für 1960 mit 7.720 und für 1961 mit 4.850 berechnet. 
U d flndet man solche Resonanz der kulturellen Arbeit? 
4~, die Vorträge, die der Universität wie die der anderen fanden wieder großen 
4~ll{lang W . 
li:~ sind denn die Besucher, die in Kulturprogrammen, in privater und öffent-

' de er Werbung, in Straßenbahngesprächen und Studentenkreisen angezogen wur
ho~? Da.s sind doch in erster Linie die Bürger unserer Stadt und unsere schleswig
Vo steilllSchen Landsleute, die in Extrazügen, Gesellschaftsfahrten und tausenden ~ 
es n .A.uto,s zu uns kommen. Da steht in einer großen Kölner Zeitung ein Satz , der 
b,..' ganz l.n diesem Sinne in journalistischer Prägung auf die kürzeste Formel 

"'lUgt. "Di ait . e Kieler Woche findet nicht nur auf dem Wasser statt. Da gibt es Fest-
un:~gen und Festvorträge, Festspielballett und Festaufführungen, Festempfänge 
Si h estessen: Immer ist dieses Wort "Fest" vorangesetzt , und einmal läßt es 
be~t.auch hinten anhängen: Bei "Volksfest" - denn das ist die Kieler Woche ganz 
die l,llUnt. 11 Ich glaube, wir sollen die Dinge auch einmal so sehen I Aber ich kann 
ver~es Thema , wohl das eigentliche Grundsatzthema der Kieler Woche, nicht 
ein assen, ohne noch einmal auf die personelle Seite, auf die Veranstalter-SeHe, 
li'e~uge~en. Ich wehre mich dagegen, daß man "von einem Ehrgeiz der Rathaus
darf~e~talter" spricht, von ahnungslosen KommUnalbossen und von ihrer Unbe
haUsl elt. Diese Kritiker übersehen, daß es sich bei den so adressierten Rat
Sind e.uten gar nicht um die technisch, fachlich Verantwortlichen handelt. Das 
Polit~lehn.ehr unsere bestens bewährten Sachverständigen, Künstler und Kultur
l\.ult er und allem voran ein ebenso vorbildlich wie gewissenhaft schaffender 
dar~rsenat. Ich wüßte nicht, was für unsere Lage, unsere Umstände personell 
bOna falSch wäre. Wir sind doch nicht Bayreuth oder Salzburg, doch nicht 

Ueschingen oder Bregenz. Dafür haben wir andere Attribute. Und allein um 
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deren richtige Einordnung in unser großes Jahresfest geht es! 
Bezeichnenderweise enthält die Kritik keinen einzigen positiven Hinweis , wie 
lllan das Beanstandete ändern könnte. Es ist eben nicht Sache der Kritiker, es 
selber besser zu machen. Anderseits habe ich allen Anlaß, die fachlich fundier
te und sachlich geschriebene Kritik, insbesondere jenen Teil der beiden großen 
Erfahrungsberichte der Kieler Nachrichten und Volkszeitung, mit Dank hervor
Zuheben. 

~ie -massive Kritik an dem Kulturteil, die negative Behandlung unseres dreitei
hgen Themas und all die Schwierigkeiten, die einem Umbau und einer entspre
chenden Verbesserung entgegenstehen, können uns naturgemäß nicht zur Resig
~ation bringen. Über der Rostocker Ostseewoche steht das große Spruchband: 

Mit Kultur machen wir Propaganda'l . Wie sollte da die Kieler Woche ihre Auf
gabe vernachlässigen oder einschränken? Im. Gegenteil! Thre traditionelle, ja 
staatspolitische Verpflichtung erfordert mehr denn je, diese ganz wesentliche 
A.ufgabe der Kieler Woche zu erweitern und zu vertiefen. Gerade auf dem Kultur
febiet hat die Kieler Woche noch viele Chancen! Das geht nicht aus dem Handge - . 
.. enk zu machen. Dieser Aufgabe muß vielmehr die erneute Auseinandersetzung 
uber den Qualitätsbegriff vorangehen. Die Ausschußberatung, die Sachverständi
g~narbeit, aber auch die dringend nötige Personalvermehrung im Kulturdezernat 
s:nd die ersten fachlichen Voraussetzungen dafür. Die Basis eines solchen Neubernns dürfte in einem soeben fertiggestellten Gutachten des Herrn Kulturdezernen
ten Dr. Hoffmann liegen. Auch auf der Basis einer fairen, verantwortungsbewuß 
Ü.~n Kri.~ik sollte die alsbald beginnende Ausschußarbeit alles einmal gründlich 

. erprufen. Aus einer Reihe solcher kritischen Leitsätze möchte ich Thnen nur 
~l~e?, den aus einer großen Stuttgarter Zeitung, vorlesen. "Hier könnten die 
s rltlschen Betrachtungen zur Kieler Woche beginnen, mit denen sich die Ratsver
a atn.rnlung schon nach den Sommerferien beschäftigen wird. Die Segelsportver-
S nStaltungen haben große Tradition aus der kaiserlichen Zeit, und das Kieler 
e~gelrevier ist einfach nicht zu ersetzen. Der Besuch des Bundespräsidenten, 
j~es aUsländischen Regierungschefs und des Diplomatischen Corps lassen sich 
81, ~s ~ahr aufs Neue arrangieren. Aber das Thema, mit welchen Darstellungen 
B c die Gemeinde dem Bürger an festlichen Tagen darbietet, gehört in den h:r

: ich der staatsbürgerlichen Bildung, und da hat man in Kiel noch nicht die der 
utigen Massendemokratie gemäßen Formen gefunden. " 

~. 

d.i ln.en lIaupteinwand haben wir immer wieder zu hören bekommen: Wir hätten 
ll::t e Veranstaltungen nicht koordiniert, es wären die Fäden nicht sinnvoll zusam- . 
~;:gelaufen. Der Vorwurf, leicht glaubwürdig und auch leicht populär zu machen, 
delb de~ drei Koordinierungsstellen, die wir haben: dem Kieler-Woche-Ausschuß , 
~ann ~eler-Woche-Büro und dem Dezernat. Und von letzterem aus gesehen, 
~oo ~ch den Kritikern nur sagen: In der Sache selbst kann man überhaupt nicht 
deI rdlnieren. Man kann nicht drei völlig heterogene Dinge zusammenfassen, bün
denn oder wie man es sonst nennen mag. Es gibt eben keinen durchgehenden Fa-
in. d' koordinieren kann man die drei Hauptfaktoren nur in der Repräsentation, 
ll::te~r Itaumdisposition, in der Unterbringung und in der Zeiteinteilung. Und da, 
den ~ ich, ist alles getan, was möglich war, was nach den Umständen, also mit 

ttein einer Verwaltungsbehörde überhaupt nur möglich war. -
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Nichtsdestoweniger wird jeder Anregung auf Verbesserung nachgegangen wer
den. Um innerhalb eines Teiles des Kultursektors eine Einheit herzustellen, ist 
schon manches Leitthema vorgeschlagen worden, so z. B. das einer "skandina
vischen Universitätsaufgabe" . Das gleiche gilt selbstverständlich für den Ein
wand der verzögerten, der verspäteten Planung. Hier ist jahrelang manches 
.sChief gelaufen. Aber gerechterweise wird jede Kontrollinstanz zugeben müssen , 
?aß es meistens nicht personelles Versagen war, sondern die Schwierigkeiten 
l!l der Tücke des Objekts lagen. Wir sind eben keine Theateragentur und nicht 
Akteure einer Veranstaltungs-AG. 

Das Volksfest auf der Krusekoppel war schätzungsweise von 70.000 Kindern 
und Angehörigen besucht. E.s war wieder ein fröhlicher Treffpunkt. Hier kritisch 
z~ Werden, hieße eine ganz neue Form finden. Ich glaube nicht, daß das räum
hch oder organisatorisch möglich wäre . Die Schwierigkeiten beim Auf- und Ab
bau auf dem Platze sind TImen bekannt. Ein Pionierzug aus Schleswig hat uns 
dabei bestens geholfen. 
Was die Programmgestaltung betrifft, so haben sich in diesem Jahr noch weni
~er Schulen und Vereine beteiligt. Obgleich das Fest auf grünem Rasen ausfiel , 

aben sich diesmal nur drei Schulen beteiligt. Es kann nicht der Sinn einer sol 
~en V.eranstaltung sein , anstelle dieser Ausfälle Berufsartisten zu verpflichten. 

er Sll1d ernste organisatorische Mängel zu beseitigen. Sie kosten uns 5.000 DM 
extra. 

~as Kieler-Woche-Plakat , unser Neptun, ist zum großen Teil gut beurteilt wor
den. "Hinter Weltkugel und Segelboot in den Händen des Herrn der Ozeane sieht 
~r Betrachter dieses Plakates im Geiste die Weite und Großzügigkeit des Meeres 
~ S SYlllbol für den völkerv erbindenden Gedanken und öffnet Herz und Geist dem 

ternationalen Fluidum dieser Tage. " (Große Hamburger Zeitschrift) 

~SB.ln..mengefaßt und wiederholt . E.s ist schwer, zwischen den letzten 4 oder 5 
Z eIer Wochen Werturteile abzugeben. Man kann den Erfolg bekanntlich nicht 
s u~b Treue zwingen. Aber ich denke, wir sollen auch nicht ungerecht gegen uns 
se st sein und sollten unseren Erfahrungsbericht für 1961 dahin zusammenfas
~n, daß es, von Einzelfällen abgesehen, abermals eine gute, eine gelungene 
nu eIer Woche war. Lassen Sie uns in gemeinsamer Arbeit diese Erfahrungen 

nrnehr für das neue Jahr auswerten, für die 80. Kieler Woche 1 

~s Sprecher der SPD-Ratsherrenfraktion führt Ratsherr S t a m s danach 
~r~~ ~ß es für d~e Analy~e der ~eler Woche 3 Que~en gibt.: 1. ~e eigenen 
üb bnlSSe , 2. dle Gesprache mlt Freunden und 3. die Urtelle, die die Presse 
St:

r 
die Kieler Woche erteilt. Namens seiner Fraktion möchte sich Ratsherr 

lt.ts auf die Punkte 2 und 3 beschränken . 
..\Uffäll· . . 
beg. 19l,st, daß die Kieler Woche sehr unterschiedlich beurteilt wird. Von 
gel e1sterter Zustimmung bis zur beißenden Kritik, von der Freude über den 
bis Ung~nen Dreiklang und Aussprüchen wie" so etwas gibt es nicht noch einmal" 

Zu ÄUßerungen von "provinziellem Niveau" und von "kultureller Impotenz". 
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Daraus allein ergibt sich schon, daß es nahezu unmöglich ist, es allen Menschen 
recht zu machen. Dennoch sollte man die Kritik ernsthaft prüfen. 

Als besonders gelungen bezeichnet Sprecher die vom Presseamt herausgegebene 
Z.usammenstellung der Pressestimmen über die Kieler Woche. Danach haben 
slch die verschiedensten in- und ausländischen Zeitungen und Zeitschriften in 
1.650 Presse besprechungen mit dem Thema der Kieler Woche befaßt. Das ist 
nach Sprechers Auffassung als großer Erfolg zu werten. Er möchte daher den 
versammelten Pressevertretern besonders herzlich danken für ihr starkes 
Interesse an der internationalen Festwoche. 

Danach geht Ratsherr Stams auf die Frage ein , ob die Kieler Woche noch mit 
~en Gründungsintentionen übereinstimmt. Hierbei ist zunächst zu klären , welche 
S rundkonzeption die Kieler Woche hat , und die ist doch, so glaubt Ratsherr 
ytams.: nach Auffassung aller: Auf der Grundlage der alten Segeltradition dem 
b.erstandnis der Völker zu dienen, freundschaftliche Begegnungen auf allen Ge
z~eten herbeizuführen und das Gespräch von Mensch zu Mensch zu fördern. Das 
BleI der Stadt, auf die se Weise mit der Durchführung der Kieler Woche einen 
d eitrag zur internationalen Verständigung und Freundschaft zu leisten, hat auch 
2 en lVIännern und Frauen vor Augen gestanden, die die Kieler Woche nach dem 
A:.. Weltkriege neu gegründet haben , genauso wie wir es auch heute noch als eine 

Ufgabe ansehen, die Kiel für die Zukunft des gesamten deutschen Volkes über
~nunen hat. Darüber hinaus soll die Kieler Woche ein Gemeinschaftsfest aller 
lI,eler Bürger sein und den Höhepunkt im kommunalen Leben unserer Stadt bilden. 
s~rbei kommt es nicht auf die Frage an, ob wir auf allen Gebieten Spitzenlei -
W' ngen bringen , sondern daß wir einen eigenen Stil , den Kieler-Woche -Stil ent-

lckeln. 
S· 
1'~e~ man ins Programm der Kieler Woche, so wird man vielleicht den Kritikern 
n c t geben, die behaupten, wir bieten zuviel , unser Programm ist überladen. 
fU,eUU?Ch muß man diesen Vorwurf zurückweisen. Ein Zuviel ergibt sich vielleicht 
y l' die Menschen, die berufsmäßig oder aus repräsentativen Gründen von einer 
g e1'anstaltung zur anderen "hetzen". Für diese aber ist die Kieler Woche nicht 
d elll.acht. Vielmehr soll das Programm den zahlreichen Neigungen und Wünschen 
e1' I<iel \Ti 1 . er Bevölkerung gerecht werden. Es ist daher notwendig, das Programm 

zu
e 

seltig zu gestalten. Spitzenleistungen brauchen dabei nicht immer geboten 
lb.e~rden , dazu sind viele andere Städte besser in der Lage. Wir sollten viel
tig

e 
das Besondere, das Spezielle Kiels herausstellen, nämlich seine einzigar-

Lage an der Förde. 
bieMi 
kCUl:t tarbeit von Universität, Kirche, Gewerkschaften, Industrie- und Handels-
und ~e1',. S,portlern, des Theaters und viele andere Verbände, Organisationen 
sun . erelnlgungen bei der Ausgestaltung der Kieler Woche sollte nach Auffas
~t!;es Sprechers nicht b~schnitten wer.~en, ~enn sie ~eugt von der lebendigen 
liegt llahme der Stadt und lhrer Kieler Burger ln der Kieler Woche und darin 
lebe aUch der besondere Stil der Kieler Woche: Sie ist das Spiegelbild einer 

nsvollen Stadt. 
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Den Vorwurf , unsere Veranstaltungen hätten provinzielles Niveau,muß Sprecher 
zurückweisen. Kiel ist nicht München oder Bayr euth. Wir sollten uns vielmehr 
freuen , wenn es gelingt, bekannte Künstler zu verpflichten, wie in diesem Jahre 
z. B. mit der Walküre in der Bayreuther Festspielbesetzung. Dafür gebührt dem 
Intendanten des Stadttheaters ein besonderer Dank. 

Das Bergener Ballett wurde nach Auffassung von Ratsherr Stams in der Presse 
zu ungünstig beurteilt. Er hat eine ganze Reihe von guten Stimmen aus der Be
völkerung gehört. Die Aufführungen, die nicht zuletzt zur Verbesserung des Ver
ständnisses zwischen Norwegen und Deutschland beitragen sollten, hätten zwei 
fellos eine bessere Kritik verdient. 

Hervorheben möchte Ratsherr Stams auch noch das Chorkonzert des städtischen 
Chores , dessen Einstudierung besonders schwierig gewesen ist. 

~e lGeler Woche entwickelt sich nach Meinung des Sprechers immer mehr zu 
elnern. kultivierten Volksfest. Das hat auch die Kieler Woche 1961 wieder gezeigt , 
~ch wenn über mangelnde Mitarbeit der Schulen und Verbände und über fehlendes 

teresse der Bevölkerung bei der Beflaggung geklagt wurde. 

~atsherr Stams weist dann auf die Schwierigkeiten hin, die sich bei der Auswahl 
f er lGeler-Woche-Plakate zwangsläufig ergeben müssen. Nach einstimmiger Auf-
aSSung der Fachleute ist das Plakat 1961 jedoch wieder sehr werbewirksam 

gewesen und darauf kommt es nach Auffassung des Sprechers allein an. 

~r Vorwurf, während der Kieler Woche seien zu wenig Gespräche geführt wor
:.n, besteht ebenfalls nicht zu Recht. Nach Meinung des Sprechers haben viel-
d ehr Ges präche von Mensch zu Mensch stattgefunden im Rahmen privater Einla-
"Ungen und auch bei offiziellen Veranstaltungen als allgemein angenommen wird. 

~bschließend glaubt Ratsherr Stams, zusammenfassen zu können, daß die Kieler 
tr oche 1961 wieder ein voller Erfol g gewesen ist und daß sie erneut dazu beige
al~gen ~at, der Verständigung und Freundschaft zu dienen. Ratsherr Stams dankt 
d.e en l\iitarbeitern, dem Herrn Oberbürgermeister , den zuständigen Dezernenten, 
run verschiedenen Institutionen, Verbänden und Vereinigungen für ihre aufopfe 
VengSVolle Tätigkeit bei der Vorbereitung und Durchführung der Kieler-Woche-

ranstaltungen. 

!~8herr S c h ä fe r schließt sich den Ausführungen seines Vorredners an 
ihr Unterstreicht im Namen seiner Fraktion, daß die Kieler Woche auch nach in.:r AUffassung ein guter Erfolg gewesen ist. Er weist auf die Gefahr hin, die 
li'e er Verbreitung der Auffassung liegen kann, daß die Stadt mit dem Verlauf der 
ge:twoche nicht zufrieden ist. Von einem Mißerfolg aber kann doch keinesfalls 
ein prochen werden. Man müßte sich aber mit der Kritik auseinanderset zen, um 

e Erstarrung des Programms zu vermeiden. 

~~8herr Schäfer glaubt, daß die Kritiker , die uns ein 11 Zuviel" im Programm 
fau Werfen, einen falschen Maßstab anlegen und sich durch den optisch großen Um
ver

g 
des Programms täuschen lassen. Er glaubt, daß es gut ist , wenn man den 

d.e~chiedenen Interessengruppen in der !GeIer Woche etwas bieten kann. Außer-
Weist er darauf hin, daß die Möglichkeiten der Stadt , auf die zahlreichen 
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Verbände und Vereinigungen bei der Vorbereitung ihrer Kieler-Woche-Veran
staltungen einzuwirken, nicht sehr groß sind. 

Ebenso wie seine Vorredner hält Ratsherr Schäfer einen Vergleich mit anderen 
Festspielorten für falsch. Die Kieler Woche möchte Gespräche von Mensch zu 
Mensch vermitteln und damit der Verständigung dienen. 

ZUln Ausbau des Schilkseer Hafens meint Ratsherr Schäfer, daß die Stadt sich 
SC?on jetzt bewußt sein sollte, daß 1962 die 80. Kieler Woche gefeiert wird . 
l\ht den Vorbereitungen hierfür sollte schon jetzt begonnen werden , damit in der 
JUbiläumswoche eine Rekordmeldung ermöglicht wird. Der Ausbau des Hafens ist 
n~ch Auffassung des Sprechers äußerst dringend , zumal man damit auch Schilksee 
~~en. neuen wirtschaftlichen Aufschwung geben würde. Außerdem besteht die 

oghchkeit, das Steiluferproblem mit in diesen Plan einzubeziehen. 

Zur Kritik, daß während der Kieler Woche zu viele Kriegsschiffe im Hafen lie
~en und daß sich hierdurch evtl. Nachteile für Kiel ergeben könnten, meint Ratsk:rr Schäfer, daß wir nur dankbar über jeden Besuch eines Kriegsschiffes sein ' 
,;nnen.. Wir sehen darin einen offenen Ausdruck der Gemeinschaft der westlichen 

elt , ln die wir uns eingeordnet haben. 

~Ulll Bergener Ballett führt Ratsherr Schäfer aus, daß hier vielleicht die Erwar
sungen der Stadt und der Bevölkerung in die falsche Richtung gelenkt worden 
in.d. lVIan sollte jedoch daran festhalten, in jedem Jahr eine volkstümliche Ver
~:taltung in der Ostseehalle durchzuführen, damit einer möglichst breiten 
s \ icht der Kieler Bürger Gelegenheit gegeben wird, daran teilzunehmen. Man 
o He schon jetzt Überlegungen für 1962 anstellen. 

~n Grundgedanken des Intendanten, in der Kieler Woche einen Überblick über 
a~s Theaterleben der vergangenen Saison zu geben , bezeichnet Ratsherr ,Schäfer 
be~ sehr gut. Man sollte ihn verstärkt in die Kieler Woche 1962 übernehmen. Da
V 1 Wäre anzustreben, daß 'auch im Schauspiel gute Kräfte verpflichtet werden. 
g:raussetzung hierfür sei aber, daß dem Intendanten die notwendige Freiheit 
au g~ben wird, schon jetzt die entsprechenden Verhandlungen einzuleiten. Um 
Zu C

b 
der Jugend Gelegenheit zu geben, ein Gastspiel mit prominenten Solisten 

esuchen, regt er an, eine Nachmittagsvorstellung einzulegen. 

~~h die Frage, ob wir die Programmgestaltung im politischen, wirtschaftlichen 
l<.ielkulturellen Teil weiterhin dem Zufall überlassen sollen, oder ob wir die 
Jah er Woche unter ein bestimmtes Generalthema stellen und die Akzente v on 
ge~. zu Jahr wechseln und 'z. B. auf unsere Nachbarländer legen, muß dringend 
sondart Werden. Hierbei sollte man sich nicht auf die EWG-Staaten beschränken, 

ern auch engere Verbindung zu den Efta-Staaten suchen. 
l)en'V ". ' 
gelu Olkstümhchen Teil der Kieler Woche bezeichnet Sprecher als sehr gut 
'Wer~gen. Die Kieler Woche kann als großes kultiviertes Volksfest bezeichnet 
keru:n • Dennoch sollte nicht in dem Bemühen nachgelassen werden, die Bevöl
aus z g noch mehr an das Segeln heranzubringen und die Regattabegleitfahrten 

udehnen. 

~~~C::ieß~nd stellt Ratsherr Schäfer die Frage, ob wir nicht in die Gefahr gera-
ß die Kieler Woche immer mehr in Empfängen erstarrt und der individuelle 
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M:einungsaustausch, das persönliche Gespräch von Mensch zu Mensch in den 
l:Iintergrund gerät. Sprecher glaubt, daß wir hier alle Bemühungen anstellen 
müssen, um das Gespräch wieder in den Vordergrund zu rücken. Sprecher 
glaUbt, daß wir von uns aus Möglichkeiten schaffen sollten, damit solche Ge
Spräche wieder zustande kommen können und die Kieler Woche wirklich eine 
Stätte der Begegnung wird. 

RatSherr Schäfer bezeichnet die Kieler Woche 1961 abschließend als gelungen 
und spricht im Namen seiner Fraktion allen Beteiligten seinen Dank aus . 

Stadtrat S c hub e r t unterstreicht die Notwendigkeit, ausreichende Haf~n
plätze für die Segler zu schaffen. Wenn das nicht geschieht , besteht die Gefahr , 
daß die Zahl der Nennungen zurückgeht und daß auch immer mehr prominent e 
Segler Von einer Teilnahme an den Regatten absehen. Damit aber würde der Ruf 
~er I<ieler Woche als bedeutende internationale Segelv eranstaltung gefährdet und 
etztlich auch der Kieler Woche überhaupt Abbruch getan. Nachdem nunmehr 

geWiSse Aussichten auf die Unterst ützung des Bundes und des Landes bestehen, 
SOllte sich die Stadt verstärkt bemühen, die Angelegenheit voranzutreiben und 
eine baldige Entscheidung herbeizuführen. 

~er AUffassung, daß zu viele Kriegsschiffe während der Kieler Woche im Hafen 
agen, kann sich der Sprecher nicht anschließen. Er vertritt vielmehr die Mei

nung' daß man sich über jedes Kriegsschiff genauso wie über jeden Segler freuen 
SOllte, der mit seinem Besuch seine Verbundenheit und die seines Landes zu 
unserer Stadt zum Ausdruck bringt . 

~B~err Sie hel s c h m i d t möchte ein Wort zur Kritik sagen. E r glaubt, 
t ' slch innerhalb der Presse ein gewisser Snobismus breit ge macht hat und ver
sr~ die Auffassung, daß die P r essevertreter sich bei der Beurteilung der ver 
~ edenen Veranstaltungen e twas mehr Mühe machen sollten . - Das diesjährige 
ha~ler-WoChe-Plakat bezeichnet Sprecher als das beste , was wir bisher gehabt 

en. - Die Organisation ist ausgezeichnet gewesen . 

~: die Teilnahme bei den Segelregatten der Kieler Woche sollte man sich keine 
dergen lllachen. Problematisch dagegen ist selbstv erständlich die Unterbringung 
ne r ~achten. Herr Sichelschmidt unterstreicht die Ausführungen seiner Vorred 
Sc r ,uber den Ausbau Schilksees . Er schlägt vor, mit einer großen ausländischen 
illl ~ahrtSgeSellSChaft zu v erhandeln und den Besuch eines Passagierschiffes 

eIer Hafen während der Kieler Woche anzuregen. 

~; ~~sführungen Ministerpräsident Erlanders konnten vom Thema her selbst-
Zu standlich keine großen Neuigkeiten bringen. Ratsherr Sichelschmidt regt hierl'h:nd zu den anderen Vorträgen an , im nächsten Jahres vielleicht zunächst das 
lad llla auszuwählen oder zu bestimmen, um dann danach die Vortragenden einzu
gez:~' - Die Theaterveranstaltungen bezeichnet Ratsherr Sichelschmidt als aus
Woc~chnet. Es wäre jedoch zu begrüßen, wenn an einem Abend in der Kieler 

e aUch ein künstlerisches Wagnis eingegangen wird. 
SPrech . 
~en er ist ebenso wie seine Vorredner der Auffassung, daß das Ge spräch von 

sch zu Mensch gefördert werden muß. Vielleicht besteht die Möglichkeit , 
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jeden Ausländer einmal einen Nachmittag in eine Kieler Familie einzuladen. 

Die Vereine sollten ihre Mitarbeit noch mehr verstärken. Vielleicht besteht 
die Möglichkeit, einen Wettbewerb in der Gestaltung eines F estes unter den ver
schiedenen Ortsteilen auszutragen. 

Abschließend warnt Ratsherr Sichelschmidt ebenfalls vor der Gefahr einer Er
star rung des Programms und glaubt , daß es z. B. auch andere Möglichkeiten 
gibt, die Kieler Woche wirkungsvoll abzuschließen, als die mit dem Feuerwerk. 

Ob erb ü r ger me ist ergibt seiner Freude darüber Ausdruck, daß so viele 
gute Anre gungen gekommen sind und daß die Kieler Woche doch allgemein als 
gut bezeichnet wurde. Alle Ausführungen werden bei der Vorbereitung der 
nächsten Kieler Woche berücksichtigt . 

- Kenntnis genommen -

Betrifft · 
~ Dringlichkeitsvor lagen 

S ta d t p rä si den t v er w eist auf die beiden nachgereichten Vorlagen, Druck
;~che 578 - Mehrausgaben bei den Haushaltsstellen 776/ 523 - Beihilfen - und 
~69 1 - Durchführung der Kieler Woche - und Drucksache 581 - Herstellung 
~l.nes Kulturfilmes über die Stadt Kiel - und bittet die Ratsversammlung, die 

ringlichkeit dieser beiden Vorlagen anzuerkennen. 

~: Die Dringlichkeit der beiden Vorlagen, Drucksachen 578 und 581 , wird 
anerkannt. 

~riflIft··. ~ Mehrausgaben bei den Haushaltsstellen 776/523 - Beihilfen - und 
776/6 91 - Durchführung der Kieler Woche -

Ber ' - Dringlichkeitsvorlage - Drs. 578 -
~terstatter: OB 
~. Zugestimmt wird der Leistung einer überplanmäßigen Ausgabe bei 

der Haushaltsstelle 776/523 - Beihilfen - in Höhe von 4 5.000 DM, 
und zwar lfd. Nr. 1 - Für sportliche Veranstaltungen 30.000 DM und 
lfd. Nr. 3 - Veranstaltungen der Jugend 15.000 DM. 

2. Zugestimmt wird der Leistung einer überplanmäßigen Ausgabe bei 
der Haushaltsstelle 776/6 91 - Durchführung der Kieler Woche - in 
Höhe von 24.000 DM. 

3. Die Nachforderungen sind in den Nachtragshaushaltsplan für das Rech
nungsjahr 1961 einbezogen. 

BeSChl 
~: Nach Antrag. 
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18) .!!etrifft : Herstellung eines Kulturfilmes über die Stadt Kiel 

~richterstatter: OB 
- Dringlichkeitsvorlage - Drs. 581 -

~trag: Die Verwaltung wird ermächt igt, den Auftrag zur Herstellung eines 
farbigen Kulturfilmes über die Stadt Kiel bis zum Preise von 
80.000 DM zu erteilen . Der Betrag ist im Haushaltsplan für das Jahr 
1962 vorzusehen und mit 37 .750 , -- DM durch Entnahme aus der an
gesammelten Rücklage "Kulturfilm" und mit dem Restbetrag im Rah
men des Gesamthaushalts zu decken. 

~chluß: Nach Antrag . 

19) V 
~chiedenes 

Y~!~!l~!~~t~!l~~!l_ ~ ~~!l_ ~~!3~!lP~~~~~~12 
~atsherr W 0 I I s chI a e ger weist darauf hin, daß die Außenbezirke auf 
bulturellem und wirtschaftlichem Gebiet ein Eigenleben führen und daß die Stadt 
estrebt sein sollte , alles zu tun , um diese Eigenständigkeit mit Rat und Tat 

und aUch mit finanzieller Unterstützung zu fördern . 

.A.nläßlich seiner Teilnahme am Gildefest der Elmschenhagener Bürgergilde wurde 
~r Wegen des Gildeplatzes angesprochen. Die Elmschenhagener haben ihm damals 
ü~ sachlicher Aussprache erklärt, daß' sich bei ihnen eine gewisse Enttäuschung 
gl.er das Verhalten der Stadt in dieser Frage breitgemacht hat. Der von den Mit
stl~dern der Gilde in Eigenhilfe hergestellte August-Witt-Platz wurde als Indu-
g r1egelände ausgewiesen , und der Ersatzplatz, der von der Stadt zur Verfügung 
'!'estellt werden soll , ist nach ihrer Auffassung nicht als Gildeplatz geeignet. 
s:~tz zahlreicher Verhandlungen konnte es bisher noch zu keiner für die Elm-
ller e~agener Bürgergilde annehmbaren Lösung kommen. Da die Elmschenhage
\VOll Burgergilde im nächsten Jahr ihr 700jähriges Bestehen feiert , wäre Ratsherr 
heit S~hlaeger dankbar, wenn die Verwaltung sich verstärkt um diese Angelegen-

kurnmern könnte. 

~::dtschUlrat Dr. Hof f man n erklärt, daß die Frage der Unterstützung 
gew AUßenbezirke gerade Gegenstand einer eingehenden Erörterung im Magistrat 
l'ichesen ist. Nunmehr soll ein zentraler Titel beim Schul- und Kulturamt einge
AUß tet werden, bei dem dann die Mittel für eine finanzielle Unterstützung der 

enbezirke veranschlagt werden sollen . 

Gb erb ·· 
schw Ur ger me ist er macht darauf aufmerksam, daß auch ihm eine Be-
bete~.rde ?er Elmschenhagener zugegangen ist. Da hi:.ran mehrere Dezernate 
jetzt l~~ slnd, konnte er bisher noch keine endgültige Ubersicht bekommen. Bis 

a ßt sich aber doch schon erkennen, daß die erhobenen Vorwürfe zurückge-
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wiesen werden müssen. Oberbürgermeister kündigt an, daß er inder nächsten 
Ratsversammlung einen ausführlichen Überblick über diese Frage geben wird. 

- Kenntnis genommen -

Stadtpräsident 

/ 

'V~W~~ 
Ratsherrin 

(Schriftführer) 

/' 

J) Ll LI... ) 1/ ~ 
Ratsherrin 
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aUptamt Kiel , den 29. August 1961 

1) Abschrift der 'Niederschrift über die Sitzung der Ratsversammlung vom 
17 . August 1961 erhält das Büro des Stadtpräsidenten zur Kenntni s. 

2) Auszüge erhalten: 

V on Punkt Berlin-Krise : a) Hauptamt 00 . A z . K. u . w . V . 

" " 

" 11 

" 

" It 

" It 

" It 

" It 

" It 

" " 

" " 
" 

" 

2a 

3 

4 

5 

6 

7 

8 

9 

10 

11 

12 

13 

b) Hauptamt 00.2 z. K , u . w . V. (Rundverfü
gung, daß auch städt. Aufträge nach 
Berlin) 

c) 2 x Kämmereiamt z . K . 
d) Rechnungsprüfungsamt z . K . 

der Niederschrift: Statistisches Amt - Abteilung Wahlange
legenheiten - z. K. 

" 11 a) Liegenschaftsamt z . K. 
b) Stadtplanungsamt z. K . 

11 It a) Gesundheitsamt z . K . u . w . V . 
b) Rechnungsprüfungsamt z . K . 

It It a) Gesundheitsamt z.K.u.w. V. 
b) Rechnungsprüfungsamt z . K . 

It It a) Amt für Vertriebene, Flüchtlinge und 
Kriegsgeschädigte z. K. u . w . V . 

b) 2 x Kämmereiamt z . K . 
c) Rechnungs prüfungs amt z. K . 

It " a) Statistisches Amt z. K. u. w . V. 
b) 2 x Kämmereiamt z. K . 
c) Rechnungsprüfungsamt z . K . 

" It a) Städt. Krankenhaus z . K. u. w . V . 
b) Ge sundheit samt z . K . 
c) Rechnungsprüfungsamt z . K . 

It It a) Hauptamt z . K . u . w . V. 
b) 2 x Kämmereiamt z. K . 
c) Rechnungsprüfungsamt z . K. 

It It a) Tiefbauamt z . K . u . w . V . 
b) 2 x Kämmereiamt z. K. 
c) Rechnungsprüfungsamt z. K. 

It " Hauptamt 00.1 z . K . u.w . V. 

" It a) Hafen- und Verkehrsbetriebe z. K . 
u . w . V. 

b) Hauptamt 00 . 0 z. K . 

" " a) Fürsorgeamt z . K . u . w . V. 
b) 2 x Kämmereiamt z . K. 
c) Rechnungsprüfungsamt z . K. 
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Von Punkt 14 der Niederschrift : a) Fürsorgeamt z . K. u. w. V . 
b) 2 x Kämmereiamt z . K. 
c) Rechnungsprüfungsamt z . K . 

IJ IJ 15 IJ IJ a) Amt für Vertriebene , Flüchtlinge 
und Kriegsgeschädigte z . K. u . w . v. 

b) 2 x Kämmereiamt z . K. 
c) Rechnungsprüfungsamt z . K. 

IJ 11 16 IJ " a) 2 x Presseamt - Kieler Woche -
z. K . u. w. V. 

b) Haupta~t 00.0 z . K . 
IJ " 17 IJ " a) Presseamt - Kieler Woche -

z. K. u.w . V . 
b) 2 x Kämmereiamt z. K. 
c) Rechnungsprüfungsamt z. K. 

IJ IJ 18 " " a) Presseamt z . K. u . w . V. 
b) 2 x Kämmereiamt z. K. 
c) Rechnungsprüfungsamt z. K . 

" " 19 " " a) Tiefbauamt z. K . u . w . V . 
b) Schul- und Kulturamt z . K . 
:I ~'tAfw.{ti.l'~I/M,,'.'d 1; J( 1.0 # V 

Nichtöffentliche Sitzung 

" IJ 1 " " a) 2 x P resseamt - Kieler Woche -
z. K . u. w . V. 

b) ~au~t~t 0 .0 z K . 
( rr'J~ ' Itm I I 1.. // • 

" " 2 " IJ a) 2 x Kämmereiamt z . K .u. w . V . 
b) Rechnungsprüfungsamt z . K. 

" " 3 " " a) Liegenschaftsamt z . K . u . w . v. 
b) Kämmereiamt z. K. 
c) Rechnungsprüfungsamt z. K. 

" " 4 " " a) Liegenschaftsamt z . K . u. w . v . 
b) Kämmereiamt z. K . 
c) Rechnungsprüfungsamt z. K. 

IJ " 5 " " a) Liegenschaftsamt z. K . u. w . V. 
b) Kämmereiamt z . K . 
c) Rechnungsprüfungsamt z . K. 

" " 6 " " a) Liegenschaftsamt z . K . u. w . V. 
b) Kämmereiamt z . K . 
c) Rechnungsprüfungsamt z . K . 

" " 7 " " Liegenschaftsamt z. K. u . w. V. 

" " 8 " " a) Liegenschaftsamt z. K . u . w. V . 
b) Kämmereiamt z . K. 
c) Rechnungsprüfungsamt z . K . 

3) ZdA. 
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